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I. Teilnehmer 

Der Deutschen Delegation gehörten folgende Mitglieder 
an: 

- Abg. Rudolf Bindig (SPD), Leiter der Delegation, 

- Abg. Ulrich Adam (CDU/CSU), 

- Abg. Herbert Frankenhauser (CDU/CSU), 

- Abg. Klaus-Jürgen Hedrich (CDU/CSU), 

- Abg. Gerd Höfer (SPD), 

- Abg. Jelena Hoffmann (SPD), 

- Abg. Renate Jäger (SPD), 

- Abg. Klaus-Werner Jonas (SPD), 

- Abg. Peter Letzgus (CDU/CSU), 

- Abg. Sahine Leutheusser-Schnarrenherger (FDP), 

- Abg. Dr. Christine Lucyga (SPD), 

- Abg. Walter Riester (SPD), 

- Abg. Bernd Sichert (CDU/CSU), 


- Abg. Rainder Steenhlock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN), 

- Abg. Rita Streh-Hesse (SPD), 

- Abg. Marianne Tritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN), 

- Abg. Verena Wohllehen (SPD). 

II. Zusammenfassung 

Die Entschließungen und Empfehlungen sind ebenso wie 
die Reden und Fragen der Mitglieder der Delegation der 
Bundesrepublik Deutschland im Anhang im Wortlaut ab- 
gedmckt. 

Den Bericht des Ministerkomitees trug der amtierende 
Vorsitzende des Ministerkomitees und portugiesische Au- 
ßenminister, Diego Freitas do Amaral, vor. Zu der Ver- 
sammlung sprachen weiterhin Adnan Terzic, der Vorsit- 
zende des Ministerrates von Bosnien und Herzegowina, 
Chaudhry Amir Hussain, der Präsident der Vereinigung 
Asiatischer Parlamente für den Frieden (AAPP) und Prä- 
sident der Nationalversammlung Pakistans, Jose de 
Venecia, der Vorsitzende des Beirates der AAPP und Prä- 
sident des Kongresses der Philippinen sowie Jaap de 
Hoop Scheffer, Generalsekretär der NATO. Der General- 
sekretär des Europarates, Terry Davis, gab eine Stellung- 
nahme im Anschluss an die Dringlichkeitsdebatte zum 
Dritten Gipfel ab. 

An der Tagung nahmen Parlamentarier aus den 46 Mit- 
gliedstaaten des Europarates sowie Beobachter aus Israel, 
Kanada und Mexiko teil. 

Viel Aufmerksamkeit fand der Monitoringbericht zu den 
von Russland eingegangenen Pflichten und Verpflichtun- 
gen der Ko-Berichterstatter Abg. Rudolf Bindig (SPD) 
und des britischen Abg. David Atkinson. Der Bericht der 
deutschen Abg. Marianne Tritz (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) zur gegenwärtigen Situation im Kosovo stand 
im Mittelpunkt einer weiteren Debatte über den zukünfti- 
gen Status des Kosovo. Auf dem Prüfstand standen auch 
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das Funktionieren demokratiseher Institutionen in Aser- 
baidsehan und die Situation der politisehen Gefangenen 
in Aserbaidschan. Die Delegierten diskutierten einen Be- 
richt des deutschen Abg. Klaus-Werner Jonas (SPD) zur 
Rolle der Weltbank und des Internationalen Währungs- 
fonds. In einer Dringlichkeitsdebatte beriet die Versamm- 
lung über die Ergebnisse des Dritten Gipfels der Staats- 
und Regierungschefs in Warschau und die Umsetzung des 
dort verabschiedeten Aktionsplans. Weiterhin gab es eine 
Dringlichkeitsdebatte zum Verfassungsreformprozess in 
Armenien und eine Aktualitätsdebatte zur Situation in 
den Republiken Zentralasiens. 

Anlässlich des 50. Jahrestages des Europa-Preises, der 
dieses Jahr an Kaliningrad verliehen wurde, gab es eine 
Zeremonie. Auch die Versammlung der Westeuropäi- 
schen Union beging ihren 50. Jahrestag in einer feierli- 
chen Veranstaltung. 

III. Schwerpunkte der Beratungen 

Die Ko-Berichterstatter Abg. Rudolf Bindig (SPD) und 
Abg. David Atkinson (EDG/Großbritannien) stellten ih- 
ren Bericht zur Überprüfuug der Eiuhaltuug der vou 
Russlaud eiugegaugeueu Pflichteu uud Verpflichtuu- 

geu, den sie im Auftrag des Monitoringausschusses er- 
stellt hatten, vor. Die Berichterstatter betonten, dass es in 
den vergangenen fünfzehn Jahren Fortschritte in Russ- 
land in Richtung auf Rechtsstaatlichkeit und Demokratie 
gegeben habe, und Russland beträchtliche Anstrengungen 
unternommen habe, um seine Pflichten und Verpflichtun- 
gen einzuhalten. Die Todesstrafe sei jedoch offiziell nicht 
abgeschafft worden, und es habe keinen Rückzug der rus- 
sischen Truppen aus Moldau gegeben. Das von der Duma 
verabschiedete Paket an Reformen, das im Herbst 2004 
eingeleitet wurde mit dem Ziel, „die Vertikale der Macht“ 
zu stärken, gäbe Anlass zu schwerwiegender Besorgnis, 
da es in vielerlei Hinsicht das System der wechselseitigen 
Kontrolle der Verfassungsorgane aushöhle. Abg. Rudolf 
Bindig hob in seiner Vorstellung des Berichts besonders 
die problematische Reform der Prokuratura hervor, die 
der Staatsanwaltschaft extensive Befugnisse übertrage, 
die nicht mit allgemeinen demokratischen Befugnissen 
und den Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit zu vereinbaren 
seien. Es sei zu begrüßen, dass die Strafvollzugsanstalten 
nun nicht mehr in der Verantwortung des Innenministeri- 
ums, sondern des Justizministeriums lägen. Allerdings 
stünde ein Gefängnis noch immer unter der Verwaltung 
des FSB. Zu kritisieren bleibe ferner der hohe Kranken- 
stand der Gefängnisinsassen und die Überbelegung der 
Untersuchungsgefängnisse. Ein wesentlicher Kritikpunkt 
sei auch die Menschenrechtslage in Tschetschenien, die 
bereits in einem im Oktober 2004 vorgelegten Bericht 
(siehe Bundestagsdrucksache 15/4596 vom 23. Dezember 
2004) Gegenstand der Diskussion in der Versammlung 
war. Nach wie vor bestehe ein Klima der Straflosigkeit, 
und Beschwerdeführer beim Europäischen Menschen- 
rechtsgerichtshof und ihre Angehörigen würden einge- 
schüchtert und sogar umgebracht. Besondere Bedeutung 
im Bericht werde auch der mangelnden Medienfreiheit 
beigemessen. 


Die Delegierten entschieden im Anschluss an die Debatte 
mehrheitlich, dass das Monitoring- Verfahren zu Russland 
fortgeführt werden solle und zwar so lange, bis genügend 
Beweise über substanzielle Fortschritte vorlägen. Die 
Versammlung forderte in ihrer Entschließung eine Stär- 
kung des russischen Parlaments, eine pluralistische und 
unparteiische Rundfunk- und Femsehberichterstattung 
und normale Bedingungen für die Zivilgesellschaff. 
Ebenso forderte sie die russischen Behörden hinsichtlich 
der Abschaffung der Todesstrafe auf, unverzüglich das 
Protokoll Nr. 6 zur Europäischen Menschenrechtskon- 
vention zu unterzeichnen. Ein Antrag, der hauptsächlich 
von Abgeordneten aus Polen und dem Baltikum gestellt 
wurde, mit der Forderung, im kommenden Jahr Russland 
das Stimmrecht im Europarat zu entziehen, wenn bis da- 
hin die Todesstrafe nicht abgeschafft sei, fand allerdings 
keine Mehrheit unter den Delegierten. Die Versammlung 
empfahl dem Ministerkomitee, die von den russischen 
Behörden festgestellten Hindernisse in Bezug auf die Ra- 
tifizierung der Übereinkommen des Europarates zu analy- 
sieren. Da die bestehende Unterstützung Russlands durch 
den Europarat auf Grund der Größe und Vielfalt des Lan- 
des nicht ausreiche, forderte die Versammlung deutlich 
mehr Finanzmittel, um das Land bei der Erfüllung seiner 
Verpflichtungen zu unterstützen. Außerdem forderte sie 
das Ministerkomitee auf sicherzustellen, dass das Moni- 
toring zur Menschenrechtslage in Tschetschenien unter 
der Schirmherrschaft des Generalsekretärs fortgesetzt 
wird und das Thema regelmäßig auf der Tagesordnung 
des Ministerkomitees und der Ministerstellvertreter bleibt 
(Entschließung 1455 (2005) und Empfehlung 1710 
(2005)). 

Die Versammlung diskutierte den Bericht zur gegenwär- 
tigen Sitnation im Kosovo, der von der deutschen Abg. 
Marianne Tritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) im Auf- 
trag des Politischen Ausschusses erstellt worden war. Die 
Berichterstatterin zeigte sich besorgt über die Lage im 
Kosovo angesichts der ethnischen Gegensätze, des feh- 
lenden Minderheitenschutzes und der mächtigen Geheim- 
dienste der politischen Parteien. Sie hob hervor, dass die 
Frage des zukünftigen Status des Kosovo nach wie vor 
offen sei, was auch Ungewissheit hinsichtlich der politi- 
schen Stabilisierung der gesamten Region mit sich 
bringe. Sie glaube jedoch nicht, dass sich durch die Klä- 
rung der Statusfrage allein Probleme wie die hohe Ar- 
beitslosigkeit und die katastrophale wirtschaftliche Lage 
beseitigen lassen. Vielmehr müssten von Kosovo-albani- 
scher Seite eigene Anstrengungen unternommen werden 
und von den Verantwortlichen in der Regierung grund- 
sätzliche rechtliche und wirtschaftliche Reformen durch- 
geführt werden. Die Berichterstatterin wies auch auf die 
schwierige Situation der Vertriebenen und Flüchtlinge 
hin, die freiwillig oder unfreiwillig wieder in ihre Heimat 
zurückkehren. Sie schlug daher aus humanitären Gründen 
vor, denjenigen Flüchtlingen, die sich schon lange im 
Ausland aufhalten, die dort Kinder geboren und erzogen 
haben, endlich eine langfristige Perspektive in den Gast- 
ländern zu bieten. 

Die Versammlung nahm die Entschließung und die Emp- 
fehlung mit großer Mehrheit bei jeweils lediglich einer 
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Enthaltung an. Die Versammlung forderte die Regierung 
von Serbien und Montenegro sowie die politischen Kräfte 
der Serben im Kosovo und anderer Minderheiten auf, ei- 
nen echten Dialog miteinander zu beginnen und zu einer 
für alle Seiten annehmbaren Lösung zu finden. Betref- 
fend die Rückkehr der abgewiesenen Asylbewerber und 
anderer Personen aus dem Kosovo appellierte die Ver- 
sammlung an die Mitgliedstaaten des Europarates, die 
Auffassung des Hohen Flüchtlingskommissars der Ver- 
einten Nationen hinsichtlich des weiterhin bestehenden 
Schutzbedürfnisses von Personen aus dem Kosovo zu be- 
achten. Außerdem sollten die Mitgliedstaaten sich um 
eine Vergrößerung der Aufnahmekapazitäten des Kosovo 
bemühen und dazu Mittel für den Wohnungsbau, die er- 
forderlichen Aufhahmestrukturen und andere grundle- 
gende Versorgungsleistungen für die Rückkehrer bereif- 
stellen (Entschließung 1453 (2005) und Empfehlung 
1708 (2005)). 

ln einer verbundenen Debatte diskutierten die Parlamen- 
tarier über die Umsetzung der Millenniumsentwicklungs- 
ziele. Ein Bericht beleuchtete dabei die Rolle der Welt- 
bank und den Internationalen Währungsfonds, der 
von dem deutschen Abg. Klaus-Werner Jonas (SPD) 
präsentiert wurde, der andere befasste sich mit dem The- 
menkomplex Umwelt. Die Staatengemeinschaft liegt, wie 
die Berichterstatter übereinstimmend betonten, weit hin- 
ter der Zielerreichung zurück. Abg. Jonas begrüßte in sei- 
nem Bericht die Aktivitäten des IWF und der Weltbank 
zur Armutsverringerung, zu deren Reduzierung um 
50 Prozent man sich in den Millenniumszielen verpflich- 
tet habe. IWF und Weltbank seien die wichtigsten Instru- 
mente bei der Finanzierung von Maßnahmen zur Armuts- 
verringerung. Es sei richtig, einen Schwerpunkt auf gute 
Regierungsführung in den Empfängerländem zu legen 
und deren Eigenveranfwortung zu sfärken. Die Armut 
bleibe in unvorstellbarem Maße existent: 1,2 Milliarden 
Menschen lebten von weniger als 1 US-Dollar pro Tag, 
mehr als 1 Milliarde Menschen leben in Slums, ln Afrika 
sinke die Lebenserwartung. Angesichts eines erwarteten 
Bevölkerungswachstums von 6 auf 9 Milliarden in 50 Jah- 
ren bleibe die Armut weiter eine reelle Bedrohung, ln der 
Diskussion wurde wiederholt auf die Problematik des Zu- 
gangs zu sauberem Trinkwasser und der mangelnden 
Nahrungsversorgung in den afrikanischen Ländern einge- 
gangen; auch Korruptionsbekämpfung sei in vielen Län- 
dern ein Schlüsselproblem. Gefordert wurde, dass die 
entwickelten Länder neue Technologien, z. B. zur Abfall- 
entsorgung, an die Entwicklungsländer weitergeben. Par- 
lamentarier kritisierten die fehlende Kontrolle bei der 
Umsetzung der Ziele, ln der verabschiedeten Entschlie- 
ßung wurden die Mitgliedstaaten zur Verstärkung ihrer 
Unterstützung aufgerufen, insbesondere für Projekte wie 
die Multilaterale Schuldeninitiative, Bildung für alle efc. 
Neben den bereits genannten Projekten unterstrich Abg. 
Jonas insbesondere die Hilfe von IWF und Weltbank für 
die Tsunami-Opfer und forderte Unterstützung der 
Bretton- Woods-Institute, damit diese ihren Weg zur Ar- 
mutsbekämpfung fortsetzen könnten (Entschließung 1449 
(2005) und 1450 (2005)). 


Die Parlamentarische Versammlung debattierte ferner 
über die Lage im Nahen Osten, ln der Entschließung äu- 
ßern die Delegierten Befriedigung darüber, dass der Waf- 
fenstillstand trotz Zwischenfällen in Kraft geblieben isf, 
sowie über die Umsetzung des Disengagement-Plans 
durch Israel und die Fortsetzung des Demokratisierungs- 
prozesses in der Palästinenser Behörde. Die Bemühungen 
beider Seiten wurden gewürdigt, aber auch die kritischen 
Punkte herausgestellt: die Haltung Israels in Bezug auf 
den Mauerbau und illegale Siedlungen; auf palästinensi- 
scher Seite die nicht ausreichende Entwaffnung terroristi- 
scher Gruppen. Die deutsche Abg. Dr. Christine Lucyga 
(SPD) hob hervor, dass ein Weg der Versöhnung denkbar 
und machbar sei und dieser von den Mitgliedstaaten des 
Europarates unterstützt werden solle. Menschenrechts- 
verletzungen auf beiden Seiten müssten unmissverständ- 
lich angeprangert werden und Völkerrechtsverletzungen 
klar angesprochen werden. Gegenstand weiterer Redebei- 
träge war immer wieder die Abschaffung der Todesstrafe, 
da dies zu den grundlegenden Werten des Europarats 
zählt, ln einem parlamentarischen Forum sollen Mitglie- 
der der Knesset, des Palästinensischen Legislativrates 
und der Versammlung zusammen kommen. Die Ver- 
sammlung will dem Palästinensischen Legislativrat 
Beobachterstatus einräumen, wenn die Wahlen frei und 
fair stattgefunden haben und sofern die Todesstrafe abge- 
schafft wird. Angeregt wurde vom Berichterstatter in der 
Debatte, an der 25 Redner sich beteiligten, auch eine 
Wahlbeobachtung unter Beteiligung der PV. Die Ver- 
sammlung wiederholte ihre Forderungen nach Einrich- 
tung eines Fonds zur endgültigen Regelung des Status der 
palästinensischen Flüchtlinge und Vertriebenen unter 
Schirmherrschaft der UN (Entschließung 1452 (2005) 
und Empfehlung 1707 (2005)). 

Die Delegierten beschäftigten sich erneut mit dem wichti- 
gen Thema Medien und Terrorismus, nachdem sie in 
der Teilsitzung im April eine Dringlichkeitsdebatte zum 
Thema Freiheit der Presse und die Arbeitsbedingungen 
für Journalisten in Krisengebieten geführt hatte (siehe 
Bundestagsdrucksache 15/5941 vom 29. Juli 2005) 
Grundlegende Frage aus Sicht des Berichterstatter Josef 
Jafab (Tschechien/LDR) ist die Balance zwischen dem 
Schutz der Informations- und Pressefreiheit und der Ge- 
fahr, unbeabsichtigt die Ziele der Terroristen zu unterstüt- 
zen. Seit den terroristischen Angriffen am 1 1 . September 
2001 habe sich der Terrorismus in Form und Ausmaß ge- 
ändert und folglich auch die Berichterstattung hierüber. 
Zunehmend würden die Terroristen die Medien und das 
Internet für ihre Propaganda nutzen. Die Delegierten ver- 
wiesen auch auf den notwendigen Schutz der Menschen- 
rechte der Opfer von Terrorismus und ihrer Familien. 
Hier hätten die Medien eine sehr große Verantwortung zu 
tragen. Die Versammlung gab den in den Medien Tätigen 
Empfehlungen, wie sie mit Terrorakten und Bedrohungen 
umgehen sollten. So könnten die Berufsverbände einen 
Verhaltenskodex für Joumalisfen, Fofografen und He- 
rausgeber enfwickeln, der sich mit Terrorakten und Be- 
drohungen befasst. Die Versammlung forderte auch die in 
den Medien Tätigen auf, davon Abstand zu nehmen, 
schockierende Bilder von Terrorakten zu verbreiten, die 
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die Privatsphäre und die Menschenwürde der Opfer ver- 
letzen. Das Ministerkomitee wurde aufgefordert, unter 
Führung und in enger Zusammenarbeit mit den in den 
Medien Tätigen und deren Berufsverbänden sowie der 
UNESCO und anderen Organisationen, ein Handbuch für 
Journalisten, die über Terrorakte und Gewalt berichten, 
zu erarbeiten (Empfehlung 1706 (2005)). 

ln einer verbundenen Debatte diskutierten die Delegierten 
das Funktionieren demokratischer Institutionen in Aser- 
baidschan und die Weiterverfolgung der Entschließung 
1359 (2004) betr. politische Gefangene in Aserbaidschan. 
Im Vorfeld der im November 2005 geplanten Parlaments- 
wahlen in Aserbaidschan beschloss die Versammlung 
nach Anhörung des Berichts der beiden Berichterstatter 
Andreas Gross (Schweiz, SOC) und Andres Herkel (Est- 
land, EPP/CD), in enger Zusammenarbeit mit der OSZE 
Wahlbeobachter zu entsenden und im Vorfeld jede nur er- 
denkliche parlamentarische Hilfe zu leisten. Bisher habe 
keine der seit dem Beitritt Aserbaidschans zum Europarat 
(2001) stattgefundenen Wahlen den grundlegenden demo- 
kratischen Standards entsprochen. Die Versammlung kriti- 
sierte zudem, dass bis zum Juni 2005 Kundgebungen der 
Opposition nicht erlaubt gewesen seien und die elektroni- 
schen Medien immer noch unter strenger Kontrolle stün- 
den. Die Versammlung forderte daher die aserbaidschani- 
schen Behörden auf, unverzüglich die uneingeschränkte 
Gewährleistung der Versammlungs- und Meinungsfreiheit 
sicherzustellen, in Bezug auf die Medienfreiheit das freie 
Funktionieren unabhängiger und oppositioneller Medien 
zu garantieren. Außerdem solle das Wahlgesetz gemäß 
den gemeinsamen Empfehlungen der Venedig-Kommis- 
sion/ODlHR geändert werden (Entschließung 1456 
(2005)) 

Die Versammlung beschäftigte sich, seit Beitritt Aser- 
baidschans zum Europarat im Jahr 2001, zum vierten Mal 
mit der Frage der politischen Gefangenen in diesem Mit- 
gliedstaat. Die Delegierten begrüßten, dass seit der Ent- 
schließung 1359 (2004) Präsident llham Alijew sechs Be- 
gnadigungserlasse unterzeichnet hat und 52 politische 
Gefangene und 93 mutmaßliche politische Häftlinge frei- 
gelassen werden konnten. Die Versammlung verurteilte 
jedoch nachdrücklich die schwerwiegenden Unzuläng- 
lichkeiten des aserbaidschanischen Gerichtswesens, die 
zur Konstruktion neuer Fälle führen, die häufig nicht den 
Tatsachen entsprechen. Auch seien weiterhin Hunderte 
von Menschen aus eindeutig politischen Beweggründen 
von den aserbaidschanischen Behörden festgenommen 
und verurteilt worden. Die Versammlung stellte fest, dass 
Aserbaidschan seine Zusicherung, die Frage der politi- 
schen Gefangenen bis zur Teilsitzung 2004 zu lösen, 
nicht eingehalten habe. Sie bekräftigte daher ihre Forde- 
rung, eine schnelle und dauerhafte Lösung für diese Frage 
zu finden und empfahl dem Minisferkomifee, enfspre- 
chend auf die aserbaidschanischen Behörden einzuwir- 
ken. Zudem solle das aserbaidschanische Parlamenf als 
Maßnahme der nationalen Versöhnung unverzüglich ein 
Gesetz zur Gewährung einer Generalamnestie für an be- 
stimmfen Ereignissen befeiligfe Personengruppen verab- 
schieden (Enf Schließung 1457 (2005) sowie Empfehlung 
1711 (2005)). 


Im Anschluss an das am 15. und 16. Mai 2005 in War- 
schau sfaffgefimdene Dritte Gipfeltteffen der Sfaafs- und 
Regierungschefs erörferfe die Versammlung in einer 
Dringlichkeitsdebatte zur Weiterverfolgung des 
Dritten Gipfels die erzielten Ergebnisse und deren wei- 
tere Umsetzung. Die Versammlung hatte bereits vor dem 
Gipfel in ihrer Teilsitzung vom Januar 2005 dieses Jahres 
eine Empfehlung 1693 (2005) angenommen (siehe auch 
Bundestagsdrucksache 15/5298). Die Delegierten be- 
grüßten nun, dass die in der genannten Empfehlung ent- 
haltenen Vorschläge entweder ganz oder teilweise auch in 
die Schlussdokumente des Gipfels aufgenommen wur- 
den. Sie betonten, wie wichtig es sei, eine verbesserte Zu- 
sammenarbeit, Konsultation und Koordinierung der Akti- 
vitäten zwischen dem Europarat und der Europäischen 
Union zu erreichen. Jean Claude Juncker, Ministerpräsi- 
dent von Luxemburg, hatte sich auf dem Gipfel bereit 
erklärt, ein Papier mit Vorschlägen für eine bessere Zu- 
sammenarbeit zwischen den beiden Organisationen zu er- 
arbeiten. 

Positiv hervorgehoben wurde die beschlossene Schaffung 
eines „Rats der Weisen“, der sich mit der Gewährleistung 
der Effizienz des Europäischen Gerichtshofs für Men- 
schenrechte befassen solle. Allerdings forderte die Ver- 
sammlung auch ein Mitsprache- und Vorschlagsrecht bei 
der Ernennung der „Weisen“ in diesem Gremium durch 
ihren Präsidenten, da sie sich seit Jahren an der Reform 
und der Entwicklung des Gerichtshofs beteiligt. Auch bei 
der Schaffung eines „Europäischen Forums für die Zu- 
kunft“ der Demokratie forderten die Delegierten eine um- 
fassende Beteiligung. Die Versammlung ist der Auffas- 
sung, dass sich das Forum aus einer gleichen Zahl von 
Vertretern der Versammlung, dem Kongress der Gemein- 
den und Regionen Europas, der Regierungen und der 
Bürgergesellschaft zusammensetzen sollte. Aufgabe die- 
ses Forums solle sein, regelmäßig Berichte über den 
Stand der Demokratie in den Mitgliedstaaten des Europa- 
rates und über mögliche Maßnahmen, die zur Behebung 
unbefriedigender Situationen ergriffen werden sollten, zu 
verabschieden und zu veröffentlichen. 

Die Versammlung empfahl dem Ministerkomitee unter 
anderem, in der kommenden Teilsitzung im Oktober ei- 
nen Zeitrahmen für seine geplanten Aktivitäten vorzule- 
gen und die Versammlung zusammen mit dem Europäi- 
schen Parlament an den Vierparteien-Treffen zwischen 
dem Europarat und der Europäischen Union zu beteili- 
gen. Außerdem solle das Ministerkomitee die notwendi- 
gen Mittel zur Verfügung stellen, um dem Europarat zu 
ermöglichen, die auf dem Dritten Gipfel festgelegten 
Aufgaben und Prioritäten umzusetzen und durch finanzi- 
elle Ressourcen die weitere Arbeit des Europäischen Ge- 
richtshofs für Menschenrechte zu gewährleisten (Emp- 
fehlung 1712 (2005)). 

Der Generalsekretär des Europarates, Terry Davis, 

betonte in seiner anschließenden Rede vor der Versamm- 
lung, dass er und das Generalsekretariat seit der Verab- 
schiedung des Aktionsplans auf dem Dritten Gipfel jede 
Aktivität des Europarates daraufhin überprüft hätten, ob 
sie der Förderung der drei Hauptziele des Europarates 
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- Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit - 
diene. Außerdem solle der Europarat sich mehr zu einer 
Kampagnenorganisation entwickeln und insbesondere in 
zwei Themenbereichen Kampagnen durchfuhren. Dies 
sei zum einen der Themenbereich Folter in seinem wei- 
testen Sinne und zum zweiten der Bereich Rassismus, 
Diskriminierung, Antisemitismus und Islamphobie. 

Die Versammlung führte des Weiteren eine Dringlich- 
keitsdebatte zur Verfassungsreform in Armenien 
durch. Diese Debatte wurde bereits in der letzten Teilsit- 
zung im April 2005 beantragt, aber mit dem Argument 
abgelehnt, dass erst der Besuch der Berichterstatter des 
Monitoringausschusses im Land abgewartet werden solle. 
Die Berichterstatter (Georges Colombier (Frankreich/ 
EPP) und Jerzy Jaskiemia (Polen/SOC) verwiesen darauf, 
dass die Überarbeitung der Verfassung eine Vorausset- 
zung für die Erfüllung einiger der wichfigsfen von Arme- 
nien bei seinem Beitritt zum Europarat eingegangenen 
Pflichten und Verpflichtungen sei. Die Fristen für die Er- 
füllung dieser Pflichten seien jedoch seit langem über- 
schritten. Die Europäische Kommission für Demokratie 
und Recht (Venedig-Kommission) habe mehrmals im 
Einklang mit den armenischen Behörden Vorschläge für 
eine Änderung der Verfassung gemacht, um die Verfas- 
sung in Einklang mit den europäischen Werten zu brin- 
gen. Die Empfehlungen der Venedig-Kommission seien 
vor allem im Hinblick auf das Kräftegleichgewicht zwi- 
schen Präsident und Parlament, die Unabhängigkeit der 
Justiz und die Wahl des Bürgermeisters von Eriwan nicht 
berücksichtigt worden. Die armenischen Delegierten 
stimmten in der Debatte den Erkenntnissen der Berichter- 
statter zu und begrüßten die Forderung nach einer baldi- 
gen Verfassungsreform und einem Referendum in ihrem 
Land. Die Versammlung forderte in ihrer Entschließung 
die armenischen Behörden auf, die Empfehlung der Vene- 
dig-Kommission uneingeschränkt umzusetzen, den Dia- 
log mit der Opposition wieder aufzunehmen und das 
Referendum bis spätestens zum November 2005 durchzu- 
führen. Gleichzeifig forderte sie die Opposition auf, ihren 
Boykott der Parlamentssitzungen aufzugeben und sich für 
die Empfehlungen des Europarates einzusetzen (Ent- 
schließung 1458 (2005)). 

Auf Antrag der türkischen Delegation führte die Ver- 
sammlung eine Aktualitätsdebatte zur Situatiou iu deu 
Republikeu Zeutralasieus durch. Hintergrund waren die 
Unruhen am 13. Mai 2005 in Andijan, in der Republik 
Usbekistan, bei denen eine größere Anzahl von Men- 
schen bei Protesten gegen die Regierung ihr Leben ließ. 
Im Anschluss an dieses Ereignis flohen ca. 450 Personen 


nach Kirgisistan und beantragten Asyl. Die Delegierten 
sprachen sich dafür aus, dass die intemafionale Gemein- 
schaft Kirgisistan unterstütze, damit dieses seinen inter- 
nationalen Verpflichtungen gemäß der Genfer Flücht- 
lingskonvention nachkomme und nicht dem Druck von 
Usbekistan nachgäbe, die angeblichen Terroristen auszu- 
liefem. Der Europarat und die OSZE sollten weiterhin 
eine internationale Untersuchung der Ereignisse fordern, 
da von der durch Präsident Karimov eingesetzten 16-köp- 
figen Untersuchungskommission, bestehend aus Mitglie- 
dern des Parlaments, keine objektive Bewertung der Ge- 
schehnisse zu erwarten sei. Einige Delegierten verwiesen 
aber auch auf die Gefahr, die islamistische Gruppen aus 
Usbekistan und anderen Staaten Zentralasiens für ihre 
Nachbarländer darsfellten. Sie verfrafen den Sfandpunkf, 
dass es sich bei den Demonsfranten eher um Islamisfen, 
als um oppositionelle Demokraten gehandelt habe. 

Die PV debattierte außerdem über das Verschwinden 
nnd die Ermordnng einer großen Zahl von Franen 
nnd jnngen Mädchen in Mexiko (Berichterstatterin: 
Ruth Gaby Vermot-Mangold, SOC/Schweiz). ln Mexiko, 
das bei der PV Beobachterstatus hat, wurden schätzungs- 
weise 350 bis 500 Frauen seit 1993 ermordet, häufig nach 
vorherigem sexuellem Missbrauch. Die Versammlung be- 
grüßte, dass nunmehr Anstrengungen unternommen wer- 
den, um die Verbrechen ernsthaft zu untersuchen und an- 
gemessen zu verfolgen. Als Erfolg wurde genannt, dass 
200 Täter in Haft seien und 230 Fälle aus den letzten 
zwölf Jahren gelöst worden seien. Die Delegierten appel- 
lierten an die zuständigen Gremien des Landes, noch be- 
stehende Gesetzeslücken zu schließen. Zusammenhänge 
wurden mit Grenzproblemen und Drogenhandel herge- 
stellt. Ein Sonderausschuss soll sich mit dem Thema 
„Frauenmord“, das als Straftatbestand im Bundesrecht 
aufzunehmen sei, befassen, ln der Debatte wurde auf die 
Notwendigkeit einer Justizreform und Verfassungsände- 
rung verwiesen; auch die Polizeiarbeit müsse deutlich 
verbessert werden. Wiederholt wurde die unterschiedli- 
che Behandlung von Taten gegenüber Frauen und Män- 
nern kritisiert. Die Verfolgung und Ermordung der Frauen 
sei im Kontext des Gesamtproblems von Gewalt gegen 
Frauen zu sehen. Die Versammlung bot Mexiko die Ein- 
bindung in die gesamteuropäische parlamentarische 
Kampagne gegen häusliche Gewalt an, die 2006 beginnen 
soll. 


Rudolf Bindig, MdB Eduard Liutuer, MdB 

Leiter der Delegation Stellvertretender Leiter 

der Delegation 
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IV. Anhang 

1. Entschließungen und Empfehlungen 


Nummer 

Beschreibung 

Seite 

Entschließung 1449 (2005) 

Die Umwelt und die Millenniums-Entwicklungsziele 

7 

Entschließung 1450 (2005) 

Die Weltbank, der Internationale Währungsfonds und die Verwirklichung 
der Millenniums-Entwicklungsziele 

9 

Entschließung 1451 (2005) 

Der Beitrag der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
(EBWE) zur wirtschaftlichen Entwicklung in Mittel- und Osteuropa 

11 

Entschließung 1452 (2005) 

Die Lage im Nahen Osten 

12 

Entschließung 1453 (2005) 

Die gegenwärtige Lage im Kosovo 

14 

Entschließung 1454 (2005) 

Das Verschwinden und die Ermordung einer großen Zahl von Frauen und 
junger Mädchen in Mexiko 

17 

Entschließung 1455 (2005) 

Die Einhaltung der von der Russischen Föderation eingegangenen 

Pflichten und Verpflichtungen 

18 

Entschließung 1456 (2005) 

Das Funktionieren der demokratischen Institutionen in Aserbaidschan 

22 

Entschließung 1457 (2005) 

Die Weiterverfolgung der Entschließung 1359 (2004) betr. politische 
Gefangene in Aserbaidschan 

24 

Entschließung 1458 (2005) 

Der Prozess der Verfassungsreform in Armenien 

27 

Entschließung 1459 (2005) 

Die Aufhebung der Einschränkungen beim Wahlrecht 

29 

Entschließung 1460 (2005) 

Eine verbesserte Antwort auf die Erfordernisse der psychischen Gesund- 
heit in Europa 

30 

Empfehlung 1706 (2005) 

Medien und Terrorismus 

32 

Empfehlung 1707 (2005) 

Die Lage im Nahen Osten 

34 

Empfehlung 1708 (2005) 

Die gegenwärtige Lage im Kosovo 

34 

Empfehlung 1709 (2005) 

Das Verschwinden und die Ermordung einer großen Zahl von Frauen und 
junger Mädchen in Mexiko 

35 

Empfehlung 1710 (2005) 

Die Einhaltung der von der Russischen Föderation eingegangenen 

Pflichten und Verpflichtungen 

35 

Empfehlung 1711 (2005) 

Die Weiterverfolgung der Entschließung 1359 (2004) betr. politische 
Gefangene in Aserbaidschan 

36 

Empfehlung 1712 (2005) 

Die Weiterverfolgung des Dritten Gipfels 

37 

Empfehlung 1713 (2005) 

Die demokratische Kontrolle des Sicherheitssektors in den Mitgliedstaaten 

40 

Empfehlung 1714 (2005) 

Die Aufhebung der Einschränkungen beim Wahlrecht 

43 

Empfehlung 1715 (2005) 

Eine verbesserte Antwort auf die Erfordernisse der psychischen Gesund- 
heit in Europa 

43 
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Entschließung 1449 (2005)* 

betr. die Umwelt und die Millenniums- 
Entwicklungsziele 

1. Im September 2000 haben die Staaten der General- 
versammlung der Vereinten Nationen einstimmig die 
Millenniums -Erklärung verabschiedet. Die Millen- 
niums-Entwicklungsziele (MDGs) sind Teil des 
Fahrplans (road map) zur Umsetzung der Millen- 
niums-Erklärung bei der Bewältigung der wichtigs- 
ten Herausforderungen für die Entwicklung in der 
Welt. Im September 2005 wird ein Millenniums- 
Überprüfungsgipfel stattfinden zur Bewertung der 
Fortschritte und um Richtungsvorgaben für die Erfül- 
lung der MDGs zu machen. Die nachhaltige Ent- 
wicklung steht im Mittelpunkt der MDGs, und dies 
sollte sich widerspiegeln in den Beschlüssen, die auf 
dem Treffen der Vereinten Nationen im September 
2005 zu treffen sein werden. 

2. Die Parlamentarische Versammlung verweist auf ihre 
Entschließung 1318 (2003) betr. Globalisierung und 
nachhaltige Entwicklung, in der die Verbindungen 
zwischen Globalisierung, weltweiten Risiken und ge- 
meinsamen Verantwortlichkeiten hervorgehoben 
werden, die die Notwendigkeit eines abgestimmten 
Handelns durch die Staatengemeinschaft unterstrei- 
chen, sowie auf ihre Entschließung 1319 (2003) betr. 
die Weiterverfolgung des Weltgipfels über nachhal- 
tige Entwicklung: eine gemeinsame Herausforde- 
rung, in der die Versammlung unterstrichen hat, wie 
parlamentarische Maßnahmen einen nützlichen Bei- 
trag zur nachhaltigen Entwicklung auf weltweiter 
Ebene leisten können. 

3. Die Versammlung begrüßt das Eintreten der Staats- 
und Regierungschefs der Mitgliedstaaten des Europa- 
rates zur Verwirklichung der MDGs, wie in der War- 
schauer Gipfel-Erklärung und dem Aktionsplan vom 
17. Mai 2005 zum Ausdruck gebracht, und insbeson- 
dere den Hinweis auf „das Recht eines jeden Men- 
schen, in einer ausgewogenen und gesunden Umwelt 
zu leben“ (Aktionsplan, lV-3) und auf die „Förderung 
einer nachhaltigen Entwicklung“ (Aktionsplan, 11-7). 

4. Das Ziel der Sicherung der ökologischen Nachhaltig- 
keit (MDG 7) beinhaltet spezielle Zielvorgaben zur 
Einbindung der Grundsätze der nachhaltigen Ent- 
wicklung in einzelstaatliche Politiken und Pro- 
gramme und zur Umkehrung des Verlusts von Um- 
weltressourcen, Senkung des Anteils der Menschen, 
die keinen nachhaltigen Zugang zu hygienischem 
Trinkwasser und grundlegender Abwasserentsorgung 
haben, um die Hälfte (bis zum Jahre 2015), sowie 
Herbeiführung einer erheblichen Verbesserung der 


* Debatte der Versammlung am 20. Juni 2005 (17. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10566, Bericht des Ausschusses für Umwelt, Landwirtschaft 
und kommunale und regionale Angelegenheiten, Berichterstatter: 
Herr Dupraz). Von der Versammlung verabschiedeter Text am 
20. Juni 2005 (17. Sitzung). 


Lebensbedingungen von mindesfens 100 Millionen 
Slumbewohnem (bis zum Jahre 2020). 

5. Die im MDG 7 zusammengefassfen Zielvorgaben 
sind bei weifem noch nichf erfüllt, und zur Berück- 
sichtigung der Umweltbelange muss weitaus mehr 
getan werden. Neben der großen Bedeutung der Ge- 
währleistung der globalen Nachhaltigkeit spielt die 
Umwelt auch eine entscheidende Rolle bei der Um- 
setzung weiterer Millenniums-Entwicklungsziele: 
eine saubere und sichere Umwelt ist in der Tat eine 
notwendige Voraussetzung zur Verwirklichung der 
MDGs, die sich auf die Verbesserung der menschli- 
chen Gesundheit und die Beseitigung von Hunger 
und Armut beziehen. 

6. Nationale sektorbezogene Politiken, wie Umwelt, 
Landwirtschaft, Fischerei, Energie und Bildung, kön- 
nen großen Einfluss auf Hilfs- und Entwicklungspoli- 
tiken der industrialisierten Staaten haben, und damit 
haben sie einen Einfluss auf die Erfüllung der MDGs. 
Eine Reihe von Ländern, einschließlich jener der Eu- 
ropäischen Union, bemühf sich derzeit darum, andere 
Wege zu finden, die dazu beitragen können, die Fort- 
schritte bei der Erfüllung der MDGs zu beschleuni- 
gen. 

7. Die Bilanz der Millenniumsziele der VN in Bezug 
auf die Ökosysfeme, veröffentlichf im März 2005, haf 
gezeigt, dass 60 Prozent der Elemente der Ökosys- 
teme, die das Leben auf der Erde tragen, wie Frisch- 
wasser, saubere Luft oder ein relativ stabiles Klima, 
sich verschlechtert haben oder auf nicht nachhaltige 
Weise genutzt werden. Wir können den menschlichen 
Druck auf die Ressourcen, die die Natur zur Verfü- 
gung sfellt, abbauen, aber dies erfordert radikale Ver- 
änderungen bei der Art und Weise, wie die Natur bei 
der Beschlussfassung auf allen Ebenen berücksichtigt 
werden muss, sowie neue Wege der Zusammenarbeit 
zwischen Regierungen, Unternehmen und Zivilge- 
sellschaft. 

8. Die MDGs sind ein Paket sehr ehrgeiziger Zielvorga- 
ben, aber sie können noch immer bis zum Jahre 2015 
erreicht werden - durch intensive Anstrengungen al- 
ler Beteiligten in Richtung auf verbesserte Regie- 
rungsführung, akfive Mifeinbeziehung der Zivilge- 
sellschaff, Mobilisierung nafionaler Ressourcen, 
befrächtliche Erhöhung der Hilfe und Durchführung 
geeignefer polifischer Reformen auf globaler Ebene, 
z. B. im Handelssektor. 

9. Die Versammlung erkennt an, dass persönliche Ent- 
scheidungen und Entschlüsse in Europa weit rei- 
chende Auswirkungen auf andere Teile der Welt ha- 
ben. Sie erkennt auch an, dass es eine 
Herausforderung für Europa bedeutet, sich mit den 
Auswirkungen seiner eigenen Produktionsweisen 
und Konsumgewohnheiten auf die weltweite Umwelt 
zu befassen und betont, dass eine Abkoppelung von 
wirtschaftlichem Wachstum und Umweltzerstörung 
unabdingbar ist. 
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10. Die Versammlung bekräftigt, dass es notwendig ist, 
die Kosten eines Untätigseins den Kosten gegenüber- 
zustellen, die in Zukunft in einer viel höheren Grö- 
ßenordnung anfallen werden, weil ein verstärktes 
Handeln notwendig sein wird. Die Versammlung ver- 
weist auf ihre Empfehlung 1653 (2005) über „envi- 
ronmental accounting“ (umweltökonomische Ge- 
samtrechnung) als ein Instrument der nachhaltigen 
Entwicklung, in der sie hervorgehoben hat, dass die 
Verabschiedung eines solchen Systems auf allen Ebe- 
nen des Staates es den politischen Entscheidungsträ- 
gem ermöglichen würde zu erfahren, inwieweit ihre 
Beschlüsse Auswirkungen auf die Umwelt haben, 
und dass eine Umweltvariable in die Beschlussfas- 
sungsprozesse einfließen sollte, um Auswirkungen 
der Regiemngspolitik auf die Umwelt deutlicher zu 
machen. 

11. Die Versammlung unterstützt uneingeschränkt die 
Pläne der EU, zur Verwirklichung der MDGs mehr 
zu tun, u. a. indem eine Erhöhung der offiziellen Ent- 
wicklungshilfe, eine Beschleunigung von Reformen 
zur Verbessemng der Hilfsqualität, ein Überdenken 
der Art und Weise, wie die EU die Bedingungen für 
Entwicklung beeinflusst, stärker in den Mittelpunkt 
gerückt werden und um zu gewährleisten, dass Af- 
rika der Hauptbegünstigte dieser neuen Ansätze ist 
und um gleichzeitig neue Chancen für eine Partner- 
schaft zwischen den beiden Kontinenten zu ergreifen. 

12. Die Versammlung hält es für inakzeptabel, dass 
1,2 Milliarden Menschen in der Welt keinen Zugang 
zu sauberem Trinkwasser und 2,6 Milliarden keinen 
Zugang zu grandlegenden sanitären Einrichtungen 
haben. Sie erkennt an, dass die EU-Regierangen jähr- 
lich 1,4 Milliarden Euro für Wasser und Sanitär- 
anlagen in den Entwicklungsländern zur Verfügung 
stellen und dass zusätzliche Ressourcen von der orga- 
nisierten Zivilgesellschafi aufgebracht werden. 

13. Sie begrüßt den Weltwassertag am 22. März 2005, 
der die Internationale Aktionsdekade „Wasser - 
Quelle des Lebens“ einleitete. Sie begrüßt darüber hi- 
naus die Veranstaltung einer Europäischen Solidari- 
tätswoche in Bezug auf wasserbezogene Fragen vom 
17. bis 21. Oktober 2005 in Strassburg unter Beteili- 
gung des Europarates sowie die Veranstaltung eines 
gemeinsamen Kolloquiums mit der Versammlung 
und dem Weltwasserforam über „Local actions for a 
global challenge“, das im März 2006 in Mexiko statt- 
finden soll. 

14. Die Mitgliedstaaten des Europarates sind in einer be- 
vorzugten Lage, was den Zugang zu einer verbesser- 
ten Wasserversorgung betrifft, aber die Qualität des 
Trinkwassers erfüllt oft nicht die grundlegenden Vor- 
schriften und stellt damit ein erhöhtes Gesundheits- 
risiko dar. Der Zugang zu grundlegenden Sanitär- 
einrichtungen in Europa ist hoch, aber die 
Instandhaltung der Abwasserentsorgungssysteme ist 
in vielen Ländern ein Problem. Das Ziel, nachhaltige 
Entwicklungsprinzipien in nationale Politiken und 
Programme zu integrieren, ist ein Vorhaben, bei dem 


es in allen Staaten Verbesserungen geben muss, und 
die Mitgliedstaaten des Europarates müssen ihre An- 
strengungen zur Erzielung von Fortschritten bei einer 
verstärkten ökologischen Ausrichtung ihrer sektorbe- 
zogenen Politiken verstärken. 

15. Angesichts dieser Überlegungen empfiehlt die Ver- 
sammlung den Mitgliedstaaten: 

i. den Zugang zu Wasser und grundlegenden Sani- 
täreinrichtungen für alle sicherzustellen, was als 
ein grundlegendes Menschenrecht betrachtet 
werden sollte; 

ii. die kommunalen Stellen in Bezug auf die Was- 
serversorgung und Bereitstellung von Sanitäran- 
lagen zu entlasten und die Kapazitäten der kom- 
munalen und regionalen Einrichtungen 
(technisch, technologisch und finanziell) zu er- 
höhen, um dieses Ziel zu erreichen; 

iii. die Wasserbewirtschaftung zu verbessern und die 
Dezentralisierung der Beschlussfassung in Be- 
zug auf Wasser- und Sanitärfragen zu erleichtern; 

iv. integrierte Wasserbewirtschaftungspläne und 
Pläne der rationellen Wasserautzung zu erarbei- 
ten, u. a. indem rechtliche und institutioneile 
Rahmen festgelegt werden; 

V. die EU- Wasserinitiative zu unterstützen und sich 
umfassend daran zu beteiligen, damit ihr Ziel, 
zur Verwirklichung der globalen Ziele im Hin- 
blick auf Trinkwasser und Sanitäreinrichtungen 
beizutragen, verwirklicht wird. Dies sollte durch 
die Mobilisierung einer Vielzahl von Partnern 
umgesetzt werden, damit die Koordinierung und 
die Zusammenarbeit bei wasserbezogenen Fra- 
gen auf allen Ebenen im Rahmen eines übergrei- 
fenden politischen Ansatzes der integrierten 
Wasserbewirtschaftung verstärkt werden; 

vi. die Anstrengungen zur Eindämmung nicht nach- 
haltiger Produktionsweisen und Konsumge- 
wohnheiten zu verstärken durch Regulierungen, 
wirtschaftliche Anreize, ökologische Steuerre- 
formen, öffentliche Information und Bildung; 

vii. Umweltfragen in den Dialog mit Partnerstaaten 
aufzunehmen und sie bei ihren Verpflichtungen 
im Rahmen von Umweltvereinbarangen zu un- 
terstützen; 

viii. die nachhaltige Bewirtschaftung der natürlichen 
Ressourcen, einschließlich der biologischen Viel- 
falt, in Entwicklungskooperationsprogramme auf- 
zunehmen; 

ix. zusammenzuarbeiten und sich weiter für die Ent- 
wicklung eines weltweiten Rahmens zur Aus- 
einandersetzung mit den Klimaänderangen nach 
2012 einzusetzen durch Förderung der Umset- 
zung des Kyoto-Protokolls auf der Grundlage ge- 
meinsamer, jedoch differenzierter Zuständigkei- 
ten der Länder, je nach ihren Fähigkeiten; 
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X. sich darum zu bemühen, das Ziel der festgesetz- 
ten öffentlichen Entwicklungshilfe von 0,7 Pro- 
zent des BIP zu erreichen und für die, die dies 
noch nicht getan haben, einen Zeitrahmen festzu- 
legen für die Verwirklichung dieses Ziels, das im 
Jahre 1970 niedergelegt, aber bisher nur von fünf 
Mitgliedstaaten erreicht wurde: Dänemark, Lu- 
xemburg, Niederlande, Norwegen, Schweden. 
Sechs weitere Mitgliedstaaten (Belgien, Frank- 
reich, Finnland, Irland, Spanien und das Verei- 
nigte Königreich) haben Zeitrahmen für die Her- 
beiführung dieses Ziels bis zum Jahre 2015 
festgelegt; 

xi. mit den VN-Sonderorganisationen zusammertzu- 
arbeiten zur Erarbeitung wirksamer Weiterver- 
folgungs- und Überwachungssysteme zur Beur- 
teilung der Fortschritte bei der Erfüllung der 
MDGs und der erforderlichen Maßnahmen; 

xii. sich den Anstrengungen internationaler Geber 
anzuschließen zur Bewältigung der wichtigsten 
Herausforderungen, die in einigen Mitgliedstaa- 
ten festgestellt wurden, wie z. B. 

a. Stärkung der Institutionen und der Gesetzes- 
durchsetzung; 

b. Erarbeitung angemessener rechtlicher Rah- 
men; 

c. Entwicklungen sektorbezogener Strategien, 
insbesondere bei der Wasser- und Luftquali- 
tät; 

d. Erhöhung der finanziellen Ressourcen; 

e. Sensibilisierung der Öffentlichkeit und An- 
regung einer Beteiligung der Bürger; 

f Mittelbereitstellung für die Erhebung und 
Analyse von Dafen; 

g. Entwicklung kommunaler Kapazitäten; 

h. Integration ökologischer und sozialer Priori- 
täten in die Reformen, die die Staaten Mittel- 
und Osteuropas zur Zeit einleiten; 

xiii. multifunktionale Landwirtschaftspolitiken fest- 
zulegen, um die grundlegenden Elemente des Le- 
bens zu erhalten: Wasser, Luft und Boden; 

xiv. internationale Handelsregeln festzulegen im 
Kontext der WTO Doha-Runde, die die nicht 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Landwirt- 
schaft auf die Umwelt besonders berücksichtigen 
im Hinblick auf die Erhaltung von Wasser, Luft 
und Boden. 

16. Die Versammlung fordert die nationalen Parlamente 
auf, dazu beizutragen, die politischen Impulse für die 
MDGs auch nach dem VN-Gipfel im Sepfember 
2005 aufrechfzuerhalten. Sie fordert ferner Initiativen 
zu ergreifen, um zu gewährleisten, dass die Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten dafür Sorge fragen, dass ihre 
Zusagen in Bezug auf die MDGs eingehalfen werden. 


17. Sie empfiehl! den nationalen, regionalen und kom- 
munalen Behörden, sich im umfassenden Maße im 
Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit bei Aktivitä- 
ten zur Erfüllung der MDGs zu engagieren, damit 
Europa seinen Teil der globalen Verantwortung ge- 
genüber anderen Staaten und Regionen erfüllen kann 
ebenso wie gegenüber der derzeitigen Generation 
und den zukünftigen Generationen. 

18. Die Versammlung fordert die politischen Führer der 
Welt und insbesondere die fünf Mitgliedstaaten des 
Europarates, die der G-8 angehören, nachdrücklich 
auf, ihr Engagement im Hinblick auf die Umsetzung 
der MDGs deutlich zum Ausdruck zu bringen, ein- 
schließlich durch Sofortmaßnahmen zur Bekämpfung 
des Klimawandels, die auf dem G-8 Gipfeltreffen in 
Schottland vom 6. bis 8. Juli 2005 beschlossen wer- 
den könnten. 


Entschließung 1450 (2005)* 

betr.: die Weltbank, den Internationalen 
Währungsfonds und die Verwirklichung 
der Millenniums-Entwicklungsziele 

1. Die Millenniums-Entwicklungsziele (MDGs) der 
Vereinten Nationen, die von der Staatengemeinschaft 
im Jahre 2000 verabschiedet wurden, sind der grund- 
sätzliche Ausdruck ihres Engagements für die Aus- 
einandersetzung mit der weltweiten Armut und der 
sozialen Ungleichheit. Mit dem Jahr 2005 wird ein 
Drittel des Weges in Richtung auf das Zieldatum der 
MDGs zurückgelegt sein, und es wird nun klar, das 
die Staatengemeinschaft - einschließlich des Gebiets 
des Europarates - bei der Verpflichtung, diese Ziele 
rechtzeitig zu erfüllen, weit hinter dem Zeitplan zu- 
rückliegt. Ein Aufholen wird nur noch möglich sein, 
wenn eine neue Entschlossenheit zu mobilisieren sein 
wird, und die Bretton- Woods Einrichtungen - die 
Weltbank und der Internationale Währungsfonds 
(IWF) - sind die wichtigsten Instrumente, durch die 
dies getan werden kann und muss. 

2. Die Parlamentarische Versammlung erkennt den gro- 
ßen Einfluss an, den die Weltbank und der IWF auf 
die Weltwirtschaft und die soziale Entwicklung im 
Verlauf der Jahre gehabt haben, sieht aber auch die 
neuen Herausforderungen, die sich durch eine neue 
Weltwirtschaft ergeben. Neue Strategien sind erfor- 
derlich, um sich einem Globalisierungsprozess zu 
stellen, der sowohl Vorteile für einige, aber auch neue 
wirtschaftliche Risiken für viele andere enthält. Vor 
diesem Hintergrund ist die Überprüfung der Arbeit 
der Weltbank, des IWF und anderer internationaler 
Institutionen eine zwingende politische Aufgabe, 


* Debatte der Versammlung am 20. Juni 2005 (17. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10565, Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und Entwick- 
lung, Berichterstatter: Herr Jonas). Von der Versammlung verab- 
schiedeter Text am 25. Juni 2005 (17. Sitzung). 
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nicht nur für Regierungen, sondern auch im zuneh- 
menden Maße für parlamentarische Institutionen, wie 
die Parlamentarische Versammlung des Europarates, 
die die wichtigsten Gebemationen der Welt vertritt. 

3. Die Vorreiterrolle der Weltbank und des IWF bei den 
weltweiten Bemühungen zur Erfüllung der MDGs 
Spiegel! eine zu begrüßende Umsefzung in Bezug auf 
die Pflichten aller wieder: Reiche Länder stellen 
mehr und bessere Hilfe sowie verstärkten Zugang zu 
ihren Märkten zur Verfügung, und arme Sfaaten kon- 
zentrieren sich auf die Qualität nationaler Politiken, 
auf gute Regierungsführung, Demokratie, Menschen- 
rechte und Rechtsstaatlichkeit. 

4. Die Versammlung spricht der Weltbank und dem 
IWF ihre Anerkennung aus für die rasche und wich- 
tige Antwort auf die Tsunami-Katastrophe im Indi- 
schen Ozean im Dezember 2004. ln diesem Zusam- 
menhang verweist sie auf ihren eigenen Appell, wie 
in ihrer Entschließung 1422 (2005) über Europa und 
die Tsunami-Katastrophe zum Ausdruck gebracht, 
wonach die Mitgliedstaaten des Europarates: „die im 
Zusammenhang mit zugesagten Mitteln und Hilfe für 
die von der Tsunami-Katastrophe betroffenen Länder 
eingegangenen Verpflichtungen einhalten, ohne für 
andere Gebiete zugesagte Hilfe dadurch schmälern.“ 

5. Schuldenerlass für die ärmsten und hochverschulde- 
ten armen Länder ist sehr zu begrüßen. Es ist wichtig, 
dass der Schuldenerlass einhergeht mit stringenten 
Erfordernissen in Bezug auf politische Reformen und 
verbesserte Regierungsführung in den Empfängerlän- 
dem, wie von der Weltbank und dem IWF gefordert, 
und dass dies nicht zu irgendeiner Verringerung der 
offiziellen Entwicklungshilfe durch die Geberländer 
führen sollfe. 

6. Die Versammlung begrüßt den zunehmenden 
Schwerpunkt, den sowohl Weltbank als auch IWF auf 
gute Regierungsführung in den Empfängerländem le- 
gen und sieht dies als entscheidend für die Entwick- 
lung und für ihre Anstrengungen an, das Konzept der 
„Ownership“ (Eigenverantwortung der Partnerlän- 
der) bei derartigen Projekte für die Empfängerländer 
zu versfärken, wie zum Beispiel durch den Mechanis- 
mus zur gegenseifigen Beurteilung und Unterstüt- 
zung im Rahmen der neuen Initiative „Partnerschaft 
für die Entwicklung Afrikas“ (NEPAD). ln diesem 
Zusammenhang unterstützt sie eine Verstärkung der 
Mitarbeiter der Weltbank und des IWF vor Ort und 
erwartet, dass dies weiter fortgeführt werden wird. 

7. Unter Hinweis auf ihrer Entschließung 1396 (2004) 
betr. „die Entwicklungsagenda von DOHA: der Welt- 
handel am Scheidewege“ betont die Versammlung, 
wie wichtig die Handelsliberalisierung als ein grund- 
legendes Instrument für die Verbesserung des Schick- 
sals der ärmeren Staaten ist. Es sind jedoch die 
reicheren Länder, die über die wirtschaftlichen Res- 
sourcen verfügen, um den Ausgleich für Verluste zu 
zahlen, die in Folge der Handelsliberalisierung ent- 
standen sind, ln diesem Zusammenhang ist es wich- 


tig, dass die Bretton- Woods Institutionen und die 
Welthandelsorganisation eng Zusammenarbeiten, ins- 
besondere in Bezug auf Programme zur Finanzierung 
von Anpassungshilfen für Entwicklungsländer und 
bei der Fortsetzung einheitlicher und sich gegenseitig 
unterstützender Politiken durch diese drei Institutio- 
nen. 

8. Die Versammlung würdigt die Anstrengungen der 
Bretton- Woods Institutionen zur Steigerung von 
Transparenz und öffentlicher Beteiligung an ihren 
Aktivitäten, nicht zuletzt durch ihre erweiterten Web- 
Sites. Die Rolle des Parlamentarischen Netzwerks 
der Weltbank (PNoWB) - ein Diskussionsforum für 
weltweite parlamentarische Gruppen, an dem sich die 
Parlamentarische Versammlung des Europarates ak- 
tiv beteiligt - verdient eine weitere Stärkung und 
steht voll und ganz im Einklang mit der Forderung 
der Parlamentarischen Versammlung nach verstärkter 
parlamentarischer Beteiligung bei internationalen In- 
stitutionen. 

9. Folglich: 

i. fordert die Versammlung die Mitgliedstaaten des 
Europarates auf, der Weltbank und dem IWF 
jede notwendige finanzielle und politische Un- 
terstützung bei deren Bemühungen zur Umset- 
zung der Millenniums-Entwicklungsziele der 
Vereinten Nationen zukommen zu lassen und 
diese bei ihrer internen Reform und der Anpas- 
sung an neue Realitäten in der Welt zu unterstüt- 
zen, damit sie ihre Rolle als Verfechter des Wan- 
dels sowohl in den Geber- als auch in den 
Empfängerländem erfüllen können. Dies bein- 
halte! auch, dass sie innerhalb ihrer eigenen Be- 
schlussfassungsgremien den ärmeren Staaten 
mehr Einflussmöglichkeiten übertragen; 

ii. ist die Versammlung der Auffassung, dass die In- 
ternationale Entwicklungsagentur (IDA) der 
Weltbank mit ihren Darlehen und Krediten für 
die ärmsten Staaten besonders bei der Erfüllung 
der MDGs werfvoll isf und fordert die Mitglied- 
staaten des Europarates auf, ihre Unterstützung 
zu verstärken, insbesondere für das Polio-Aus- 
rottungsprogramm, das Programm „Roll back 
Malaria“ und die Bekämpfung von HIV/AIDS; 

iii. bringt die Versammlung besondere Unterstüt- 
zung zum Ausdruck für die derzeitigen Welt- 
bank-lWF Programme, die speziell auf die 
Armufsverringerung ausgerichtet sind, wie die 
Multilaterale Schuldeninitiative (HIPCS) zur Re- 
duzierung der Schuldenlast und die Armutsbe- 
kämpfungsstrategie (PRSPs), um die Empfänger- 
länder zur Selbsthilfe anzuleiten; 

iv. unterstützt die Versammlung nachdrücklich das 
Projekt der Weltbank „Bildung für alle“ (EFA), 
das 1990 eingeleifef wurde, einschließlich der 
EFA „Fasf-frack-lnitiafive“, gesfarfef im Jahre 
2002 - in der Erkenntnis, dass Bildung, insbe- 
sondere für junge Frauen, ein Hauptinsfrumenf 
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für dauerhafte wirtsehaftliehe und soziale Ent- 
wieklung ist. Sie stellt jedoeh bedauernd fest, 
dass unzureiehende Finanzmittel dureh viele Ge- 
berstaaten, einsehließlieh aus dem Bereieh des 
Europarates, weiterhin die uneingesehränkte 
Umsetzung des Projekts verhindern und fordert 
alle Mitgliedstaaten des Europarates auf, ihre 
EFA -Zusagen uneingesehränkt zu erfüllen; 

V. begrüßt es die Versammlung, dass der IWF und 
die Weltbank erneut verstärktes Gewieht auf die 
Handelsförderung als Teil der Enfwieklung ge- 
legf haben und fordert die Mitgliedstaaten des 
Europarates auf, sieh für einen reehtzeitigen Ab- 
sehluss der Verhandlungen der Entwieklungs- 
agenda von Doha einzusetzen - der fair für die 
Entwieklungswelt in Bezug auf Marktzugang zu 
den reieheren Ländern ist und zu einer fortlau- 
fenden Verringerung insbesondere der landwirt- 
sehaftliehen Subventionen führt. 

Entsehließung 145 1 (2005)* 

betr.: den Beitrag der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwickiung (EBWE) zur 
wirtschaftiichen Entwickiung in Mittei- 
und Osteuropa 

1. Im Einklang mit dem 1992 zwisehen dem Europarat 
und der Europäisehen Bank für Wiederaufbau und 
Entwieklung (EBWE) unterzeiehneten Kooperations- 
abkommen hat die Parlamentarisehe Versammlung 
die Arbeit und Sehlüsselaktivitäten der Bank im Ge- 
sehäftsjahre 2004 in den 27 Ländern ihrer Gesehäfts- 
tätigkeit überprüft. Sie begrüßt die Darlehensvergabe 
der Bank in einer Rekordhöhe in 4,13 Milliarden 
Euro zur Finanzierung von Investitionsprojekten und 
ihr verstärktes Sehwergewieht auf wirtsehaftlieh we- 
niger entwiekelten Ländern in Mittel- und Osteuropa 
und in der Kaukasus-Region. 

2. Die Versammlung stellt fest, dass es der Bank dureh 
ihre gute Kapitalanlagen möglieh geworden ist, die 
angekündigte Verlagerung bei ihrer Kreditvergabe in 
Riehtung auf die ärmeren „frühen“ und „mittleren“ 
Länder ihrer Gesehäftstätigkeit fortzusetzen, stellt 
gleiehzeitig aueh solide Bankprinzipien fest und in 
der Tat sowohl eine Übersehreitung der operationei- 
len als aueh der finanziellen Ziele, die in ihrer mittel- 
fristigen Strategie für die Jahre 2004 bis 2007 vorge- 
sehen waren. 

3. Die Russisehe Föderation bleibt das größte Land der 
Gesehäftstätigkeit der EBWE und profitiert von etwa 
einem Drittel der Darlehensvergaben für 2004. Die 
im Jahre 2004 verabsehiedefe neue Landesstrategie 
für die Russisehe Föderation weist auf die Notwen- 


* Debatte der Versammlung am 21. Juni 2005 (18. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10571, Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und Entwick- 
lung (Berichterstatterin: Frau Pirozhnikova). Von der Versammlung 
verabschiedeter Text am 21. Juni 2005 (18. Sitzung). 


digkeit verstärkter institutioneller und struktureller 
Reformen hin sowie auf erforderliehen Anstrengun- 
gen in Riehtung auf wirtsehaftliehe Diversifizierung 
und Modernisierung, Steuerdisziplin und den umfas- 
senden Sehutz der Eigentumsreehte. 

4. Der Beteiligung der EBWE am Stabilitätspakt für 
Südosfeuropa isf Anerkennung auszuspreehen, insbe- 
sondere bei der Förderung der Enfwieklung des Pri- 
vafsekfors dureh Mikro finanzierung, Handelserleieh- 
terung und Verbesserung der Infrastruktur im Bereieh 
Energie, Transport und städtisehe Dienstleistungen. 
Ein anhaltendes Engagement der Bank am Pakt ist 
besonders wiehtig, um weitere wirtsehaftliehe und 
andere Reformen sowie eine verstärkte wirtsehaftli- 
ehe Integration in der Region sieherzustellen. 

5. Die Versammlung begrüßt es, dass sieh die EBWE 
im verstärkten Maße mit der Klärung des komplexen 
Verhältnisses zwisehen Reformen und wirtsehaftli- 
ehem Waehstum in den Ländern ihre Gesehäftstätig- 
keit befasst sowie ihre Sehlussfolgerung, dass - trotz 
anfänglieher Härten und verstärktem Druek auf die 
nationalen Systeme der sozialen Sieherheit - die Öff- 
nung neuer Märkte in Verbindung mit fortlaufenden 
Strukturreformen zu positiven makroökonomisehen 
Ergebnissen im Verlauf der Zeit geführt haben. Dies 
erklärt mit, warum die Länder der Gesehäftstätigkeit 
der EBWE kontinuierlieh in den vergangenen Jahren 
ein sehnelleres Waehstum zu verzeiehnen hatten als 
der weltweite Durehsehnitt und sogar im Jahre 2004 
noeh über 6 Prozent lagen. Trotz beträehtlieher wei- 
terhin bestehender regionaler Disparitäten gelingt es 
den meisten Übergangsstaaten, dadureh anhaltende 
politisehe Stabilität und wirtsehaftliehen Fortsehritt 
zu verzeiehnen, vorausgesetzt, dass die Bestrebungen 
in Riehtung auf eine weitere Konsolidierung der In- 
stitutionen, der demokratisehen Prinzipien und der 
Reehtstaatliehkeit weiter fortgesetzt werden. 

6. Verlässliehe und wirksame Infrastruktumetze sind 
von entseheidender Bedeutung für die wirtsehaftliehe 
Entwieklung. Sie stellen eine große Investitions- 
herausforderung für die Länder der Gesehäftsfäfig- 
keit und für die EBWE als solehe dar. Die Versamm- 
lung würdig! insbesondere den großen Beitrag der 
Bank zur Entwieklung von Aufsiehtsbehörden und 
ordnungspolitiseher Vorsehriften, die kosteneffi- 
ziente, wettbewerbsfähige, umweltverträgliehe und 
ersehwingliehe Infrastruktumefze und Diensfe ermu- 
tigen sowie den Weg bereiten für eine noeh größere 
Beteiligung des Privatsektors. 

7. Die Versammlung verweist auf die bedeutenden 
„Multiplikationsanstöße“ bei den Aktivitäten der 
EBWE insoweit als ihre eigenen Kreditvergaben zu- 
sätzliehe kommerzielle, institutionelle und staatliehe 
Ko-Finanzierungen anziehen. Sie stellt fest, dass die 
Partner der Bank im Jahre 2004 5,4 Milliarden Euro 
investiert haben - und damit doppelt so viel wie im 
vorigen Jahr - bei Projekten, die von der EBWE un- 
terstützt werden. 
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8. Daher: 

i. ermutigt die Versammlung die EBWE, ihre Be- 
teiligung weiter zu verstärken - unter strikter 
Einhaltung ihrer Anforderungen in Bezug auf 
eine Verbesserung bei Mensehenreehten, Demo- 
kratie und Rechtsstaatliehkeit - in Zentralasien, 
insbesondere im Rahmen ihrer neuen Initiative 
für Länder der frühen Transformationsphase zu- 
gunsten von Armenien, Aserbaidschan, Geor- 
gien, der Kirgisischen Republik, Moldau, Tad- 
schikistan und Usbekistan sowie in Bezug auf 
Kasachstan und Turkmenistan; 

ii. begrüßt die Versammlung die neue Landesstrate- 
gie der EBWE für die Russische Föderation und 
unterstützt in diesem Zusammenhang das nach- 
haltige und verstärkte Schwergewicht der Bank 
auf der Entwicklung von Kleinbetrieben in der 
gesamten Region. Sie würdigt insbesondere das 
Engagement der Bank zusammen mit anderen 
Investoren in der Region Kaliningrad, wodurch 
ein Beitrag zur verstärkten Zusammenarbeit zwi- 
schen Russland und der Europäischen Union ge- 
leistet wird; 

iii. unterstützt die Versammlung - nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund, dass auf dem Dritten Gipfel 
der Staats- und Regierungschefs des Europarates 
in Warschau im Mai 2005 ein Übereinkommen 
über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlag- 
nahme und Einziehung von Erträgen aus Straf- 
taten und über die Finanzierung von Terrorismus 
sowie ein Übereinkommen über Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Menschenhandels zur Zeich- 
nung aufgelegt wurden - die Politik der EBWE 
der „Null-Toleranz“ bei jedem Fall von Betrug, 
Korruption und Fehlverhalten, wie z. B. mit 
Hilfe ihrer „Compliance Function“ zur Förde- 
rung von guter Regierungsführung und ihrem 
neuen unabhängigen Rückgriffsmechanismus zur 
Klärung von Beschwerden bei Projekten. Sie 
würdigt ebenfalls die verbesserte Öffentlichkeits- 
politik der EBWE, welche die Tätigkeiten der 
Bank, die Investitionsstrategien und Evaluie- 
rungsaktivitäten für eine Prüfung durch die Öf- 
fentlichkeit zugänglicher machen; 

iv. fordert die Versammlung die Bank auf, bei ihrer 
neuen Politik in Bezug auf Energieprojekte be- 
sondere Aufmerksamkeit auf die Verbesserung 
der Energieeffizienz und Energieeinsparung zu 
legen und unter Berücksichtigung der Tatsache, 
dass die Bank die Verwalterin des Fonds für die 
Ummantelung des Tschernobyl-Reaktors ist, for- 
dert sie die Bank auf, der beträchtlichen zeitli- 
chen Verzögerung, die im Vergleich zu den frü- 
her vereinbarten Bedingungen im Hinblick auf 
die Finanzierung des „Tschernobyl- Schutzfonds“ 
und den Bau des Ummantelungssarkophags 
(Hayat-2) und weiteren Einrichtungen, die im 
Zusammenhang mit der Bewältigung der Nach- 
wirkungen in der Kemkraftanlage Tschernobyl 


stehen, entstanden ist, besondere Aufmerksam- 
keit zu widmen; 

V. stellt die Versammlung die Zusammenarbeit der 
EBWE mit der Entwicklungsbank des Europa- 
rates bei der Unterstützung mehrer Projekte in 
Ungarn und Polen fest und äußert die nachdrück- 
liche Hoffnung, dass eine derartige gemeinsame 
Tätigkeit auch weiter in den Ländern der Ge- 
schäftstätigkeit der EBWE, die in einer frühen 
und mittleren Übergangsphase sind, fortgesetzt 
werden kann. 

Entschließung 1452 (2005)* 

betr. die Lage im Nahen Osten 

1. Die Parlamentarische Versammlung nimmt Bezug 
auf ihre Entschließung 1420 (2005) betr. die Aussich- 
ten auf Frieden im Nahen Osten. 

2. Sie stellt fest, dass mehrere Monate nach der Wahl 
von Mahmoud Abbas zum Präsidenten der Palästi- 
nensischen Autonomiebehörde die Chancen einer 
friedlichen Lösung im Nahen Osten weiterhin offen 
bleiben. Trotz eines ausbleibenden spektakulären 
Durchbruchs wurden einige Fortschritte in Richtung 
auf dauerhaften Frieden erreicht bzw. beginnen sich 
abzuzeichnen. 

3. Die Versammlung äußert Befriedigung darüber, dass 
der Waffenstillstand trotz einiger bedauernswerter 
Vorfälle von Gewalt, die auf beiden Seiten zu ver- 
zeichnen waren, in Kraft geblieben ist und die Zu- 
sammenarbeit zwischen den israelischen und palästi- 
nensischen Sicherheitskräften fortgesetzt wird. 

4. Gleichzeitig bedauert die Versammlung bestimmte 
negative Entwicklungen wie unzureichende Fort- 
schritte bei der Zerschlagung terroristischer Gruppen 
durch die palästinensischen Sicherheitskräfte, die 
Fortsetzung des Baus der Mauer und die Ausweitung 
illegaler Siedlungen in Jerusalem und in der West- 
bank durch Israel. 

5. Die Umsetzung des Entfiechtungsplans durch Israel 
ist zu begrüßen. Die Versammlung verweist jedoch 
darauf, dass diesem Plan der Rückzug aus der West- 
bank folgen sollte im Einklang mit der „Roadmap“, 
die ein gültiges Bezugsdokument für die Friedensver- 
handlungen ist. 

6. Die Versammlung stellt mit Befriedigung fest, dass 
der Demokratisierungsprozess innerhalb der Palästi- 
nensischen Behörde fortgesetzt wurde. Die bevorste- 
henden Wahlen zum Palästinensischen Legislativrat 
werden für weitere Fortschritte in Richtung auf eine 
friedliche entscheidende Lösung entscheidend sein. 


* Debatte der Versammlung am 21. Juni 2005 (19. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10570, Bericht des Politischen Ausschusses, Berichterstatter: 
Herr Margelov). Von der Versammlung verabschiedeter Text am 
21. Juni 2005 (19. Sitzung). 
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Die Versammlung erwartet, dass der Termin für die 
Wahlen ohne jede unnötige Verzögerung festgesetzt 
wird und dass die Wahlen vor Ende des Jahres 2005 
stattfinden werden. 

7. Die Versammlung ist entsetzt über die vom palästi- 
nensisehen Führer Mahmoud Abbas im Februar 2005 
getroffene Entseheidung, das von seinem Vorgänger 
im Jahre 2002 besehlossene Moratorium für die To- 
desstrafe zu beenden. Sie ist sehoekiert über die Hin- 
riehtung von vier Häftlingen am 12. Juni 2005 und 
verurteilt dies nachdrücklieh. Sie besehließt daher, 
mit dem Palästinensisehen Legislativrat einen Dialog 
aufzunehmen, um Parlamentarier bei ihren Bemü- 
hungen zu unterstützen, ein erneutes Moratorium für 
Hinriehtungen einzuführen und die Todessfrafe abzu- 
sehaffen und die Gegner einer Absehaffung an einer 
informierten Debatte zu befeiligen. 

8. Die Versammlung äußert ihre Besorgnis in Bezug auf 
sehwerwiegende Mängel des palästinensisehen Ge- 
richtswesens. Sie betont die Notwendigkeit gravie- 
render Reformen im Hinblick auf die Stärkung demo- 
kratischer Institutionen, die freie Meinungsäußerung, 
die Umsetzung der Rechtstaatlichkeit und die Ge- 
währleistung der Menschenrechte im legislativen, 
rechtlichen und verwaltungsmäßigen Bereich. 

9. Gleichzeitig äußert die Versammlung jedoch ihr Be- 
dauern über die jüngste Hinrichtung von vier Häftlin- 
gen im Juni 2005 und verurteilt dies. Der Europarat 
bietet dem Palästinensischen Legislativrat seine Un- 
terstützung und seinen Sachverstand an im Hinblick 
auf die Einführung eines Moratoriums für Hinrich- 
tungen und die Abschaffung der Todesstrafe und die 
Einbeziehung der Gegner einer Abschaffung in eine 
informierte Debatte. 

10. Jüngste Entwicklungen in benachbarten Staaten, ein- 
schließlich des Rückzugs syrischer Truppen aus dem 
Libanon und der Freilassung jordanischer Gefange- 
ner durch Israel, stellen einen positiven Rahmen für 
den friedlichen Prozess dar. 

1 1 . Die Versammlung isf davon überzeug!, dass der Eu- 
roparaf seine Rolle bei der Förderung demokratischer 
Werte und des interkulturellen und interreligiösen 
Dialogs in der Region verstärken sollte. 

12. Die Versammlung verweist auf ihre frühere Arbeit in 
Bezug auf die Lage der palästinensischen Flüchtlinge 
und insbesondere auf ihre Entschließungen 1156 
(1998) und die Empfehlung 1612 (2003), in der sie 
die Schaffung eines Fonds unter der Schirmherr- 
schaft der Vereinten Nationen für die palästinensi- 
schen Flüchtlinge und Vertriebenen vorgeschlagen 
hat, der ihren endgültigen Status regeln und die Kos- 
ten der Wiederansiedlung und der Entschädigung 
übernehmen soll. 

13. Die Versammlung begrüßt den Beschluss des Politi- 
schen Ausschusses, in Weiterverfolgung der Ent- 
schließung 1420 (2005) ein Dreiparteien Parlamenta- 
risches Forum einzurichten, dass es Parlamentariern 


aus der Knesset, dem Palästinensischen Legislativrat 
und der Parlamentarischen Versammlung ermöglicht, 
auf gleichberechtigter Grundlage zusammenzukom- 
men und dabei Vorschläge für die Agenda und die 
Maßnahmen des Unterausschusses Nahostfragen zu 
machen. 

14. Die Versammlung fordert die israelische Regierung 
nachdrücklich auf: 

i. ihre Position bezüglich des Baus der Mauer zu 
überprüfen und dabei dem Beschluss des Interna- 
tionalen Gerichtshofes Rechnung zu tragen und 
insbesondere keine „faits accomplis“ zu schaf- 
fen; 

ii. davon Abstand zu nehmen, Land und Eigentum 
zu konfiszieren sowie Häuser zu zerstören, um 
weitere Baumaßnahmen fortzusetzen; 

iii. Maßnahmen zu ergreifen, die die Bewegungs- 
freiheit und den Zugang der örtlichen Bevölke- 
rung zu ihrem Land und zu Ressourcen erleich- 
tern, wenn sie durch die Mauer getrennt sind; 

iv. unverzüglich den Bau und die Ausweitung ille- 
galer Siedlungen in der Westbank und in Jerusa- 
lem einzustellen; 

V. Maßnahmen zu planen, die die uneingeschränkte 
Bewegungsfreiheit von Kandidaten für die Parla- 
mentswahlen während des Wahlkampfs sowie 
der Wähler am Wahltag ermöglichen; 

vi. umfassend mit den palästinensischen Behörden 
und der zentralen Wahlkampagne Zusammen- 
arbeiten im Hinblick auf die Ermöglichung völ- 
lig fairer und freier Wahlen; 

vii. einen Entfiechtungsplan für den Gazastreifen als 
einen ersten Schritt in Betracht zu ziehen, dem 
der Rückzug aus anderen Gebieten im Einklang 
mit der „Roadmap“ folgt. 

15. Die Versammlung fordert die Palästinensische Be- 
hörde nachdrücklich auf: 

i. die Anstrengungen zur Zerschlagung und Ent- 
waffnung terroristischer Gruppen beträchtlich zu 
verstärken; 

ii. sicherzustellen, dass Personen, die auf der Liste 
der von Israel gesuchten Personen stehen, nicht 
in die palästinensischen Sicherheitskräfte aufge- 
nommen werden; 

iii. effizientere Untersuchungen anzustellen und Ur- 
heber eines jeden Vorfalls von Gewalt gegen die 
Israelis zur Rechenschaft zu ziehen; 

iv. einen Termin für die Parlamentswahlen ohne 
jede unnötige Verzögerung festzulegen und si- 
cherzustellen, dass die Wahlen vor Ende des Jah- 
res 2005 stattfinden werden; 

V. die Einführung eines unverzüglichen Moratori- 
ums für Hinrichtungen und die Abschaffung der 
Todesstrafe innerhalb von zwei Jahren und eine 
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Kampagne zu Gunsten der Abschaffung der To- 
desstrafe einzuleiten; 

vi. eng mit der Staatengemeinschaft zusammenzu- 
arbeiten, um zu gewährleisten, dass die bevorste- 
henden Parlamentswahlen fair und frei sein wer- 
den. 

16. Die Versammlung fordert beide Seiten auf: 

i. die Zusammenarbeit zwischen ihren Sicherheits- 
kräften zu verstärken; 

ii. den Sachverstand des Europarates zu nutzen, um 
Schulbücher zu überarbeiten mit dem Ziel, eine 
dort vorhandene Sprache des Hasses zu beseiti- 
gen; 

iii. weit reichende Friedensverhandlungen einzulei- 
ten, die zu einem dauerhaften Friedensabkom- 
men führen werden im Einklang mit den von der 
Genfer Initiative festgelegten Parameter. 

17. Die Versammlung beschließt: 

i. in Hinblick auf die Förderung demokratischer 
Werte ihre Zusammenarbeit mit allen Parlamen- 
ten der Region zu verstärken; 

ii. dem Palästinensischen Legislativrat nach den be- 
vorstehenden Parlamentswahlen Beobachter- 
status einzuräumen, vorbehaltlich der Überprü- 
fung, dass die Wahlen fair und frei waren und die 
Todesstrafe abgeschafft wurde; 

iii. ihren Vorschlag für die Einrichtung eines Fonds 
zur endgültigen Regelung des Status der palästi- 
nensischen Flüchtlinge und Vertriebenen unter 
der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen zur 
Finanzierung der Kosten der Wiederansiedlung 
und der Entschädigung bei jeder angemessenen 
Gelegenheit zu fordern, einschließlich auf der 
bevorstehenden internationalen Geberkonferenz 
in London. 

Entschließung 1453 (2005)* 

betr. die gegenwärtige Lage im Kosovo 

1 . Während der zurückliegenden sechs Jahre wurde das 
Kosovo, eine Provinz, die sowohl Teil der Republik 
Serbien als auch Teil der Staatenunion von Serbien 
und Montenegro ist, in Erwartung einer abschließen- 
den Regelung durch eine von den Vereinten Nationen 
eingesetzte Übergangsverwaltung im Einklang mit 
der Resolution 1244 des VN-Sicherheitsrates geführt. 
Die Parlamentarische Versammlung ist der Auffas- 
sung, dass die gegenwärtig noch offene Frage des zu- 
künftigen Status des Kosovo auch Ungewissheit be- 
züglich der weiteren politischen Stabilisierung der 


* Debatte der Versammlung am 21. Juni 2005 (19. Sitzung). Siehe 
Dok. 10572, Bericht des Politischen Ausschusses (Berichterstatterin: 
Frau Tritz). Von der Versammlung verabschiedeter Text am 21. Juni 
2005 (19. Sitzung). 


gesamten Region mit sich bringt, wodurch auch die 
Aussichten der Region auf eine europäische Integra- 
tion betroffen sind. Unter dieser Ungewissheit leidet 
nach Auffassung der Versammlung der wirtschaftli- 
che Erholungsprozess, und durch sie werden zahlrei- 
che Vertriebene und Flüchtlinge aus dem Kosovo da- 
ran gehindert, sich für eine Rückkehr in ihre Heimaf 
zu entscheiden. 

2. Die Versammlung verweist auf ihre Entschließungen 
1375 (2004) zur Lage im Kosovo und 1417 (2005) 
zum Schutz der Menschenrechte im Kosovo und wie- 
derholt ihre Hoffnung und Erwartung, das Kosovo 
möge sich unabhängig von seinem Status zu einem 
Gebiet entwickeln, in dem alle Menschen in Sicher- 
heit leben können, in der die demokratischen Stan- 
dards des Europarats, die Rechtsstaatlichkeit, der 
Schutz der Menschenrechte sowie der Rechte natio- 
naler Minderheiten und die Grundsätze der guten 
Staatsführung in vollem Umfang verwirklicht wer- 
den, wo jedermann sich auf die Europäische Men- 
schenrechtskonvention berufen kann und wo die 
Werte von Demokratie, Toleranz und Zusammenle- 
ben der verschiedenen Kulturen gemeinsam von den 
Menschen und von den Institutionen getragen wer- 
den. 

3. Die bei der Verwirklichung dieser Standards für das 
Kosovo bislang erzielten Fortschritte, so wie sie in 
der am 27. Mai 2005 durch den Sonderbeauftragten 
des Generalsekretärs (SRSG) im Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen vorgefragenen „Technischen Prü- 
fung“ dargelegt sind, machen deutlich, dass gegen- 
wärtig wichtige Schritte in die richtige Richtung ge- 
tan werden. Die Schaffung eines Klimas des 
Vertrauens zwischen den Angehörigen unterschiedli- 
cher Volksgruppen jedoch stellt ein langfristiges Ziel 
dar, dem sowohl diejenigen, die gegenwärtig die Ver- 
antwortung für das Kosovo fragen, als auch die inter- 
nationale Gemeinschaft und insbesondere der Euro- 
parat auch in Zukunft ihre Aufmerksamkeit werden 
widmen müssen. Dieser Prozess der Konsolidierung 
dürfte selbst dann, wenn einmal ein zukünftiger Sta- 
tus für das Kosovo fesfgelegf isf, noch Jahre bean- 
spruchen. 

4. Ebenso isf die Versammlung der Auffassung, dass 
eine infemationale zivile Präsenz im Kosovo weiter- 
hin notwendig sein wird, trotz der schrittweisen 
Übertragung von Befugnissen und Zusfändigkeifen 
an die provisorischen Selbstverwaltungsinsfitutionen 
(PlSG) und des sich anschließenden sfufenweisen 
Abzugs von UNMIK. ln diesem Zusammenhang be- 
grüßt sie die Schlussfolgerungen des Rates der EU 
für Allgemeine Angelegenheiten und Außenbezie- 
hungen vom 13. Juni 2005, insbesondere in Bezug 
auf die zukünftige Präsenz und Rolle der Europäi- 
schen Union im Kosovo. 

5. Die Versammlung ist sich des Umstands bewusst, 
dass in der Frage des Status für das Kosovo die Posi- 
tionen der Regierung von Serbien und Montenegro 
und der Serben im Kosovo einerseits und die Auffas- 
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sung der provisorischen Selbstverwaltungsinstitutio- 
nen (PlSG) sowie der Kosovo-Albaner andererseits 
sehr gegensätzlich sind und sich angesichts dieser 
Polarisierung bedauemswerterweise keinerlei Kom- 
promiss abzeichnet. Wenn jedoch eine friedliche und 
für beide Seifen annehmbare Fesflegung eines zu- 
künftigen Status für das Kosovo gelingen soll, dann 
müssen alle genannfen Akfeure bereif sein, in einen 
polifischen Dialog mifeinander einzufrefen. Ein der- 
artiger Dialog sollte aus diesem Grund gefördert und 
belohnt werden. 

6. Ein Dialog ist auch für die Verwirklichung grundle- 
gender Reformen erforderlich, ln diesem Sinne be- 
trachtet die Versammlung die soeben getroffene Ent- 
scheidung der politischen Vertreter der Serben im 
Kosovo, sich an den Arbeitsgruppen zur Dezentrali- 
sierung zu beteiligen, als eine positive Entwicklung. 
Ebenso sollte das neu geschaffene Politische Forum 
als ein wichtiger Beitrag zur Schaffung der Grund- 
lagen für die enfscheidenden politischen Gespräche 
betrachtet werden, da durch ein solches Forum die 
Oppositionsparteien in den politischen Prozess einbe- 
zogen werden können. Dabei muss jedoch die Maß- 
gabe gelten, dass ein derartiges Forum lediglich eine 
beratende Aufgabe haben kann und dass auch die 
Vertreter der ethnischen Minderheiten zu einer Teil- 
nahme aufgefordert werden. 

7. Die soeben erfolgte Anklage des früheren Premiermi- 
nisters Ramush Haradinaj durch den Internationalen 
Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien 
(ICTY) haf Befürchtungen geweckt, es könne im Ko- 
sovo zu einem erneuten Ausbruch von Gewalt kom- 
men. Selbst für den Fall, dass die fafsächliche Ent- 
wicklung diese Sorgen widerlegen sollte, warnt die 
Versammlung davor, das Ausmaß der Gefahren für 
die Sicherheif im Kosovo zu unferschätzen: laufend 
isf von ethnisch motivierten Zwischenfällen, insbe- 
sondere in einigen Regionen des Kosovo, zu hören. 
Diese Lage frägt dazu bei, dass die genannfen Min- 
derheifen in einem sfändigen Gefühl der Unsicherheif 
leben. 

8. Dieses durch Spannungen geprägfe Klima kann sich 
durch politisch motivierte Übergriffe sowie durch 
Korruptionsvorwürfe gegen Mitglieder der PlSG (der 
provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen) und 
durch Anschuldigungen, sie seien an organisierter 
Kriminalität beteiligt, nur noch weiter verschlech- 
tern. Im Übrigen haben die katastrophale wirtschaft- 
liche Lage, aufgrund der mehr als die Hälfte der Be- 
völkerung von Arbeitslosigkeit betroffen ist, ebenso 
wie die verbreitete Armut und das Fehlen jeder sozia- 
len Grundversorgung ganz offensichtliche, poten- 
ziell destabilisierende Auswirkungen. 

9. Angesichts der kritischen sozialen und wirtschaftli- 
chen Verhältnisse im Kosovo, der unbeständigen Si- 
cherheitslage und der Gefahr aufkommender Span- 
nungen angesichts der nahenden Verhandlungen über 
den Status des Kosovo ist die Versammlung über die 


durch einige Mitgliedstaaten des Europarats bekun- 
dete Absicht besorgt, in den kommenden Monaten in 
größerer Zahl abgewiesene Asylbewerber und andere 
Personen zwangsweise in das Kosovo zurückzuschi- 
cken. Eine solche Politik würde die ohnehin begrenz- 
ten Mittel und Möglichkeiten der Verwaltung im 
Kosovo zusätzlich belasten und sich schließlich de- 
stabilisierend auswirken. Außerdem scheint sie im 
Widerspruch zu den Zusagen mehrerer dieser Länder 
zu stehen, in erheblichem Maße Finanzmittel und mi- 
litärische Unterstützung zu leisten, um damit im Ko- 
sovo dauerhafte Lebensbedingungen und die erfor- 
derliche Sicherheit wiederherzustellen. 

10. Die Versammlung, im Lichte der vorstehenden Dar- 
legungen, 

i. betreffend die Festlegung eines zukünftigen Sta- 
tus für das Kosovo fordert die Regierung von 
Serbien und Montenegro, die politischen Kräfte 
der Serben im Kosovo und anderer Minderhei- 
ten, die PlSG sowie die politischen Parteien der 
Kosovo-Albaner auf, einen echten Dialog mit- 
einander zu beginnen, um dadurch eine friedliche 
und für alle Seiten annehmbare Lösung zu errei- 
chen, wozu Konzessionen von beiden Seiten er- 
forderlich sind; 

ii. betreffend die Schaffung eines integrationsför- 
demd wirkenden, politischen Umfelds im Ko- 
sovo appelliert an: 

a. sämtliche rechtmäßigen politischen Parteien 
im Kosovo, einschließlich jener der Opposi- 
tion, und an die nicht-albanischen Parteien, 
sich mit einer konstruktiven Haltung an dem 
neu geschaffenen Politischen Forum zu be- 
teiligen; 

b. die politischen Vertreter der Serben im Ko- 
sovo, sich uneingeschränkt an den PlSG so- 
wie allgemein am politischen Prozess zu be- 
teiligen. 

iii. betreffend die Rückkehr der abgewiesenen Asyl- 
bewerber und anderer Personen aus dem Kosovo 
appelliert an die Mitgliedstaaten des Europarats, 
in denen die genannten Personen sich befinden, 

a. die Auffassungen des Hohen Flüchtlings- 
kommissars der Vereinten Nationen 
(UNHCR) zu beachten, was das anhaltende 
Bedürfnis von Personen aus dem Kosovo 
nach internationalem Schutz betrifft; 

b. den humanitären Anliegen potenzieller 
Rückkehrer auf Einzelfallbasis große Auf- 
merksamkeit zu schenken und dabei auch 
das Maß ihrer Integration im Aufnahmeland 
sowie ihren Zugang zu menschenwürdigen 
Lebensbedingungen nach ihrer Rückkehr zu 
beachten, insbesondere im Hinblick auf den 
Zugang zu Bildung und Gesundheitsdiens- 
ten; 
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c. sich um eine Vergrößerung der Aufnahmeka- 
pazitäten des Kosovo zu bemühen und dazu 
Mittel für den Wohnungsbau, die erforderli- 
chen Aufnahmestrukturen und andere grund- 
legende Versorgungsleistungen für die Rück- 
kehrer bereitzustellen und ihre langfristige 
Eingliederung im Sinne von Unterbringung 
und Infrastruktur einschließlich einer ange- 
messenen medizinischen Versorgung zu un- 
terstützen; 

d. Programme zur freiwilligen, unterstützten 
Rückkehr in das Kosovo einzuführen, und 
zwar soweit angemessen in Zusammenarbeit 
mit der Internationalen Organisation für Mi- 
gration (lOM); 

iv. betreffend die uneingeschränkte Umsetzung der 
Instrumente des Europarats auf dem Gebiet des 
Kosovo appelliert an UNMIK und KFOR, alle 
noch verbleibenden Hindernisse für die uneinge- 
schränkte Umsetzung der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention, dem Rahmenüberein- 
kommen zum Schutze nationaler Minderheiten 
sowie der Europäischen Anti-Folter- Konvention 
zu beseitigen und auch für ein reibungsloses 
Funktionieren der entsprechenden Monitoring- 
Mechanismen zu sorgen; 

V. betreffend Mechanismen zur Gewährleistung der 
Beachtung der Menschenrechte durch die inter- 
nationalen Behörden fordert sie UNMIK auf, die 
Zuständigkeit der Institution des Ombudsmanns 
für die internationalen Behörden für die Dauer 
ihres Aufenthalts im Kosovo aufrechtzuerhalten 
und sicherzustellen, dass alle zusätzlichen Gre- 
mien wirkliche Verbesserungen im Hinblick auf 
Unabhängigkeit und Effizienz beinhalten, indem 
ihnen insbesondere eine Rolle hinsichtlich der 
Kontrolle normativer Akte übertragen wird und 
indem sie sich verpflichten, seine Entscheidun- 
gen zu befolgen oder für den Fall, dass sie dies 
ausnahmsweise nicht tun, ihre Weigerung hinrei- 
chend begründen; 

vi. betreffend die Rolle des Europarats bzw. seines 
Beitrags zur Lösung der Frage nach dem Status 
des Kosovo und zur Sicherstellung des Errei- 
chens der Standards des Europarats im Kosovo 
fordert den Generalsekretär des Europarats auf, 

a. dem Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen den Sachverstand des Europarats in den 
Bereichen anzubieten, die seinem Mandat 
und seiner Erfahrung entsprechen zur Unter- 
stützung des Sonderbeauftragten, der für die 
Durchführung der umfassenden Bewertung 
der Verwirklichung der Kosovo-Standards 
ernannt wurde; 

b. Kontakte mit UNMIK, den PlSG sowie der 
Regierung von Serbien und Montenegro an- 
zuknüpfen, um zu prüfen, in welchem Maße 


der Europarat sich für eine Förderung des 
Dialogs zwischen den betroffenen Parteien 
zur Vorbereitung der Statusgespräche entwe- 
der auf offizieller oder auf informeller Ebene 
engagieren könnte; 

c. dem Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen den Vorschlag zu unterbreiten, sich wäh- 
rend der Phase der Statusgespräche auf den 
fachlichen Rat der Venedig-Kommission des 
Europarats zu stützen, um zu lebensfähigen 
rechtlichen und verfassungsrechtlichen Vor- 
kehrungen im Hinblick auf den zukünftigen 
Status des Kosovo zu gelangen; 

d. auch weiterhin der internationalen zivilen 
Verwaltung im Kosovo sowie den provisori- 
schen Selbstverwaltungsinstitutionen den 
Sachverstand des Europarats auf den Gebie- 
ten der Dezentralisierung und der Reform 
der lokalen Selbstverwaltung zur Verfügung 
zu stellen und eine Ausweitung dieser Unter- 
stützung auf die nachstehenden Bereiche an- 
zubieten: 

A. Schutz der nationalen Minderheiten; 

B. Gebrauch der Sprachen der Minderhei- 
ten; 

C. interkultureller Dialog; 

D. Kampf gegen Korruption, organisiertes 
Verbrechen, Geldwäsche und Menschen- 
handel; 

E. Demokratisierung und Finanzierung der 
politischen Parteien; 

F. Unabhängigkeit und Leistungsfähigkeit 
der Justizverwaltung; 

vii. in Anbetracht der Bereitschaft der Europäischen 
Union, verstärkte Zuständigkeit für das Kosovo 
zu übernehmen, fordert sie ferner: 

a. die Europäische Union auf, sich dem Euro- 
paraf hinsichtlich seiner Aktivitäten in 
Bezug auf das Kosovo noch enger anzu- 
schließen, wie vom Rat für Allgemeine An- 
gelegenheiten und Außenbeziehungen am 
13. Juni 2005 vorgeschlagen; 

b. den Generalsekretär des Europarats auf, un- 
verzüglich Gespräche mit den zuständigen 
EU-Stellen darüber einzuleiten, wie die Zu- 
sammenarbeit zwischen beiden Seiten in Be- 
zug auf das Kosovo verstärkt werden kann; 

viii. und fordert schließlich angesichts der für die 
nächsfen Monate zu erwartenden Entwicklungen 
ihren Politischen Ausschuss auf, sich auch wei- 
terhin der Lage im Kosovo anzunehmen und so- 
weit erforderlich die Versammlung darüber zu 
unterrichten. 
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Entschließung 1454 (2005)* 

betr. das Verschwinden und die Ermordung 
einer großen Zahi von Frauen und 
junger Mädchen in Mexiko 

1. Hunderte von Frauen und jungen Mädchen - man 
schätzt etwa zwischen 350 und 500 - wurden seit 
dem Jahre 1993 in dem nördlichen mexikanischen 
Grenzstaat Chihuahua ermordet. Die genaue Zahl der 
Opfer ist umstritten, aber die meisten von ihnen wur- 
den in oder in der Nähe der Grenzstadt Ciudad Jua- 
rez, andere in der Landeshauptstadt von Chihuahua 
getötet. Viele wurden entführt und sexuell miss- 
braucht, bevor sie getötet und ihre Leichen in der 
Wüste vergraben wurden; andere wurden Opfer häus- 
licher Gewalt, die bis zum Äußersten ging. Einige 
wenige von ihnen scheinen am Drogenhandel und an 
Mord aus Rachegründen beteiligt gewesen zu sein. 
Einige waren maquiladoms Arbeiterinnen, andere 
Studentinnen und Schulkinder; viele waren junge 
Mütter; die meisten waren arm und im Alter zwi- 
schen 13 und 30 Jahren. Zusätzlich zu den Hunderten 
von getöteten Frauen und jungen Mädchen sind viele 
verschwunden (möglicherweise entführt) und werden 
immer noch vermisst. 

2. Um zu verstehen, was allen diesen Verbrechen ge- 
meinsam ist und was sie von anderen Morden an 
Frauen, die in jedem Land in der ganzen Welt tagtäg- 
lich verübt werden, unterscheidet, ist ein integrativer 
Ansatz erforderlich. Diese Frauen wurden getötet, 
weil sie Frauen sind. Der „Sonderausschuss zur Un- 
tersuchung und Überprüfung der Ermittlungen über 
Morde, die an Frauen in Mexiko verübt wurden, und 
zur Förderung von Gerechtigkeit für die Opfer von 
Frauenmorden“ des mexikanischen Abgeordneten- 
hauses hat den Begriff „Frauenmorde“ geschaffen zur 
Beschreibung dieser Morde, die aus einem Klima der 
allgemeinen Gewalt und der Diskriminierung von 
Frauen resultieren und zu einer Haltung führen, wo- 
nach „Frauen auswechselbar sind und wie ein Ge- 
brauchsgegensfand verwende!, missbrauch! und ent- 
sorgt“ werden können. 

3. Die erste Reaktion auf die Frauenmorde, insbeson- 
dere auf der staatlichen Ebene, war „Verweigerung“; 
weder wurde bei diesen Verbrechen angemessen er- 
mittelt und bestraft, noch setzte man sich mit den 
Hintergründen für Gewalt gegen Frauen in Ciudad 
Juarez und Chihuahua auseinander, was zu einem 
Klima der Straflosigkeit führte. Erst nach Kampa- 
gnen durch die Familien der Opfer und Nichtregie- 
rungsorganisationen wurde das Problem Gegenstand 
einer umfangreichen Berichterstattung in den natio- 
nalen und internationalen Medien und gelangte all- 


* Debatte der Versammlung am 21. Juni 2005 (19. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10551, Bericht des Ausschusses ffir die Gleichstellung von 
Frauen und Männern, Berichterstatterin: Frau Vermot-Mangold). Von 
der Versammlung verabschiedeter Text am 21. Juni 2005 (19. Sit- 
zung). 


mählich in das nationale Bewusstsein Mexikos, was 
zu Reaktionen insbesondere bei den Bundesbehör- 
den, die sich gegenüber internationalen Untersuchun- 
gen offen zeigten, führte. Beträchtliche Anstrengun- 
gen werden mittlerweile von den mexikanischen 
Behörden auf allen Ebenen (städtisch, staatlich und 
bundesstaatlich) unternommen, um das auseinander 
geratene soziale Gefüge in diesen Sfädfen wieder in 
Ordnung zu bringen, Gewalt gegen Frauen auf bun- 
desstaatlicher und staatlicher Ebene zu bekämpfen 
und die Ermordung und das Verschwinden von 
Frauen in Ciudad Juarez und Chihuahua zu untersu- 
chen und sowohl die Verantwortlichen für diese Ver- 
brechen ebenso wie jene, die zunächsf die Unfersu- 
chungen behinderten und dem Lauf der Gerechtigkeit 
entgegenwirkten, vor Gericht zu bringen. 

4. ln den letzten Monaten ist es in einigen Fällen zu 
Verhaftungen gekommen, einschließlich bei „Altfäl- 
len“, die mehrere Jahre zurückliegen, dank einer 
koordinierten Ansfrengung durch die Sfaafsanwalf- 
schaft auf Ebene des Bundessfaafes Chihuahua und 
jene auf Sfaafsebene. Die Parlamentarische Ver- 
sammlung begrüßt insbesondere die Wahl einer 
neuen Generalstaatsanwältin und einer neuen Direk- 
torin des staatlichen Fraueninstitutes durch den Kon- 
gress des Bundesstaates Chihuahua und äußert sich 
zustimmend hinsichtlich der Art und Weise, wie sie 
die Politik und die Prioritäten der Institutionen, de- 
nen sie ab jetzt vorstehen, neu ausrichten. Die Ver- 
sammlung begrüßt ferner die Schaffüng des Postens 
eines Sonderstaatsanwaltes für Menschenrechte im 
Bundesstaat Chihuahua. 

5. Die Versammlung begrüßt ferner die Anstrengungen 
der Sonderkommissionen, die sowohl von mexikani- 
schem Senat als auch vom mexikanischen Abgeord- 
netenhaus eingerichtet wurden, um verfassungsmä- 
ßige und gesetzliche Reformen vorzuschlagen im 
Hinblick auf eine Auseinandersetzung mit dem aku- 
ten Problem und seinen Hintergründen. Die vom me- 
xikanischen Präsidenten eingebrachte Verfassungsre- 
form liegt der Versammlung vor, und die Europäische 
Kommission für Demokratie durch Recht hat eine 
Stellungnahme zu einigen ihrer Aspekte vorgelegt. 
Die Versammlung begrüßt die Arbeit der Bundes- 
beauftragten und des Sonderstaatsanwaltes auf Bun- 
desebene (beides Frauen) und würde sich wünschen, 
dass deren jeweilige Kompetenzen erweitert und ih- 
nen verstärkte Mittel zur Verfügung gesfellt werden. 

6. Trotz eines klar erkennbaren politischen Willens, ei- 
ner generellen Verpflichtung und der Bemühungen 
der staatlichen Stellen und der Bundesbehörden sind 
immer noch viel zu viele Fälle ungelöst und viel zu 
viele Opfer nicht identifiziert. Was noch schlimmer 
ist, ist dass weiterhin derartige Verbrechen begangen 
werden. 17 Frauen und Mädchen wurden bislang al- 
lein dieses Jahr in Ciudad Juarez ermordet. Die Reak- 
tion der Behörden kann nur als unzureichend be- 
zeichnet werden und vermittelt den Eindruck, dass 
sie die Situation noch immer nicht im Griff haben. 
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Die Versammlung fordert Präsident Fox auf, seine 
Erklärung aus dem Jahr 2004 zu bekräftigen, dass die 
Bekämpfung der Frauenmorde allerhöchste Priorität 
für den Staat hat. Es ist dringend notwendig, den 
Worten Taten folgen zu lassen, um das Klima der 
Straflosigkeit für geschlechtsbedingte Gewalt, das 
immer noch in der Region vorherrscht, zu beenden. 
Jedes Regierungsressort muss seinen Zuständigkeiten 
nachkommen und Sofortmaßnahmen ergreifen, damit 
rasche Ergebnisse erzielt und das Vertrauen der Fa- 
milien der Opfer und der Bürgergesellschaft insge- 
samt wieder hergestellt werden. 

7. Die Parlamentarische Versammlung unterstützt die 
mexikanischen Behörden, insbesondere den mexika- 
nischen Kongress und den Kongress des Bundesstaa- 
tes Chihuahua, bei ihren Bemühungen und bekundet 
ihre Bereitschaft, ihnen Unterstützung anzubieten. 

8. Gleichzeitig fordert die Versammlung: 
i. den mexikanischen Kongress auf: 

a. die geplanten Verfassungs- und Gesetzesre- 
formen abzuschließen, um einer Straflosig- 
keit in der Vergangenheit oder in der Zukunft 
für solche schwerwiegenden Menschen- 
rechtsverletzungen entgegenzutreten und si- 
cherzustellen, dass die Staatsanwaltschaft je- 
den einzelnen Fall von „Frauenmord“ auf 
wirksame, rasche und transparente Weise 
untersucht, falls notwendig auf Bundes- 
ebene, und um im Einklang mit der Stellung- 
nahme der Venedig-Kommission die Bestra- 
fung sowohl der Urheber der Verbrechen als 
auch der Beamten zu ermöglichen, die den 
Gang der Justiz behinderten; 

b. dem Vorschlag des vom Abgeordnetenhau- 
ses eingerichteten ,,Sonderausschusses zur 
Untersuchung und Überprüfung der Ermitt- 
lungen über Morde, die an Frauen in Mexiko 
verübt wurde, und zur Förderung von Ge- 
rechtigkeit für die Opfer von Frauenmorden“ 
zu entsprechen und das Verbrechen des 
„Frauenmords“ als Straftatbestand in das 
Bundesrecht Mexikos aufzunehmen und 
eine landesweite Untersuchung über das 
Ausmaß geschlechtsbedingter Gewalt und 
des „Frauenmords“ einzuleiten; 

c. sicherzustellen, dass Entschädigung nach 
transparenten und nicht diskriminierenden 
Kriterien für alle Familien der Opfer von 
Frauenmord in Ciudad Juarez und Chihua- 
hua aus dem Entschädigungsfonds geleistet 
wird, der mit Hilfe großzügiger Beiträge 
durch den mexikanischen Kongress einge- 
richtet wurde, und die Auszahlungen zu 
überwachen; 

d. gerichtliche und staatsanwaltliche Refor- 
men in Betracht zu ziehen zur Förderung der 
Gleichbehandlung (Staatsanwaltschaft/ An- 


klage) sowie der raschen, unparteiischen und 
transparenten Untersuchung von Foltervor- 
würfen; 

e. Programme und Kampagnen zu unterstüt- 
zen, deren Ziel es ist, geschlechtspezifische 
Gewalt, insbesondere in Schulen, zu verhin- 
dern und zu bekämpfen; 

ii. den Kongress des Staates Chihuahua auf: 

a. rasch die Verabschiedung des Gesetzes über 
Transparenz und den Zugang zu Informatio- 
nen in die Wege zu leiten; 

b. in Betracht zu ziehen, das Verbrechen des 
„Frauenmords“ als Straftatbestand in das 
Bundesrecht aufzunehmen; 

c. das staatliche Institut für Frauen in Chihua- 
hua zu unterstützen, insbesondere seine Pro- 
gramme, die darauf abzielen, geschlechts- 
spezifische Gewalt zu verhindern und zu 
bekämpfen. 

9. Die Versammlung bietet an, den mexikanischen Kon- 
gress und den Kongress des Staates Chihuahua einzu- 
binden in die gesamteuropäische parlamentarische 
Kampagne gegen häusliche Gewalt, die im Jahre 
2006 gestartet werden soll. 

10. Die Versammlung beschließt, das Konzept des „Frau- 
enmords“ zu prüfen und in Zusammenarbeit mit den 
mexikanischen Kongress der Frage nachzugehen, 
wie dieses Konzept auf sinnvolle Weise in den euro- 
päischen Kontext übernommen werden kann, ein- 
schließlich einer möglichen Einführung in das euro- 
päische Strafrecht. 

Entschließung 1455 (2005)* 

betr.: die Einhaltung der von der Russischen 
Föderation eingegangenen Pflichten 
und Verpflichtungen 

1. Die Russische Förderation ist dem Europarat am 
28. Februar 1996 beigetreten. Mit ihrem Beitritt hat 
sie sich verpflichtet, seine generellen Verpflichtun- 
gen im Rahmen der Satzung des Europarates, näm- 
lich pluralistische Demokratie, Wahrung der Rechts- 
staatlichkeit und Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten für alle ihrer Herrschaftsgewalt un- 
terstehenden Personen zu respektieren. Die Russi- 
sche Förderation hat auch zugestimmt, innerhalb 
bestimmter Fristen eine Reihe von speziellen Ver- 
pflichtungen, die in der Stellungnahme Nr. 193 
(1996) der Versammlung aufgeführt sind, zu erfüllen. 


* Debatte der Versammlung am 22. Juni 2005 (20. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10568, Bericht des Ausschusses für die Einhaltung der von den 
Mitgliedstaaten eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen (Mo- 
nitoring-Ausschuss), Ko-Berichterstatter: Herr Atkinson und Herr 
Bindig). Von der Versammlung verabschiedeter Text am 22. Juni 
2005 (21. Sitzung). 
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2. ln den vergangenen fünfzehn Jahren hat die Russi- 
sehe Förderation grundlegende Veränderungen erlebt. 
Der letzte Monitoring-Berieht der Versammlung und 
die Entsehließung 1277 (2002), die im April 2002 
verabsehiedet wurde, haben mit Befriedigung die von 
Russland zweifellos gemaehten Fortsehritte in Rieh- 
tung auf Reehtsstaatliehkeit und Demokratie festge- 
stellt sowie die beträehtliehen Anstrengungen, die 
Russland seit seinem Beitritt im Bezug auf die Ein- 
haltung seiner Pfliehten und Verpfliehtungen unter- 
nommen hat. 

3. ln den vergangenen drei Jahren hat die Russisehe 
Förderation eine neue Strafprozessordnung und ein 
Gesetz über den Wehrersatzdienst verabsehiedet, die 
Zahl der Insassen in StrafVollzugseinriehtungen be- 
träehtlieh verringert, das Europäisehe Übereinkom- 
men über die Überstellung verurteilter Personen un- 
terzeiehnet, einen Grenzvertrag mit Litauen ratifiziert 
und einen Grenzvertrag mit Estland unterzeiehnet. ln 
der gleiehen Zeit hat es jedoeh sehr wenige Fort- 
schritte in Bezug auf andere noch ausstehende Ver- 
pflichtungen gegeben, einschließlich jener in Bezug 
auf die offizielle Abschaffung der Todesstrafe, den 
Rückzug russischer Truppen aus Moldau und die 
Verpflichtung, jene vor Gericht zu bringen, die für 
Menschenrechtsverletzungen verantwortlich sind, 
insbesondere im Zusammenhang mit den Ereignissen 
in Tschetschenien. 

4. Der Zeitraum seit dem letzten Monitoring-Bericht 
war auch gekennzeichnet von dem Bestreben der rus- 
sischen Behörden, sich mit einer Reihe von schwer- 
wiegenden Problemen auseinanderzusetzen, die eine 
Bedrohung für die politische Stabilität, den wirt- 
schaftlichen Fortschritt und das normale Funktionie- 
ren demokratischer Institutionen darstellten - und in 
einigen Fällen noch immer darstellen. Zu diesen Pro- 
blemen gehören die anhaltende terroristische Bedro- 
hung in Verbindung mit dem Konflikt im Nordkauka- 
sus, obskure und irreguläre Privatisierungen, die zu 
einer oligarchischen Kontrolle über viele wirtschaft- 
liche Vermögenswerte und Ressourcen Russlands 
führten, sowie Anschuldigungen wegen Korruption, 
in die einige Bundesgouvemeure verwickelt sind, die 
jedoch weder gegenüber den Bundesbehörden, noch 
gegenüber den Menschen, die sie gewählt haben, Re- 
chenschaft ablegen mussten. 

5. Die Parlamentarische Versammlung unterstützt un- 
eingeschränkt die russischen Behörden bei ihren 
Bemühungen, sich mit diesen Problemen auseinan- 
derzusetzen und die Effizienz und die Rechenschafts- 
pflicht des politischen und administrativen Systems 
in Russland zu verbessern. Sie erkennt voll und ganz 
das Recht der russischen Behörden an, Reformen 
durchzuführen, die den wirfschaftlichen, politischen, 
administrativen und historischen Realitäten in Russ- 
land Rechnung tragen. Die Versammlung ist jedoch 
der Auffassung, dass sich die russischen Behörden 
für Lösungen enfscheiden sollten, die im Einklang 


mit den gesetzlichen und politisch verbindlichen 
Normen und Prinzipien des Europarates stehen. 

6. Für die Versammlung ist das Paket an Reformen, das 
im Herbst 2004 eingeleitet wurde mit dem Ziel, „die 
Vertikale der Macht“ zu stärken, Anlass zu schwer- 
wiegender Besorgnis, da es in vielerlei Hinsicht das 
System der wechselseitigen Kontrolle der Verfas- 
sungsorgane aushöhlen kann, welches unerlässlich 
für das normale Funktionieren jeder Demokratie ist. 
Damit die Demokratie richtig funktionieren kann, 
muss die Macht nicht nur vertikal gestärkt, sondern 
auch horizontal geteilt werden. 

7. Die Versammlung ist besorgt über jüngste Gesetzes- 
änderungen in Bezug auf die Wahlen zur Staatsduma 
und die Organisation politischer Parteien, die den 
politischen Wettbewerb in Russland ernsthaft ein- 
schränken werden. Die beträchtlich höhere Wahl- 
hürde (7 Prozent), das Verbot von Koalitionen von 
Wählerlisten und die Verringerung der Mindestzahl 
der Parteien, die im Unterhaus vertreten sein dürfen 
von vier auf zwei, sowie neue restriktive Regelungen 
für Parteien, die bei Wahlen zur Staatsduma antreten 
dürfen, werden die Eingangshürde zum Parlament 
noch viel schwieriger machen, und zwar zu Gunsten 
der bereits in der derzeitigen Staatsduma vertretenen 
Parteien. 

8. Ebenso werden Änderungen, durch die der Präsident 
entscheidenden Einfluss bei der Wahl der regionalen 
Gouverneure erhält, die Zusammensetzung des Ober- 
hauses des russischen Parlamentes - des Fördera- 
tionsrats - b einträchtigen, der derzeit zuständig ist 
für die Kontrolle der Arbeit der Bundesregierung und 
des Präsidenten. Nach den neuen Gesetzen werden 
die Hälfte der Ratsmitglieder durch die regionalen 
Gouverneure ernannt, die ihrerseits durch den Präsi- 
denten ausgewählt werden - und jederzeit entlassen 
werden können. Eine derartige Situation ist ganz ein- 
deutig nicht zu vereinbaren mit dem grundsätzlichen 
demokratischen Prinzip der Gewaltenteilung zwi- 
schen Legislative und Exekutive. 

9. Die Versammlung ist darüber besorgt, dass jüngste 
Vorschläge, Entlassungen und Disziplinarverfahren 
in Bezug auf Richter und die Justizverwaltung der 
Kontrolle der Exekutive zu unterstellen, die Aussich- 
ten auf eine unabhängige und unparteiische Judika- 
tive in der Russischen Förderation untergraben kön- 
nen. 

10. Die kürzlich erfolgte Schaffung einer „Öffentlichen 
Kammer“, der „die Koordinierung der Interessen“ 
zwischen Bürgern, Nichtregierungsorganisationen 
und öffentlichen Stellen obliegt, ist kritisch zu bewer- 
ten. Es ist in der Tat schwer zu verstehen, warum ein 
neues Gremium eingerichtet werden musste, um eine 
Rolle zu übernehmen, die normalerweise durch ein 
demokratisch gewähltes pluralistisches Parlament auf 
der einen Seite und eine wirklich unabhängige, sich 
frei bewegende Zivilgesellschaft auf der anderen 
Seite wahrgenommen wird. 
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11. Delegationen der Versammlung haben die Parla- 
ments- und Präsidentsehaflswahlen im Dezember 
2003 bzw. März 2004 beobaehtet und in beiden Fäl- 
len naehdrüeklieh eine tendenziöse Medienberiehter- 
stattung und die Verwendung administrativer Res- 
sourcen zugunsten des amtierenden Präsidenten und 
seiner politischen Verbündeten festgestellt. Die Ver- 
sammlung ist der Auffassung, dass fehlender Plura- 
lismus und Unparteilichkeit bei Rundfunk und Fern- 
sehen ein unüberwindliches Hindernis für die 
Durchführung wirklich freier und fairer Wahlen und 
für das normale Funktionieren der Demokratie als 
solcher sind. 

12. Die Versammlung fordert daher die russischen Be- 
hörden nachdrücklich auf, die Voraussetzungen für 
das normale Funktionieren der pluralistischen Demo- 
kratie zu verbessern und in dieser Hinsicht: 

i. die gesetzlichen, administrativen und politischen 
Bedingungen, unter denen ein demokratisch ge- 
wähltes und wirklich pluralistisches Parlament in 
der Lage sein wird, die Exekutive nicht nur zu 
unterstützen, sondern auch zu kontrollieren, zu 
stärken; 

ii. die vor kurzem verabschiedeten Gesetze über die 
Wahl der regionalen Gouverneure insoweit zu 
überprüfen, als diese die Zusammensetzung und 
die Unabhängigkeit des Oberhauses des russi- 
schen Parlamentes berühren, damit die uneinge- 
schränkte Beachtung des Grundsatzes der Ge- 
waltenteilung sichergestellt ist; 

iii. die der Gründung der Öffentlichen Kammer zu- 
grunde liegenden Ziele weiterzuverfolgen durch 
die Schaffung zweckmäßiger administrativer, 
steuerlicher und politischer Voraussetzungen für 
das normale Funktionieren der Bürgergesell- 
schaft in Russland; 

iv. Voraussetzungen zu schaffen für eine pluralisfi- 
sche und unparfeiische Rundfunk- und Femseh- 
berichfersfattung durch 

a. die Schaffung einer unabhängigen öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunkanstalt und einer 
unabhängigen Regulierungsbehörde für den 
Rundfunk- und Femsehbereich im Einklang 
mit den Normen des Europarates; 

b. die Voraussetzungen für das normale Funk- 
tionieren der privaten landesweiten Rund- 
funk- und Femsehmedien, das frei von jeder 
staatlichen Einmischung sein muss, zu ver- 
bessern; 

V. unverzüglich die Drangsalierung und Einschüch- 
terung von Mitgliedern der Zivilgesellschaft ein- 
zustellen, die den Behörden gegenüber kritisch 
sind und insbesondere in Journalisten- und Wis- 
senschaftskreisen und unter Umweltschützem zu 
finden sind, und die einer missbräuchlichen An- 
wendung der Gesetze in Bezug auf Diffamierung 
und Staatsgeheimnisse ausgesetzt sind. 


13. ln Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit und den Schutz 
der Menschenrechte fordert die Versammlung die 
russischen Behörden nachdrücklich auf, folgende 
Maßnahmen zu ergreifen: 

i. hinsichtlich der Abschaffung der Todesstrafe un- 
verzüglich das Protokoll Nr. 6 zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention zu ratifizieren. Die 
Versammlung verweist darauf, dass die ur- 
sprüngliche Frist für die Einhaltung dieser Ver- 
pflichtung im Jahre 1999 ausgelaufen ist, und 
dass andere Länder, die dieser entscheidenden 
Verpflichtung nicht nachgekommen sind, mit 
Sanktionen belegt wurden; 

ii. in Bezug auf den Konflikt in der Tschetscheni- 
schen Republik, die in der Entschließung 1403 
(2004) niedergelegten Empfehlungen zu beach- 
ten und insbesondere wirksame Maßnahmen zu 
ergreifen, um den laufenden Fällen von „Ver- 
schwindenlassen“, Folter, willkürlichen Verhaf- 
tungen, incommunicado-Haft (Haft ohne Kon- 
takt zur Außenwelt) in illegalen und geheimen 
Haftanstalten und außergerichtlichen Tötungen 
ein Ende zusetzen, jene Personen vor Gericht zu 
bringen, denen Menschenrechtsverletzungen 
nachgewiesen werden konnten, sich um ein Ende 
des Konfliktes mit friedlichen Mifteln zu bemü- 
hen, die Bestimmungen des humanifären Völker- 
rechfs genauesfens zu beachfen, jedweden 
Versuch, Menschenrechtsakfivisfen und Be- 
schwerdeführer beim Europäischen Menschen- 
rechfsgerichtshof einzuschüchtem und zu drang- 
salieren, gerichtlich zu verfolgen, die in den 
Berichten des Europäischen Ausschusses für die 
Verhütung von Folter enthaltenen Empfehlun- 
gen umzusetzen und deren Veröffentlichung in 
Betracht zu ziehen; 

iii. uneingeschränkt mit dem Europäischen Men- 
schenrechtsgerichtshof zusammenzuarbeiten, da- 
von Abstand zu nehmen, in irgendeiner Weise 
die wirksame Ausübung des Rechtes auf Einzel- 
beschwerde beim Gerichtshof zu behindern und 
rasch und umfassend seinen Urteilen nachzu- 
kommen, insbesondere dem Urteil im Fall Ilascu 
und Andere', 

iv. in Bezug auf Misshandlung und Todesfälle in 
den Sfreifkräften, die nicht in Verbindung mit mi- 
litärischen Konflikten stehen, eine Haltung der 
Nulltoleranz gegenüber dem anhaltenden ende- 
mischen Problem der Verschleierung zu vertreten 
durch Fortbildungsprogramme für Offiziere und 
sysfematische, glaubwürdige und transparenfe 
Untersuchungen und strafrechtliche Verfolgung 
von Verstößen; 

V. in Bezug auf das kürzlich verabschiedete Gesetz 
über den Wehrersatzdienst, dieses zu überprüfen 
im Hinblick auf eine Veränderung seines unver- 
hältnismäßigen Charakters und es in Einklang 
mit den europäischen Verfahren zu bringen; 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-21 - 


Drucksache 15/5967 


vi. die Anstrengungen zu verstärken zur Bekämp- 
fung religiös, ethniseh und rassiseh motivierter 
Gewalt und Diskriminierung, insbesondere die 
Lage jener mesehketisehen Türken, die in der 
Region Krasnodar bleiben wollen, zu verbessern 
und alle erwiesenen Fälle von Drangsalierung 
und Diskriminierung zu untersuehen und zu be- 
strafen; 

vii. den Aussehluss jeglieher gesetzlieher, adminis- 
trativer und steuerlieher Diskriminierung gegen- 
über so genannten nieht traditionellen Konfessio- 
nen zu garantieren und die Umsetzung des 
Bundesgesetzes über die Gewissensfreiheit und 
über die Religionsgemeinsehaften in Einklang 
mit den Normen des Europarates zu bringen; 

viii. die Reformen im Justizbereieh in strikter Über- 
einstimmung mit den Normen des Europarates 
fortzusetzen, um jegliehe Zweifel in Bezug auf 
die Fairness und Unabhängigkeit des Justizsys- 
tems in Russland wirksam zu beseitigen, die u. a. 
im Zusammenhang mit dem Geriehtsverfahren 
gegen führende Vertreter von Yukos entstanden 
waren; 

ix. weiterhin die Prokuratura im Einklang mit den 
einsehlägigen europäisehen Normen und der am 
10. und 11. Juni 2005 verabsehiedeten Stellung- 
nahme der Venedig-Kommission in Bezug auf 
die extensiven allgemeinen Kontrollbefugnisse 
zu reformieren und den in Bezug auf Artikel 5 
der Europäisehen Mensehenreehtskonvention 
eingelegten Vorbehalt zurüekzuziehen; 

X. in Bezug auf das Gesetz über die Bundessieher- 
heitsdienste: 

a. das Gesetz über den Bundessieherheitsdienst 
zu überprüfen, um den Zuständigkeitsbe- 
reieh seiner Untersuehungsvollmaehten und 
Gesetzesdurehsetzungsvorreehte in Einklang 
mit den Prinzipien und Normen des Europa- 
rates zu bringen und damit der Verpfliehtung 
naehzukommen, für die die ursprüngliehe 
Frist bereits im Februar 1997 ausgelaufen 
war; 

b. die Zuständigkeit für Lefortovo und alle an- 
deren Untersuehungshaftanstalten, die der- 
zeit vom Bundessieherheitsdienst verwaltet 
werden, unverzüglieh auf das Justizministe- 
rium zu übertragen; 

xi. in Bezug auf die Europäisehe Charta der Regio- 
nal- oder Minderheitenspraehen diese unverzüg- 
lieh zu ratifizieren und damit der Verpfliehtung 
naehzukommen, für die die ursprüngliehe Frist 
bereits im Februar 1997 ausgelaufen war; 

xii. in Bezug auf die Europäisehe Sozialeharta und 
das Europäisehe Übereinkommen über die Über- 
stellung von Häftlingen diese sehnellstmöglieh 
zu ratifizieren. 


14. ln Bezug auf Russlands Beziehungen zu benaehbar- 
ten und anderen Staaten in der Region, die aueh Mit- 
glieder des Europarates sind, begrüßt die Versamm- 
lung zum einen die vor kurzem zustande gekommene 
Vereinbarung über die Sehließung der restliehen rus- 
sisehen Militärstützpunkte in Georgien, fordert zum 
anderen die russisehen Behörden jedoeh naehdrüek- 
lieh auf, folgende Maßnahmen zu ergreifen: 

i. in Bezug auf den Rüekzug der restliehen russi- 
sehen Streitkräfte und deren Gerät aus dem 
Staatsgebiet von Moldau diesen Rüekzug, der ei- 
gentlieh bis zum Oktober 1997 hätte abgesehlos- 
sen sein müssen, unverzüglieh vorzunehmen; 

ii. in Bezug auf die Behandlung benaehbarter und 
anderer Staaten in der Region als Zonen des be- 
sonderen Einflusses die Politik des „nahen Aus- 
lands“ zu beenden, auf konstruktive Weise zur 
Lösung offener Fragen beizutragen und Aktivitä- 
ten einzustellen, wie z. B. die Ausgabe russiseher 
Pässe für Einwohner der georgisehen Regionen 
von Abehasien und Süd-Ossetien, was - direkt 
oder indirekt - die Souveränität und territoriale 
Unversehrtheit dieser Länder unterminieren 
kann; 

iii. mit den georgisehen Behörden zusammenzu- 
arbeiten, um die Voraussetzungen für die freiwil- 
lige Rüekkehr der mesehketisehen Türken in die 
Regionen zu ermögliehen, aus denen sie zwangs- 
deportiert wurden; 

iv. in Bezug auf eine Entsehädigung für diejenigen 
Personen, die aus den besetzten Baltisehen Staa- 
ten deportiert wurden, und für die Naehfahren 
dieser Deportierten, wie in der Stellungnahme 
Nr. 193 (1996) Absatz 7. xii festgelegt, diese 
Fragen sehnellstmöglieh zu klären; 

V. die Arbeiten zu Unterzeiehnung und Ratifizie- 
rung der Grenzvereinbarungen mit Lettland zum 
Absehluss zu bringen; 

vi. die Konsultation von in der Russisehen Födera- 
tion geführten Arehiven, wie in der Stellung- 
nahme Nr. 183 (1967) Absatz 10. xv festgelegt, 
zu erleiehtem; 

vii. raseh alle in Bezug auf die Rüekgabe von kul- 
turellem und anderem Eigentum, das von Mit- 
gliedstaaten des Europarates beansprueht wird, 
ungelösten Fragen zu klären, wie in der Stellung- 
nahme Nr. 183 (1967) Absätze lO.xii und xiv 
festgelegt; 

viii. in Bezug auf die Beziehungen zu Belarus jede 
der Regierung von Belarus zur Verfügung ge- 
stellte politisehe oder finanzielle Unterstützung 
abhängig zu maehen von der Aehtung der Men- 
sehenreehte und der bürgerliehen Freiheiten des 
belarussisehen Volkes. 

15. Die Versammlung ist ermutigt dureh jüngste Er- 
klärungen der russisehen Delegation, mit denen 
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Fortschritte in Bezug auf die noch ausstehenden Ver- 
pflichtungen versprochen wurden. Sie möchte jedoch 
betonen, dass die russischen Behörden das Tempo der 
Erfüllung der noch ausstehenden Verpflichtungen 
nicht nur beträchtlich beschleunigen, sondern auch 
die Ausrichtung einiger jüngster politischer, gesetzli- 
cher und administrativer Reformen ebenfalls anglei- 
chen sollten. Dies ist besonders wichtig in Bezug auf 
Änderungen, die das normale Funktionieren der 
pluralistischen Demokratie betreffen, was die Veran- 
staltung freier und fairer Wahlen, die Garantie ange- 
messener Rechte für die Opposition, die Rechen- 
schaftspflicht der Exekutive und die Unabhängigkeit 
der Medien voraussetzt. 

16. Vor diesem Hintergrund beschließt die Versammlung, 
ihr Monitoring- Verfahren in Bezug auf die Einhal- 
tung der von der Russischen Föderation eingegange- 
nen Pflichten und Verpflichtungen fortzusetzen, und 
zwar so lange bis ihr genügend Beweise über sub- 
stanzielle Fortschritte, insbesondere in Bezug auf die 
in dieser Entschließung erwähnten Fragen, vorliegen. 

Entschließung 1456 (2005)* 

betr.: das Funktionieren der demokratischen 
institutionen in Aserbaidschan 

1 . Im November 2005 werden in Aserbaidschan Parla- 
mentswahlen stattfinden. Die Parlamentarische Ver- 
sammlung hält diese Wahlen für einen entscheiden- 
den Test für die demokratische Glaubwürdigkeit des 
Landes. Sie verweist darauf, dass alle bisher seit dem 
Betritt Aserbaidschans zum Europarat im Jahre 200 1 
stattgefundenen Wahlen nicht die grundlegenden de- 
mokratischen Normen erfüllt haben. Die Versamm- 
lung nimmt in diesem Zusammenhang Bezug auf ihre 
Entschließungen 1358 (2004) und 1398 (2004). 

2. Die Versammlung begrüßt den Präsidialerlass vom 
11. Mai 2005, mit dem die staatlichen Stellen aufge- 
fordert werden sicherzustellen, dass die Parlaments- 
wahlen im Einklang mit dem Wahlgesetz der aser- 
baidschanischen Republik abgehalten werden und 
dass unabhängige Organisationen die Möglichkeit ei- 
ner Wählerbefragung erhalten. Sie nimmt die Fest- 
stellung zur Kenntnis, dass die in der Vergangenheit 
festgestellten Verstöße gegen das Wahlgesetz nur auf 
Inkompetenz und mangelnde Verantwortung einiger 
offizieller Vertreter zurückzuführen waren und nicht 
der aserbaidschanischen Führung angelastet werden 
können. 

3. Der Präsidialerlass wiederholt jedoch nur Prinzipien, 
die bereits in der einschlägigen aserbaidschanischen 


* Debatte der Versammlung am 22. Juni 2005 (21. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10569, Bericht des Ausschusses für die Einhaltung der von den 
Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenen Pflichten und Ver- 
pflichtungen (Überwachungsausschuss), Ko- Berichterstatter: Herr 
Gross und Herr Henkel). Von der Versammlung verabschiedeter Text 
am 22. Juni 2005 (21. Sitzung). 


Gesetzgebung verankert sind. Deshalb ist es die Um- 
setzung dieser Prinzipien, die darüber entscheiden 
wird, in welchem Umfang die Novemberwahlen als 
frei und fair zu bezeichnen sein werden. 

4. Seit den Präsidentschaftswahlen im Jahr 2003, die 
beeinträchtigt wurden durch Betrug und Gewalt, 
wurde die Stabilität im Lande auf Kosten der Ach- 
tung der grundlegenden Menschenrechte, wie z. B. 
der Versammlungsfreiheit, der freien Meinungsäuße- 
rung und dem Recht auf ein faires Gerichtsverfahren, 
aufrechterhalten. Bis zum Juni 2005 wurden Kundge- 
bungen der Opposition nicht erlaubt, und die elektro- 
nischen Medien stehen noch immer unter strenger 
staatlicher Kontrolle. Willkürliche Verhaftungen von 
Oppositionsanhängem sind weiterhin zu verzeich- 
nen. Obwohl die sieben nach den Ereignissen vom 
Oktober 2003 inhaftierten politischen Führer am 
20. März 2005 vom Präsidenten begnadigt wurden, 
werden ihnen weiterhin ihre bürgerlichen Rechte vor- 
enthalten, nachdem der Oberste Gerichtshof ihre Ver- 
urteilungen für rechtens erklärte. 

5. Es ist völlig unzulässig, dass Genehmigungen für 
Kundgebungen unter dem Vorwand der Aufrechter- 
haltung von Recht und Ordnung verweigert werden 
und unterstellt wird, dass jedwede Kundgebung Aus- 
gang für Gewalt sein würde. Es fehlt oft das Ver- 
ständnis für die Rolle und die Zuständigkeit der Poli- 
zei während Massenveranstaltungen. Eine stabile 
Demokratie kann nur durch eine freie und offene 
politische Debatte in der Öffentlichkeit erreicht wer- 
den, die ganz eindeutig zurzeit in Aserbaidschan 
nicht gegeben ist. Die ersten am 4. und 18. Juni ge- 
nehmigten Kundgebungen zeigten, dass friedliche 
politische Kundgebungen möglich sind sowohl auf 
Seiten der Behörden als auch der Opposition. 

6. Der kürzlich zwischen den regierenden Parteien und 
der Opposition eingeleitete politische Dialog verdient 
daher nachdrückliche Unterstützung. 

7. Die Versammlung begrüßt den Beschluss, den zwei- 
ten staatlichen Femsehkanal (AzTV2) in eine öffent- 
liche Femsehanstalt umzuwandeln und nimmt die 
ersten ergriffenen Maßnahmen zur Kenntnis, zu der 
die Bestätigung eines Vorstands durch das Parlament 
und die nachfolgende Wahl seines Direktors sowie 
die Zuweisung der erforderlichen Räumlichkeiten ge- 
hören, und erwartet, dass der Sender so schnell wie 
möglich den landesweiten Betrieb aufnimmt. Sie be- 
dauert, dass der erste staatliche Femsehkanal 
(AzTVl) nur teilweise privatisiert werden wird und 
dass die kontrollierende Aktienmehrheit in staatlicher 
Hand bleibt, ln Aserbaidschan ist das Fernsehen das 
wichtigste Informationsmittel für die Mehrheit der 
Bevölkemng. Wenn der mit Hilfe von Rundfunk- und 
Femsehausstrahlungen zu verwirklichende politi- 
sche Pluralismus auf die Zukunft vertagt und die der- 
zeitige totale Kontrolle des Inhalts durch die staatli- 
chen Stellen aufrechterhalten bleibt, sehen die 
Aussichten, dass das Fernsehen seine Funktion, den 
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Wählern gut informierte Entseheidungen zu ermögli- 
ehen, wahmimmt, mehr als düster aus. 

8. Die Versammlung verurteilt naehdrüeklieh die Er- 
mordung von Elmar Huseynov, dem Herausgeber des 
Woehenmagazins Monitor, und das Klima der Angst, 
das sieh dureh diesen Mord in der gesamten Opposi- 
tionspresse verbreitet hat. Sie bedauert die gesetzli- 
ehen und administrativen Gängelungen, denen die 
Oppositionsblätter weiterhin ausgesetzt sind, und die 
Sehwierigkeiten bei der Gründung und dem Betrieb 
unabhängiger und kritiseher F emsehsender. 

9. Die Versammlung ist darüber besorgt, dass bei dem 
derzeitigen politisehen Klima das Wahlgesetz und die 
anderen einsehlägigen Gesetze nieht genügend Ga- 
rantien für faire Wahlen bieten. Sie bedauert, dass die 
Gespräehe zwisehen den aserbaidsehanisehen Behör- 
den und der Europäisehen Kommission für Demokra- 
tie dureh Reeht (Venedig-Kommission) auf der einen 
Seite und dem Büro für Demokratisehe Institutionen 
und Mensehenreehte (ODIHR) auf der anderen Seite 
über Änderungen des Wahlgesetzes nieht zur Verab- 
sehiedung einiger der politiseh wiehtigsten Empfeh- 
lungen führten, wie z.B. jene in Bezug auf die Zu- 
sammensetzung der Wahlkommissionen. Einige von 
der Venedig-Kommission vorgesehlagene Änderun- 
gen, insbesondere in Bezug auf die Senkung der Re- 
gistrierungsgebühr pro Kandidat und die Ausgabe 
von Wahlkarten zur Verhinderung einer mehrfaehen 
Stimmabgabe, wurden von den aserbaidsehanisehen 
Behörden berüeksiehtigt. Die gesetzliehen Bestim- 
mungen in Bezug auf die NGOs und die Kundge- 
bungsorte müssen ebenfalls verbessert werden. 

10. Die Versammlung bezweifelt ferner, dass staatliehe 
Sehlüsselinstitutionen hinreiehend über die Aus- 
übung ihrer Arbeit im Einklang mit den demokrati- 
sehen Normen des Wahlprozesses informiert sind. 
Dazu gehören das Innenministerium, dessen jüngste 
Enthüllungen über kriminelle Aktivitäten eines höhe- 
ren Beamten nur zu milden Sanktionen geführt ha- 
ben, der Oberste Geriehtshof und Berufüngsgeriehte, 
deren Vorsitzende plötzlieh entlassen wurden, und 
die kommunalen Verwaltungen, für die der Präsident 
maßgebliehe Umbesetzungen angeordnet und sie we- 
gen ihrer Arbeit kritisiert hat. 

1 1 . Darüber hinaus stellt die Versammlung fest, dass es 
in Aserbaidsehan noeh immer eine unzureiehende 
Zahl von Anwälten gibt und dass sehwerwiegende Ir- 
regularitäten die jüngste Zusammenkunft der An- 
waltsehaft beeinträehtigt haben. Die Versammlung 
begrüßt daher die kürzliehe Änderung des Gesetzes 
über „Anwälte und Anwaltsehaft“ und ist der Hoff- 
nung, dass diese Änderungen die Ausübung der 
Reehte der Verteidigung verbessern wird, die für je- 
dermann, der einer Straftat besehuldigt wird, gewährt 
sein muss, einsehließlieh bei Fällen, die während 
oder naeh Wahlen vorgebraeht werden. 

12. Die Einweihung der Pipeline Baku-Tibilisi-Ceyhan 
am 25. Mai 2005 eröffnet Aussiehten auf eine inten- 


sive wirtsehaftliehe und soziale Entwieklung in Aser- 
baidsehan. Die wiehtigen dureh diesen Betrieb zu er- 
wartenden Einkünfte könnten jedoeh für einige 
offizielle Vertreter und Politiker Versuehungen dar- 
stellen, die Demokratie zu umgehen, insbesondere 
wenn das neue Parlament gewählt sein wird. Die Ver- 
sammlung besteht daher auf Zusieherungen dureh 
den Präsidenten, dass eine stabile wirtsehaftliehe und 
soziale Entwieklung des Landes nur dann möglieh 
ist, wenn demokratisehe Institutionen auf der Grund- 
lage von freien und fairen Wahlen gebildet werden. 

13. Die Versammlung fordert daher die aserbaidsehani- 
sehen Behörden und die Opposition auf, die Bedeu- 
tung der bevorstehenden Wahlen für die demokrati- 
sehe Zukunft des Landes anzuerkennen und sieh 
öffentlieh und offiziell zu Gewaltfreiheit und Aeh- 
tung der grundlegenden Mensehenreehte zu beken- 
nen. 

14. Die Versammlung fordert die aserbaidsehanisehen 
Behörden auf: 

i. unverzüglieh die uneingesehränkte Gewährleis- 
tung der Versammlungs- und Meinungsfreiheit 
sieherzustellen; 

ii. insbesondere im Hinbliek auf die Versamm- 
lungsfreiheit unverzüglieh den europäisehen 
Normen und Verfahren in Bezug auf die Veran- 
staltung von Zusammenkünften und die Auf- 
reehterhaltung von Reeht und Ordnung dureh die 
Polizei einzuhalten und das Verfahren willkürli- 
eher Verhaftungen von Oppositionsanhängem, 
begründet auf der Unterstellung, dass sie poten- 
zielle Ruhestörer sind, einzustellen; 

iii. in Bezug auf den Medienpluralismus den Beginn 
des Betriebs des öffentliehen Fernsehens zu be- 
sehleunigen, dieses mit angemessenen Ressour- 
een und Mögliehkeiten für die Arbeit auszustat- 
ten und Abstand zu nehmen von jeder direkten 
und indirekten Beeinflussung seiner Arbeit und 
seines Inhaltes, die Privatisierung von AzTVl zu 
besehleunigen und ein transparentes und faires 
Verfahren sieherzustellen, Vorkehrungen für eine 
mögliehe völlige Privatisierung zu ergreifen und 
in der Zwisehenzeit ihm einen öffentliehen Auf- 
gabenbereieh zu übertragen, der eine ausgewo- 
gene unparteiisehe Beriehterstattung sieherstellt, 
und der Opposition Zugang zu den Medien zu 
garantieren; 

iv. in Bezug auf die Meinungsfreiheit das freie 
Funktionieren unabhängiger und oppositioneller 
Medien zu garantieren und die Praxis der Gänge- 
lung dureh gesetzliehe und verwaltungsreehtli- 
che Vorsehriften zu beenden und sämtliehe Um- 
stände der Ermordung von Elmar Huseynov 
offen zu legen; 

V. in Bezug auf das Wahlgesetz und andere diesbe- 
zügliehe Gesetze diese in völliger Übereinstim- 
mung mit den gemeinsamen Empfehlungen der 
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Venedig-Kommission/ODIHR zu ändern, insbe- 
sondere in Bezug auf die Zusammensetzung der 
Wahlgremien, den Betrag der Registrierungs- 
gebühren pro Kandidat weiter zu senken, vom 
Ausland finanzierten NGOs zu erlauben, als 
Beobaehter teilzunehmen und weiterhin die Ver- 
anstaltung von Zusammenkünften zu ermögli- 
ehen; 

vi. den politisehen Dialog mit allen Oppositionspar- 
teien vor, während und naeh der Wahl fortzuset- 
zen. 

15. Die Versammlung fordert ferner die Behörden Aser- 
baidsehans auf: 

i. die Reform des Justizwesens zu besehleunigen 
und insbesondere sieherzustellen, dass die Quali- 
fizierungsprüfungen für neue Riehter im Ein- 
klang mit dem geplanten Zeitrahmen und mit 
dem Gesetz abgehalten werden und sieherzustel- 
len, dass zukünftige Examen für Juristen in völli- 
ger Übereinstimmung mit den europäisehen 
Standards durehgeführt werden; 

ii. in Bezug auf das Reeht auf ein faires Geriehts- 
verfahren voll und ganz der Entsehließung 1457 
(2005) über die Weiterverfolgung der Entsehlie- 
ßung 1359 (2004) über politisehe Gefangene in 
Aserbaidsehan naehzukommen; 

iii. sieh in Bezug auf die wirtsehaftliehe und soziale 
Entwieklung an einer öffentliehen Debatte zu be- 
teiligen, an der alle wiehtigen parlamentarisehen 
und außerparlamentarisehen politisehen Kräfte 
beteiligt sind, über die wiehtigen wirtsehaftli- 
ehen und sozialen Fragen in Bezug auf die Ver- 
teilung der zukünftigen Öleinkünfte zum Nutzen 
der gesamten Bevölkerung, einsehließlieh der 
zahlreiehen Flüehtlinge und Binnenvertriebe- 
nen, die Anstrengungen zur Bekämpfung der 
Korruption fortzusetzen und sieh in dieser Hin- 
sieht an die international eingegangenen Ver- 
pfliehtungen zu halten. 

16. Die Versammlung würdigt naehdrüeklieh den offe- 
nen und direkten Dialog mit der parlamentarisehen 
Delegation Aserbaidsehans und ist der Auffassung, 
dass diese konstruktive Zusammenarbeit bei der Vor- 
bereitung der Wahlen von grundlegender Bedeutung 
sein wird. 

17. Die Versammlung hofft, dass die bevorstehenden 
Parlamentswahlen auf so demokratisehe und transpa- 
rente Art und Weise abgehalten werden, dass die Be- 
glaubigungssehreiben der neuen Delegation nieht in 
Zweifel gezogen werden können. 

18. Die Versammlung besehließt daher: 

i. die im November 2005 stattfindenden Parla- 
mentswahlen in enger Zusammenarbeit mit der 
Parlamentarisehen Versammlung der OSZE und 
dem Europäisehen Parlament zu beobaehten und 


eine nieht unbedeutende Anzahl von Beobaeh- 
tem zu entsenden; 

ii. jede nur mögliehe parlamentarisehe Unterstüt- 
zung zur Verfügung zu stellen, die aufgrund der 
gemeinsamen Gespräehe mit der aserbaidsehani- 
sehen Delegation für wiehtig eraehtet wurde, wie 
z.B. Fortbildungsseminare für Parlamentarier 
über das Funktionieren eines demokratisehen 
Parlamentes, die Rolle der Opposition und die 
Gesehäftsordnung eines Parlamentes, und einen 
Meinungsaustauseh zu organisieren unter Betei- 
ligung der in der Versammlung vertretenen poli- 
tisehen Gruppen, um deren Erfahrung in Bezug 
auf den politisehen Dialog in einer demokrati- 
sehen Gesellsehaft aserbaidsehanisehen Parla- 
mentariern und führenden außerparlamentari- 
sehen Oppositionsmitgliedem zuteil werden zu 
lassen; 

iii. ihre Maßnahmen in diesem Bereieh mit der 
OSZE und der Europäisehen Union zu koordi- 
nieren. 

Entsehließung 1457 (2005)* 

betr. die Weiterverfolgung der 
Entschließung 1359 (2004) betr. politische 
Gefangene in Aserbaidschan 

1 . Seit dem Jahre 200 1 , als Aserbaidsehan dem Europa- 
rat beitrat, hat sieh die Parlamentarisehe Versamm- 
lung bei drei Gelegenheiten mit der Frage der politi- 
sehen Gefangenen in Aserbaidsehan besehäftigt: im 
Januar 2002, im Juni 2003 und im Januar 2004. ln ih- 
rer Entsehließung 1359 (2004) „bat (die Versamm- 
lung) die Regierung von Aserbaidsehan aus humani- 
tären Gründen offiziell um die sofortige Freilassung 
politiseher Gefangener, deren Gesundheitszustand 
sehr kritiseh ist, von Gefangenen, deren Geriehtsver- 
fahren illegal waren, von Häftlingen, die politiseh ak- 
tiv oder führende Mitglieder früherer Regierungen 
waren sowie sehließlieh von Familienangehörigen, 
Freunden oder ihnen nahe stehenden Personen ... 
[und] der übrigen sehon auf der Liste der Saehver- 
ständigen aufgeführten politisehen Gefangenen“. 

2. Seit der Verabsehiedung der Entsehließung 1359 
(2004) hat llham Alijew, der Präsident der Republik 
Aserbaidsehan, seehs Begnadigungserlasse unter- 
zeiehnet: am 17. März, 10. Mai, 3. September, 
29. Dezember 2004, 20. März 2005 und 20. Juni 
2005. Auf dieser Grundlage konnten 52 politisehe 
Gefangene und 93 mutmaßliehe politisehe Häft- 
linge - darunter drei hoehrangige Politiker: der ehe- 
malige Ministerpräsident Suret Huseynow, der frü- 
here Verteidigungsminister Rakim Gasijew sowie 


* Debatte der Versammlung am 22. Juni 2005 (21. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10564, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrech- 
te, Berichterstatter: Herr Bruce). Von der Versammlung verabschie- 
deter Text am 22. Juni 2005 (21. Sitzung). 
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Alikram Gumbatow - und sieben führende Mitglie- 
der der politischen Opposition freigelassen werden. 

3. Die Versammlung begrüß! insbesondere die lefzfen 
Begnadigungserlasse Präsiden! Alijews vom 
20. März 2005 und 20. Juni 2005 als enfscheidende 
Schritte in Richtung auf eine Lösung des Problems, 
die zur Freilassung einer großen Zahl politischer Ge- 
fangener geführt hatten. 

4. Die Versammlung lobt die Arbeit der unabhängigen 
Sachverständigen, die der Generalsekretär des Euro- 
parats 2001 ernannt hatte, um die Liste mit 
716 Namen mutmaßlicher politischer Häftlinge zu 
prüfen. Sie schlossen ihr Mandat im Juli 2004 ab, 
nachdem sie insgesamt 124 Gutachten abgegeben 
und den Schluss gezogen hatten, dass 62 der betref- 
fenden Personen politische Gefangene waren. 

5. Die Versammlung bedauert die Entscheidung des frü- 
heren Generalsekretärs, das Mandat der unabhängi- 
gen Sachverständigen nicht zu verlängern, um ihnen 
Gelegenheit zu geben, die zusätzliche Liste von Fäl- 
len mutmaßlicher politischer Häftlinge zu prüfen, die 
nicht berücksichtigt wurden, als die erste Liste aufge- 
stellt wurde. 

6. Die Versammlung begrüßt den konstruktiven und of- 
fenen Dialog mit der parlamentarischen Delegation 
Aserbaidschans in der Versammlung. Sie erkennt an, 
dass die Delegation bei der Suche nach einer ab- 
schließenden Lösung dieser Frage ernsthafte An- 
strengungen unternommen hat. Sie begrüßt insbeson- 
dere die Einsetzung einer Arbeitsgruppe, die 
Vertreter der Behörden und der Menschenrechts- 
NGOs umfasst, und unterstützt derartige Initiativen, 
die dazu beitragen, einen wirklichen Dialog mit der 
Bürgergesellschaft zu entwickeln. 

7. Die Versammlung stellt ferner fest, dass es eine 
Reihe von Personen in den den Menschenrechtsorga- 
nisationen vorgelegten Listen gibt, deren neu aufge- 
rollte Verfahren Bedenken in Bezug auf die Wahrung 
fairer Verfahrensnormen aufkommen lassen. Sie be- 
grüßt den Beschluss der aserbaidschanischen Behör- 
den, diesen Personen die Möglichkeit einzuräumen, 
den Europäischen Menschenrechtsgerichtshof anzu- 
rufen und weitere Rechtsmittel einzulegen zur Behe- 
bung aller bei ihren Verfahren festgestellten Unregel- 
mäßigkeiten. 

8. Die Versammlung verurteilt nachdrücklich die 
schwerwiegenden Unzulänglichkeiten des aserbaid- 
schanischen Gerichtswesens, die zur Konstruktion 
neuer Fälle führen, bei denen Dutzende oder gar 
Hunderte von Menschen angeklagt und kollektiv we- 
gen Straftaten, und zwar Putschversuchen, Verstößen 
gegen die Staatssicherheit, Terrorismus und schwer- 
wiegenden Störungen der öffentlichen Ordnung, vor 
Gericht gestellt werden, die nicht immer den Tat- 
sachen entsprechen. 

9. Die Versammlung bedauert, dass die aserbaidschani- 
schen Behörden trotz ihrer wiederholten Ersuchen 


auch weiterhin Hunderte von Menschen aus eindeu- 
tig politischen Beweggründen festnehmen und verur- 
teilen: 

i. 190 Personen wurden in Verbindung mit den Er- 
eignissen vom Oktober 2003 verhaftet. 47 wur- 
den zu Haftstrafen verurteilt, während 
88 Bewährungsstrafen erhielten. 36 wurden am 
20. März 2005 begnadigt und 11 auf Gerichtsbe- 
schluss oder nach Verbüßung ihrer Strafe freige- 
lassen; 

ii. rund 60 weitere Personen wurden seit 2001/2002 
in Verbindung mit anderen Fällen zumeist unbe- 
gründet festgenommen und verurteilt. 

10. Die Versammlung nimmt die abschließende Feststel- 
lung der Arbeitsgruppe zur Kenntnis in Bezug auf die 
drei Personen, die von den unabhängigen Sachver- 
ständigen als „politische Gefangene“ betrachtet wer- 
den, nämlich dass unter Berücksichtigung des angeb- 
lich gewalttätigen Charakter ihrer Verbrechen und 
aller weiteren Besonderheiten dieser Fälle nicht auf 
einer außergerichtlichen Entlassung dieser Personen 
bestanden wird. Die Versammlung nimmt ferner das 
Versprechen der aserbaidschanischen Behörden zur 
Kenntnis, diesen Personen die Möglichkeit zu eröff- 
nen, sich im Falle eines unbefriedigenden Ausgangs 
ihres Berufungsverfahrens bei den aserbaidschani- 
schen Gerichten an den Europäischen Menschen- 
rechtsgerichtshof zu wenden. 

11. Im Lichte der von den aserbaidschanischen Behörden 
eingegangenen Verpflichtungen und abgegebenen 
Zusicherungen, wonach diese Frage bis zur Herbstta- 
gung 2004 zur Zufriedenheit der Versammlung gere- 
gelt werde, kann die Versammlung nicht von einer 
abschließenden Beilegung der Frage der politischen 
Häftlinge ausgehen, da 

i. drei von den unabhängigen Sachverständigen als 
politische Gefangene betrachtete Personen nach 
wie vor in Haft sind; 

ii. 41 Personen, die von den unabhängigen Sachver- 
ständigen nicht als politische Gefangene aner- 
kannt worden sind, sich ebenfalls noch im Ge- 
fängnis befinden, darunter strittige Fälle oder 
Fälle von Häftlingen, deren Gesundheitszustand 
besorgniserregend ist und auf die die Versamm- 
lung die Behörden mehrfach aufmerksam ge- 
macht hat; 

iii. mindestens 45 Personen, deren Fälle den unab- 
hängigen Sachverständigen nicht vorgelegt wur- 
den und deren Namen nicht auf der den Sachver- 
ständigen vorgelegten ersten Liste erschienen 
oder die nach Beginn ihres Mandats festgenom- 
men und verurteilt wurden und von der Ver- 
sammlung als mutmaßliche politische Gefangene 
betrachtet werden, ebenfalls noch in Haft sind. 

12. Die Versammlung nimmt das Versprechen der aser- 
baidschanischen Behörden zur Kenntnis, die Fälle 
von 36 der 45 mutmaßlichen politischen Gefangenen 
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und der 41 nicht politischen Gefangenen zu überprü- 
fen. Sie fordert die aserbaidschanischen Behörden 
auf, diese Personen entweder unter Auflagen zu ent- 
lassen oder schnellstmöglich ein Berufungs-, ein 
Revisions- oder ein Wiederaufnahmeverfahren anzu- 
streben, vorausgesetzt, dass diese Verfahren in 
vollem Einklang mit den Erfordernissen eines fairen 
Verfahrens, wie in der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention festgelegt, stehen. 

13. Die Versammlung ist schockiert über die Gewalt, mit 
der im Februar 2005 versuchte Meutereien in einigen 
Haftanstalten niedergeschlagen wurden. Sie verurteilt 
nachdrücklich die Anwendung von Gewalt und die 
Misshandlung und Folterung politischer Häftlinge 
und mutmaßlicher politischer Gefangener und ruft 
die aserbaidschanischen Behörden auf, der Straffrei- 
heit, die bestimmte Einheiten der Sicherheitskräfte 
genießen, ein Ende zu setzen. Sie ist zutiefst darüber 
schockiert, dass Mitglieder der Einheit zur Bekämp- 
fung des organisierten Verbrechens, die in Aserbaid- 
schan ein Folterzentrum betreibt, in Anerkennung ih- 
rer „Leistungen“ befördert wurden. 

14. Die Versammlung ist auch noch immer besorgt über 
die Haftbedingungen und Einschränkungen der 
Rechte der Häftlingen und ihrer Familien. Sie fordert 
die aserbaidschanischen Behörden auf, die Empfeh- 
lungen des Europäischen Ausschusses für die Verhü- 
tung von Folter und unmenschlicher oder erniedri- 
gender Behandlung oder Strafe rasch umzusetzen. 

15. Die Versammlung bedauert die Umstände der Frei- 
lassung von Alikram Gumbatow, der ins Exil getrie- 
ben und dem die aserbaidschanische Staatsangehö- 
rigkeit aberkannt wurde. Sie möchte der Regierung 
der Niederlande, die ihm politisches Asyl gewährt 
und deren Vermittlung bei den Behörden in dieser 
Frage ein positives Ergebnis ermöglicht hat, ihren 
Dank aussprechen. 

16. Die Versammlung begrüßt die Arbeit, die NGOs in 
Aserbaidschan seit vielen Jahren unter schwierigen 
Bedingungen mutig und entschlossen leisten, um 
Häftlingen und ihren Familien zu helfen. 

17. Sie fordert die aserbaidschanischen Behörden auf, 
die Bestimmungen des Strafgesetzbuchs (Artikel 76, 
77 und 78), die die Möglichkeit einer bedingten Frei- 
lassung vorsehen, in verbesserter Form auf die politi- 
schen und die mutmaßlichen politischen Häftlinge 
anzuwenden, wenn ein Verurteilter bereits zwei Drit- 
tel oder drei Viertel seiner Strafe verbüßt hat. 

18. Die Versammlung bekräftigt nachdrücklich ihre 
grundsätzliche Haltung, dass als politische Gefan- 
gene anerkannte Häftlinge freigelassen werden müs- 
sen. Sie fordert die aserbaidschanischen Behörden 
dazu auf, eine schnelle und dauerhafte Lösung für die 
Frage der politischen Gefangenen und der mutmaßli- 
chen politischen Gefangenen zu finden: 

i. durch Freilassung der von den unabhängigen 
Sachverständigen ermittelten drei verbliebenen 


politischen Gefangenen oder durch Eröffnung 
der Möglichkeit, dass ihre Fälle effektiv durch 
den Europäischen Menschenrechtsgerichtshof in 
einem Revisions- oder einem Berufungsverfah- 
ren neu behandelt werden, wie von den aserbaid- 
schanischen Behörden vorgeschlagen; 

ii. durch sofortige Freilassung mutmaßlicher politi- 
scher Gefangener, die bereits mehrere Jahre ihrer 
Strafe verbüßt haben, aufgrund der Anwendung 
der Bestimmungen des Strafgesetzbuchs über die 
bedingte Freilassung; 

iii. durch Freilassung oder Neuaufrollen der Pro- 
zesse mutmaßlicher politischer Gefangener, de- 
ren Verurteilung einen Verstoß gegen den Grund- 
satz eines fairen Verfahrens darstellte; 

iv. durch Freilassung schwer erkrankter mutmaßli- 
cher politischer Gefangener aus humanitären 
Gründen; 

V. durch Freilassung oder Neuaufrollen der Verfah- 
ren mutmaßlicher politischer Gefangener, die an 
bestimmten politischen Ereignissen nur in gerin- 
gem und sehr nebensächlichen Maße beteiligt 
waren, angesichts der Tatsache, dass die mut- 
maßlichen Anstifter der Ereignisse selbst bereits 
begnadigt worden sind; 

vi. durch Freilassung mutmaßlicher politischer Ge- 
fangener, die mit den betreffenden Ereignissen 
nur insofern in Verbindung stehen, als sie Ver- 
wandte, Freunde oder bloße Bekannte führender 
Mitglieder früherer Regierungen sind und sie be- 
grüßt das Versprechen der aserbaidschanischen 
Behörden, „jedes nur mögliche Rechtsmittel zu 
nutzen (Amnestie, Überprüfung der Fälle durch 
Gerichte einer höheren Instanz, bedingte Entlas- 
sung, Freilassung aus gesundheitlichen Gründen, 
Begnadigung), um dieses Problem zu lösen“. 

19. Die Versammlung stellt fest, dass das in Aserbaid- 
schan geltende Strafrecht Bestimmungen enthält und 
Verfahren vorsieht, die offensichtlich aus der Zeit der 
sowjetischen Gesetzgebung überlebt haben. Sie for- 
dert die aserbaidschanischen Behörden nachdrück- 
lich auf, mit dem Europarat aktiv und umfassend bei 
einer Reform des Justizwesens zusammenzuarbeiten 
und diesem insbesondere unverzüglich das Strafge- 
setzbuch zuzusenden, damit dessen Vereinbarkeit mit 
der Europäischen Menschenrechtskonvention und 
der Rechtsprechung des Gerichtshofs geprüft werden 
kann. 

20. Angesichts der Zahl der begnadigten, aber ihrer Bür- 
gerrechte beraubten Gefangenen und der Personen, 
die zu Haftstrafen auf Bewährung verurteilt worden 
sind und bei dem geringsten Fehlverhalten mit der 
Aufhebung ihrer Strafaussetzung zur Bewährung 
konfrontiert sind, bringt die Versammlung ernsthafte 
Befürchtungen darüber zum Ausdruck, ob die im No- 
vember 2005 abzuhaltenden Parlamentswahlen frei 
und fair sein werden. 
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21. Abschließend wiederholt die Versammlung ihr Ersu- 
chen an das aserbaidschanische Parlament, als Maß- 
nahme der nationalen Versöhnung unverzüglich ein 
Gesetz zur Gewährung einer Generalamnestie für an 
bestimmten Ereignissen beteiligte Personengruppen 
zu verabschieden. Eine solche Maßnahme stellt das 
einzige Mittel dar, mit dem die Freilassung mutmaß- 
licher politischer Gefangener sichergestellt und die 
Verfahren gegen Personen beendet werden können, 
die aus dem Lande geflohen sind, nun als politische 
Exilanten nach Aserbaidschan zurückzukehren wün- 
schen und an der Teilnahme am öffentlichen Leben 
ihres Landes gehindert werden. 

Entschließung 1458 (2005)* 

betr. den Prozess der Verfassungsreform 
in Armenien 

1. Die Versammlung verweist darauf, dass die Über- 
arbeitung der Verfassung eine Voraussetzung für die 
Erfüllung einiger der wichtigsten von Armenien mit 
seinem Beitritt zum Europarat eingegangenen Pflich- 
ten und Verpflichtungen ist. Dazu gehören die Re- 
form des Justizsystems und der kommunalen Selbst- 
verwaltung, die Einführung eines unabhängigen 
Ombudsmanns, die Schaffung unabhängiger Regulie- 
rungsbehörden für Rundfunk und Fernsehen und die 
Änderung der Befugnisse des Verfassungsgerichfs 
und des Zugangs zu diesem Gericht. Die Fristen für 
die Erfüllung dieser Pflichfen, wie in der Sfellung- 
nahme Nr. 221 (2000) der Versammlung in Bezug auf 
Armeniens Anfrag auf Mifgliedschaft im Europaraf 
fesfgelegf, sind seif langem überschritten. 

2. Die Versammlung ist daher zutiefst darüber besorgt, 
dass die Verzögerungen bei der Vereinbarung und 
Verabschiedung von Verfassungsänderungen den 
Fortschritten Armeniens in Richtung auf europäische 
demokratische Normen in Schlüsselbereichen des po- 
litischen Lebens im Wege stehen. 

3. Die derzeitige Verfassung, die im Jahre 1995 verab- 
schiedet wurde, hat eine wesentliche Rolle bei der 
Entwicklung der Demokratie und ihrer Unumkehr- 
barkeit gespielt und hat es Armenien ermöglicht, 
Mitglied des Europarates zu werden. Bei ihrer kon- 
kreten tagtäglichen Umsetzung haben sich jedoch im- 
mer mehr gravierende Mängel gezeigt, die sich als 
ein Hindernis für die weifere demokratische Entwick- 
lung des Landes erwiesen haben. Insbesondere stattet 
die Verfassung den Präsidenten mit übermäßigen 
Vorrechten aus und sieht keine klare Gewaltenteilung 
und kein Kräftegleichgewicht der staatlichen Struktu- 


* Debatte der Versammlung am 23. Juni 2005 (22. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10621, Bericht des Ausschusses für die Einhaltung der von den 
Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenen Pflichten und Ver- 
pflichtungen (Monitoring-Ausschuss), Ko-Berichterstatter: Herr 
Colombier und Herr Jaskiemia ). Von der Versammlung verabschie- 
deter Text am 23. Juni 2005 (22. Sitzung). 


ren vor. Ebenso schwer fallen fehlende Verfassungs- 
garantien für die grundlegenden Menschenrechfe, die 
Unabhängigkeit der Justiz und der kommunalen 
Selbstverwaltung im Einklang mit den europäischen 
Normen ins Gewicht. 

4. Die Versammlung verweist auf das fehlgeschlagene 
erste Referendum über Verfassungsänderungen am 
25. Mai 2003 und die Tatsache, dass die Behörden 
sich seinerzeit nicht für eine Kampagne zur Unter- 
sfüfzung der Reform eingesefzf haben, weil parallel 
dazu Parlamenfswahlen sfafffanden. Die späfere von 
der Versammlung in den Enf Schließungen 1361 und 
1405 (2004) fesfgelegfe Frisf für die Abhaltung eines 
neuen Verfassungsreferendums - spätestens im Juni 
2005 - wurde nicht eingehalten. 

5. Die Versammlung verweist darauf, dass sich die ar- 
menischen Behörden und die Europäische Kommis- 
sion für Demokratie durch Recht (Venedig-Kommis- 
sion) im Jahre 2001 auf einen von beiden Seiten 
akzeptierten Verfassungsentwurf im Einklang mit 
den europäischen Normen einigen konnten. Dieser 
Entwurf erfuhr jedoch massive Veränderungen bei 
seiner Beratung und Verabschiedung durch das Parla- 
ment, und der für das Referendum im Mai 2003 vor- 
gelegfe Texf war ein gravierender Rückschritt. Die 
Versammlung besteht daher darauf, dass sich ein der- 
artiges Szenario mit dem neuen Entwurf nicht wie- 
derholen darf 

6. Die Versammlung nimmt mit Befriedigung die er- 
neute aktive und intensive Zusammenarbeit zwischen 
den Behörden und der Venedig-Kommission seit dem 
Jahre 2004 zur Kenntnis. Sie bedauert jedoch, dass 
auch nach mehreren Prüfungen der verschiedenen 
späteren Entwürfe durch Sachverständige und nach 
der ersten Lesung im Parlament am 1 1 . Mai 2005 der 
Entwurf laut Auffassung der Venedig-Kommission 
weiterhin einer gründlichen Überprüfung bedarf ln 
ihrer zweiten vorläufigen Stellungnahme vom 
13. Juni 2005 hat die Venedig-Kommission ihre tiefe 
Enttäuschung darüber zum Ausdruck gebracht, dass 
es keine befriedigenden Ergebnisse gibt und hat es 
bedauert, dass die Empfehlungen vor allem im Hin- 
blick auf das Kräftegleichgewicht zwischen Präsident 
und Parlament, die Unabhängigkeit der Justiz und die 
Wahl des Bürgermeisters von Eriwan (anstelle seiner/ 
ihrer Ernennung durch den Präsidenten) nicht be- 
rücksichtigt wurden. 

7. Die Versammlung begrüßt das von der Arbeitsgruppe 
der Venedig-Kommission und den armenischen Be- 
hörden am 2. Juni 2006 Unterzeichnete Memorandum 
über die weitere Zusammenarbeit. Sie spricht den ar- 
menischen Behörden ihre Anerkennung aus für die 
Vorlage einer verbesserten Fassung innerhalb der in 
dem Memorandum vereinbarten Fristen. Die Ver- 
sammlung beharrt jedoch darauf, dass die abschlie- 
ßend vorgeschlagenen Änderungen nicht allen Emp- 
fehlungen der Venedig-Kommission entsprechen und 
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als solche wohl schließlich von der Nationalver- 
sammlung verabschiedet werden. 

8. Die Versammlung unterstreicht, dass das neue Ver- 
fassungsreferendum nur erfolgreich sein kann, wenn 
es von einer sehr breiten öffentlichen Zustimmung 
getragen wird. Zusätzlich zu der politischen Bedeu- 
tung eines solchen Aktes ist der Konsens auch aus 
technischen Gründen erforderlich - die Verfassungs- 
änderungen müssen mit einer 50 prozentigen Mehr- 
heit der abgegebenen Stimmen und von nicht weni- 
ger als einem Drittel aller registrierten Wähler 
gebilligt werden. Es ist daher wichtig, dass die Wäh- 
lerliste aktualisiert wird, damit das erforderliche 
Quorum erreicht werden kann. 

9. Die Versammlung bedauert den Abbruch des Dialogs 
zwischen der regierenden Koalition und der Opposi- 
tion. Sie bedauert, dass die regierende Koalition nicht 
in der Lage war, sich auf drei Schlüsselforderungen 
der Opposition einzulassen, die mit den Empfehlun- 
gen der Venedig-Kommission übereinstimmen, 
Gewaltenteilung und Kräftegleichgewicht, unabhän- 
gige Justiz und eine wirkliche kommunale Selbstver- 
waltung. Sie bedauert ferner, dass die Opposition auf 
einen Boykott der Parlamentssitzungen zurückgreift. 
Die Versammlung ist daher der nachdrücklichen 
Hoffnung, dass eine Vereinbarung über die drei 
Punkte dazu führen wird, dass die Opposition ins 
Parlament zurückkehren wird. 

10. Die Versammlung verweist darauf, dass eine wirkli- 
che Öffentlichkeitskampagne zugunsten der Verfas- 
sungsreform erst dann beginnen kann, wenn eine 
Vereinbarung über die ausstehenden problematischen 
Bereiche betroffen wurde. Wenn die letzte Frist für 
die Abhaltung des Referendums - November 2005 - 
eingehalten wird, kann jede weitere Verzögerung bei 
der Herbeiführung eines politischen Konsenses die 
Chancen auf Billigung des Entwurfs durch die Bevöl- 
kerung gefährden. 

11. Die Versammlung bekräftigt ihre früheren Bedenken 
in Bezug auf Medienvielfalt und eine ausgewogene 
politische Berichterstattung durch die elektronischen 
Medien. Die Medien und insbesondere das Fernsehen 
sollten eine wichtige Rolle dabei spielen, der Öffent- 
lichkeit die Möglichkeit zu geben, beim Referendum 
eine gut informierte Wahl zu treffen. Einer der 
Hauptgründe für die derzeitige unbefriedigende 
Situation liegt in den Mängeln der Verfassung in Be- 
zug auf die Ernennung der Mitglieder für die Auf- 
sichfsgremien von Rundfunk und Fernsehen. 

12. Die Versammlung ist der nachdrücklichen Auffas- 
sung, dass Armenien sich mit Blick auf das Wohl des 
eigenen Volkes und im Hinblick auf die weitere euro- 
päische Integration einen nochmaligen Fehlschlag 
beim Verfassungsreferendum nicht erlauben kann. 
Sie unterstützt die Ratschläge der Sachverständigen 
der Venedig-Kommission als einen klaren Hinweis 
auf die Richtung, die es zu verfolgen gilt und ist der 


Auffassung, dass die notwendigen Bestandteile für 
eine erfolgreiche Verfassungsreform vorhanden wä- 
ren, wenn diese Empfehlung durch einen enfspre- 
chenden polifischen Willen und eine demokrafische 
Reife untersfüfzf würden. 

13. Die Versammlung fordert daher die armenischen Be- 
hörden und die parlamentarische Mehrheit auf: 

i. die Empfehlungen der Venedig-Kommission un- 
eingeschränkt umzusetzen; 

ii. eindeutige und substanzielle Schritte zu ergrei- 
fen, um den Dialog mit der Opposition wieder 
aufzunehmen; 

iii. den Text bei der zweiten Lesung ohne Verände- 
rung der Vereinbarung mit der Venedig-Kommis- 
sion in Bezug auf die oben erwähnten Punkte 
und spätestens bis zum August 2005 zu verab- 
schieden; 

iv. Live-Ausstrahlungen des Fernsehens über die 
Parlamentssitzungen, auf denen die Verfassungs- 
änderungen erörtert und abgestimmt werden, zu 
ermöglichen; 

V. eine gut vorbereitete und professionelle Öffent- 
lichkeitskampagne unverzüglich nach der Verab- 
schiedung des Textes in zweiter Lesung zu be- 
ginnen; 

vi. unverzüglich die Empfehlungen der Versamm- 
lung umzusetzen in Bezug auf die Medienviel- 
falt, um eine möglichst breit angelegte öffentli- 
che Debatte zu garantieren; 

vii. unverzüglich die Wählerlisten zu aktualisieren; 

viii. das Referendum spätestens bis zum November 
2005 durchzuführen 

ix. und Vorkehrungen für ein schnellsfmögliches In- 
krafttreten der Verfassungsreform zu treffen. 

14. Die Versammlung fordert die Opposition auf, ihren 
parlamentarischen Boykott zu beenden und alles in 
ihren Kräften Stehende zu tun, um die Empfehlungen 
des Europarates in Bezug auf die Verfassungsreform 
zu fördern. 

15. Die Versammlung äußert ihre Unfersfüfzung für die 
Verabschiedung eines Verfassungsentwurfes, der in 
vollem Einklang mit den Normen des Europarates 
steht, und fordert alle politischen Kräfte und die Bür- 
gergesellschaft auf, den Erfolg der Verfassungs- 
reform sicherzustellen. 

16. Die Versammlung beschließt, das Verfassungsrefe- 
rendum zu beobachten, und in der Zwischenzeit er- 
klärt sie ihre Bereitschaft, jede nur mögliche Unter- 
stützung, die für die Vorbereitung erforderlich sein 
könnte, zur Verfügung zu sfellen. 
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Entschließung 1459 (2005)* 

betr. die Aufhebung der Einschränkungen 
beim Wahirecht 


2. Im Einklang mit der von der Venedig-Kommission 
im Dezember 2004 verabschiedeten Stellungnahme 
fordert sie daher die Mitglied- und Beobachterstaaten 
des Europarates auf, alle bestehenden Einschränkun- 
gen des Wahlrechts zu überprüfen und jene abzu- 
schaffen, die nicht mehr notwendig und nicht mehr 
angemessen bei der Verfolgung eines berechtigten 
Zieles sind. 


4. Im Einklang mit dem Richterrecht des Europäischen 
Menschenrechtsgerichtshofes müssen Ausnahmen 
von dieser Regel gesetzlich festgelegt sein, ein be- 
rechtigtes Ziel verfolgen und nicht willkürlich oder 
unverhältnismäßig sein. 


* Debatte der Versammlung am 24. Juni 2005 (24. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10553, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrech- 
te, Berichterstatter: Herr Mehdi Eker). Von der Versammlung verab- 
schiedeter Text am 24. Juni 2005 (24. Sitzung). 


6. Angesichts eines möglichen Loyalitätskonfliktes 
zwischen dem Land, dem eine Person als Staatsange- 
höriger angehört, und dem Aufenthaltsland sollte das 
aktive und passive Wahlrecht bei nationalen Wahlen 
(Parlaments- oder Präsidentschaftswahlen) generell 
an die Staatsangehörigkeit gekoppelt sein. Personen 
mit mehreren Staatsangehörigkeiten sollten die Mög- 
lichkeit haben, sich frei zu entscheiden, in welchem 
Land sie dieses Wahlrecht ausüben möchten. 

Angesichts der Bedeutung des Wahlrechts in einer 
demokratischen Gesellschaft sollten die Mitglied- 
staaten des Europarates ihren Bürgern, die im Aus- 
land leben, die Möglichkeit geben, an nationalen 
Wahlen teilzunehmen unter Berücksichtigung der 
Komplexität der verschiedenen Wahlsysteme. Sie 
sollten entsprechende Maßnahmen ergreifen, um die 
Ausübung eines solchen Wahlrechtes soweit wie 
möglich zu ermöglichen, insbesondere durch die Er- 
wägung der Möglichkeit in Abwesenheit (Brief- 
wahl), Stimmabgabe über die Konsulate vorzuneh- 
men oder über elektronische Abstimmung zu wählen 
im Einklang mit der Empfehlung (2004) 11 des Mi- 
nisterkomitees an die Mitgliedstaten über gesetzli- 
che, operationeile und technische Standards für elek- 
tronische Abstimmung. Die Mitgliedstaaten sollten 
zu diesem Zweck untereinander Zusammenarbeiten 
und davon Abstand nehmen, der wirksamen Aus- 
übung des Wahlrechtes durch ausländische Mitbür- 
ger, die auf ihrem Staatsgebiet leben, unnötige Hin- 
dernisse in den Weg zu stellen. 

ln Anbetracht dessen, dass die Wiedereingliederung 
von Straffälligen in die Gesellschaft mit allen Rechte 
aber auch Pflichten einer der Zwecke der Verhängung 
einer Strafe ist, bedauert es die Versammlung, dass in 
vielen Ländern die einer Straftat überführten Perso- 
nen von der Wahl ausgeschlossen werden, in einigen 
Fällen auch noch einige Zeit nach ihrer Entlassung 
aus dem Gefängnis. Ein mehr zeitgemäßer Ansatz 
würde darin bestehen, den Entzug des passiven Wahl- 
rechtes zu beschränken auf Straftatbestände, die sich 
gegen den demokratischen Prozess richten (z. B. 
Wahlbetrug, illegaler Druck auf Wähler oder Kandi- 
daten, Beteiligung an einem Militärputsch, Beteili- 
gung an terroristischen Aktivitäten, wenn von einem 
Gerichtshof festgestellt). Auf jeden Fall sollten ange- 
sichts des Urteils des Europäischen Menschenrechts- 
gerichtshofes im Fall Hirst gegen das Vereinigte Kö- 
nigreich (30. Juni 2004) die nationalen Parlamente 
ihre bestehenden Einschränkungen überprüfen und 
entscheiden, ob diese noch ein legitimes Ziel verfol- 
gen oder aber willkürlich oder unverhältnismäßig 
sind. 

Wie von der Europäischen Kommission für Demo- 
kratie durch Recht („Venedig-Kommission“) hervor- 
gehoben, sollte die notwendige demokratische Kon- 
trolle über das Militär nicht als Vorwand benutzt 
werden, um Militärdienstleistenden automatisch das 
Wahlrecht vorzuenthalten. 


1. Die Parlamentarische Versammlung unterstreicht im 
Einklang mit ihrer Empfehlung 1500 (2001) betr. die 
Beteiligung von Einwanderern und ausländischen 
Mitbürgern am politischen Leben in den Mitglied- 
staaten des Europarates wie wichtig das aktive und 
passive Wahlrecht als eine grundlegende Vorausset- 
zung ist für die Erhaltung weiterer grundlegender zi- 
viler und politischer Rechte, für die der Europaraf 
einsfeht. Die Wahlrechfe sind die Grundlage der de- 
mokratischen Legitimität und der Repräsentativität 
des politischen Prozesses. Sie sollten daher so weiter 
entwickelt werden, dass sie mit dem Fortschritt der 
modernen Gesellschaften in Richtung auf eine immer 
integrativere Demokratie Schritt halten. 


3. Die Versammlung ist der Auffassung, dass es gene- 
rell vorrangig sein sollte, ein wirksames freies und 
gleichberechtigtes Wahlrecht einer größtmöglichen 
Zahl von Bürgern einzuräumen, ohne Berücksichti- 
gung ihrer Volkszugehörigkeit, der Gesundheit, des 
Status als Angehörige der Streitkräfte oder ihrer Vor- 
strafen. 


5. Alle legalen Staatsangehörigen sind in der Regel ver- 
pflichtet, kommunale Steuern zu zahlen, und die Be- 
schlüsse kommunaler Behörden haben einen direkten 
Einfluss auf ihr Leben. Das aktive und passive Wahl- 
recht bei Kommunalwahlen sollte daher allen Ein- 
wohnern gewährt werden, die lange genug im Lande 
gelebt haben, ungeachtet ihrer Nationalität oder 
Volkszugehörigkeit, ln diesem Zusammenhang for- 
dert die Versammlung die betreffenden Staaten nach- 
drücklich auf, den Empfehlungen des Menschen- 
rechtskommissars nachzukommen in Bezug auf die 
Gewährung dieses Rechts für Einwohner mit den 
Sonderstatus „Nicht- Staatsbürger“, wie es auch das 
Übereinkommen über die Beteiligung von Auslän- 
dem am kommunalen öffentlichen Leben vorsieht. 
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10. Die Versammlung betont ebenfalls, wie wichtig es 
ist, das Wahlrecht schutzbedürftiger Gruppen, wie 
z. B. Bewohner von Pflegeheimen, Gefängnisinsas- 
sen, Soldaten und Behinderten zu schützen. Ange- 
messene Maßnahmen sollten ergriffen werden, um 
jede unangebrachte Beeinflussung durch Hilfskräfte, 
Überwachungspersonal oder in der Hierarchie Hö- 
herstehende zu vermeiden, insbesondere durch die 
Gewährleistung der Vertraulichkeit der Wahl. 

1 1 . Die Versammlung fordert daher: 

i. die betroffenen Mitglied- und Beobachterstaaten 

des Europarates auf: 

a. das Mindestalter für das Wahlrecht auf 
1 8 Jahre für das passive Wahlrecht und auf 
25 Jahre für das aktive Wahlrecht zu verrin- 
gern; 

b. allen ihren Bürgern (Staatsangehörigen) das 
Wahlrecht zu gewähren, ohne Forderungen 
in Bezug auf den Aufenthaltsort damit zu 
verbinden; 

c. die Ausübung des Wahlrechtes durch im 
Ausland lebende Staatsbürger zu erleichtern, 
indem sie ein Wahlrecht in Abwesenheit vor- 
sehen (Briefwahl und/oder Stimmabgabe 
über das Konsulat) und die Einführung einer 
elektronischen Stimmabgabe in Erwägung 
zu ziehen im Einklang mit der Empfehlung 
(2004) 1 1 des Ministerkomitees über gesetz- 
liche, operationeile und technische Stan- 
dards für elektronische Abstimmung und zu 
diesem Zweck untereinander zusammenzu- 
arbeiten; 

d. das Übereinkommen des Europarates aus 
dem Jahre 1992 über die Beteiligung von 
Ausländem am kommunalen öffentlichen 
Leben zu unterzeichnen und zu ratifizieren 
und bei Kommunalwahlen allen legalen Ein- 
wohnern das aktive und passive Wahlrecht 
einzuräumen; 

e. die bestehenden Einschränkungen des Wahl- 
rechtes für Häftlinge, rechfskräftig vemr- 
feilte Sfraftäfer und Angehörige der Sfreit- 
kräfte zu überprüfen mif dem Ziel, alle jene 
Einschränkungen, die nicht mehr notwendig 
oder bei der Verfolgung eines berechtigten 
Ziels unangebracht sind, abzuschaffen; 

f angemessene Maßnahmen zu ergreifen zum 
Schutz des Wahlrechtes von schutzbedürfti- 
gen Gmppen von Wählern (insbesondere 
von Personen, die in Pflegeheimen leben, 
Häftlinge, Angehörige der Streitkräfte, No- 
maden) im Einklang mit dem Verhaltensko- 
dex der Venedig-Kommission in Bezug auf 
Wahlangelegenheiten, der im Juli 2003 ver- 
abschiedet wurde; 


ii. den Europarat und insbesondere die Venedig- 
Kommission auf, ihre Aktivitäten mit dem Ziel, 
die Voraussetzungen für die wirksame Ausübung 
des Wahlrechfes zu verbessern, weifer auszu- 
bauen und dabei besonderes Schwergewichf auf 
die Zusammenarbeit zu legen im Hinblick auf 
die Erleichterung der Ausübung des Wahlrechtes 
durch im Ausland lebende Mitbürger. 

Entschließung 1460 (2005)* 

betr.: eine verbesserte Antwort auf die 
Erfordernisse der psychischen 
Gesundheit in Europa 

1 . Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) geht davon 
aus, dass in Europa in einer von vier Familien min- 
destens eine Person unter Verhaltensstörungen leidet 
und dass mehr als 30 Millionen Menschen jedes Jahr 
unter schwerwiegenden Depressionen leiden. Jedoch 
erhält nur eine kleine Minderheit von Menschen mit 
psychischen Gesundheitsproblemen eine angemes- 
sene Versorgung. Wissenschaftliche Forschungen im 
Bereich der Verhaltensmedizin haben gezeigt, dass es 
eine grundlegende Verbindung zwischen psychischer 
und physischer Gesundheit gibt. 

2. ln Anbetracht des humanistischen Gedankenguts, auf 
das sich die Gesetze der Mitgliedstaaten des Europa- 
rates in der Regel beziehen, ist es entscheidend, dass 
die Staaten der politischen Dimension der Gesetze in 
Bezug auf die psychische Gesundheit gebührende 
Aufmerksamkeit geben und bekräftigen, dass diese 
Gesetze ihre Grundlage im Bereich der humanisti- 
schen Gesetze haben. Die Parlamentarische Ver- 
sammlung stellt jedoch fest, dass oft genug in den na- 
tionalen Gesetzen die politische Dimension der 
psychischen Gesundheit nicht deutlich genug hervor- 
gehoben wird. Klar formulierte Politiken betreffend 
die psychische Gesundheit sind von entscheidender 
Bedeutung für die Qualifäf des Lebens aller Bürger, 
für die öffentliche Gesundheit generell und die Pro- 
duktivität der Gesellschaft. 

3 . Die Höhe der für die psychische Gesundheif bereifge- 
sfellfen Haushalfsmittel isf ein Hinweis auf das in ei- 
ner besfimmfen Gesellschaft herrschende Menschen- 
bild. 

4. ln vielen Sfaafen Miftel- und Osfeuropas fehl! es an 
Gesefzen in Bezug auf die psychische Gesundheif, 
die im Einklang mif den Menschenrechtsprinzipien 
stehen, wie in der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention verankert oder im Richterrecht des Europäi- 
schen Gerichtshofes. Dort, wo derartige Gesetze be- 
stehen, bleiben sie allzu oft nicht umgesetzt und 
unüberwacht. 


* Debatte der Versammlung am 24. Juni 2005 (24. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10544, Bericht des Ausschusses für Sozialordnung, Gesundheit 
und Familie, Berichterstatter: Herr Evin). Von der Versammlung ver- 
abschiedeter Text am 24. Juni 2005 (24. Sitzung). 
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5. Zusätzlich zu Gesetzesreformen, dort, wo sie ange- 
bracht sind, befürwortet die Versammlung wirksame 
langfristige Maßnahmen im Bereich der psychischen 
Gesundheit, die die Verabschiedung einer Politik zur 
Verstärkung der von den Regierungen bereitgestell- 
ten Haushaltsmittel voraussetzen, damit neue Pro- 
gramme eingerichtet und Fachpersonal weiter fortge- 
bildet werden können. Die Versammlung ist der 
Auffassung, dass bei der Entwicklung einer solchen 
Politik die Ansichten der Betroffenen und ihrer Fami- 
lien ebenso berücksichtigt werden müssten wie die 
der in diesen Berufen Tätigen, und dass bei der Um- 
setzung einer solchen Politik die für die psychische 
Gesundheit zuständigen Behörden auch offener sein 
müssten für ein Mifspracherechf der Befroffenen. 

6. Vorkehrungen in Bezug auf die psychische Gesund- 
heif in den verschiedenen Sfaafen müssen in die all- 
gemeinen Gesundheifssysfeme integriert werden. Die 
Parlamentarier müssen sich der Bedeutung der An- 
sichten der in den Heilberufen Praktizierenden be- 
wusst sein ebenso wie der Notwendigkeit, diese mit 
einzubeziehen in die Erarbeitung von Gesetzen über 
die psychische Gesundheit, sowie der unabdingbaren 
Notwendigkeit, den in den Heilberufen Praktizieren- 
den eine solide Grundlage in diesem Bereich zur Ver- 
fügung zu stellen. Wenn die Versorgung und die Be- 
handlung von psychischen Gesundheitsproblemen in 
erster Linie in die Zuständigkeit der medizinischen 
Grundversorgung fallen, sollte die große Mehrheit 
der Menschen rascheren und leichteren Zugang zu 
diesen Diensten erhalten. 

7. Die Versorgung von Personen mit psychischen Ge- 
sundheitsproblemen muss durch entsprechende 
Dienste erfolgen, so dass eine angemessene Behand- 
lung zur Verfügung gesfellt wird, die den individuel- 
len therapeutischen Bedürfnissen des Einzelnen ent- 
spricht. ln vielen Ländern hat es in den vergangenen 
Jahren in Bezug auf die Betreuung von Menschen mit 
psychischen Gesundheitsproblemen eine Verlagerung 
weg von großen Anstalten und hin zu einer gemein- 
denahen Versorgung gegeben. Die Versammlung un- 
terstützt diese Tendenz und verweist darauf, dass die- 
ser Prozess einhergehen sollte mit der Übertragung 
ausreichender finanzieller Ressourcen, die es ermög- 
lichen, dass Patienten durch außerhäusliche Pfiege- 
einrichtungen versorgt werden. Die innerhalb der Ge- 
meinschaft bereitgestellte Betreuung hat oft einen 
günstigeren Einfluss auf das Ergebnis chronischer 
psychischer Gesundheitsprobleme und auf die Le- 
bensqualität des Patienten. 

8. Der Begriff „Sektor“ zur Definition der Organisation 
der psychischen Gesundheitsdienste sollte dahinge- 
hend aktualisiert werden, dass er den Begriff des 
„Netzwerkes“ mit einschließt. Die Interessen der Be- 
troffenen sowie Fortschritte in der klinischen For- 
schung werden unbestreitbar am besten gefördert 
durch enge institutioneile Verbindungen zwischen 
den öffentlichen psychiatrischen Diensten und der 
Allgemeinmedizin, anderen medizinischen Fachrich- 


tungen, allen öffentlichen und privaten Gesundheits- 
diensten, medizinischen und sozialen Einrichtungen 
und der großen Vielzahl anderer Partner in den ver- 
schiedenen Sozialdiensten, Behörden und Verbänden. 

9. Die Versammlung ist der Auffassung, dass die psy- 
chiatrische Behandlung auf einem individuellen An- 
satz basieren muss, bei dem ein Behandlungsprotokoll 
für jeden einzelnen Patienfen erstellt wird. Die Be- 
handlung muss ein großes Spektrum an Rehabilitati- 
ons- und Therapiemaßnahmen umfassen. Noch im- 
mer ist in den internationalen Gesetzen oder den 
Gesetzen in Bezug auf die psychische Gesundheit 
nicht ausreichend klargestellt, das die psychiatrische 
Therapie individuell und sehr vertraulich ist, einen 
individuellen Plan der fortlaufenden Betreuung bein- 
haltet, dessen Grundlage das Vertrauensverhältnis 
zwischen Patient und Arzt ist. All zu oft kommt es 
vor, dass die Behandlung eines Patienten fast aus- 
schließlich aus pharmakologischen Therapien be- 
steht, entweder aufgrund fehlender ausreichend 
ausgebildeter Fachkräfte und angemessener Einrich- 
tungen oder weil Vorstellungen auf der Grundlage 
von Patientenkontrolle und Überwachung noch im- 
mer vorherrschen. Erstausbildung und berufsbeglei- 
tende Fortbildungsmaßnahmen der verschiedenen 
Spezialisten sollten Teil der nationalen Politik in Be- 
zug auf die psychische Gesundheit sein, damit auf die 
unterschiedlichen und individuellen Erfordernisse je- 
des einzelnen Patienten besser eingegangen werden 
kann. 

10. Die Versammlung betont ebenfalls die Bedeutung 
von Kampagnen zur Aufklärung und Sensibilisierung 
der Öffentlichkeit, damit einige der Hindernisse in 
Bezug auf Versorgung und Betreuung dadurch aus 
dem Weg geräumt werden können, dass die Men- 
schen darüber informiert werden, was psychische 
Krankheiten sind, wie sie behandelt werden können, 
welche Chancen auf Heilung bestehen und welche 
Rechte die Patienten haben. Kampagnen dieser Art 
würden dabei helfen, Stigma und Diskriminierung 
abzubauen und die Kluft zwischen psychischer und 
physischer Gesundheit zu verringern. 

11. Die Versammlung hat bei mehreren Gelegenheiten 
darauf hingewiesen, dass der Schutz der Menschen- 
rechte integraler Bestandteil einer Gesundheitspolitik 
sein muss, insbesondere im Bereich der psychischen 
Gesundheit. Sie begrüßt daher die jüngsten vom 
Ministerkomitee eingeleiteten Schritte, insbesondere 
mit der Empfehlung (2004) 10 in Bezug auf den 
Schutz der Menschenrechte und die Würde der Men- 
schen mit psychischen Gesundheitsproblemen sowie 
der Empfehlung Nr. R( 1999)4 über Prinzipien in Be- 
zug auf den gesetzlichen Schutz von geschäftsunfähi- 
gen Erwachsenen. 

12. Zusätzlich zu den notwendigen Gesetzen, die die 
Rechte besonders schutzbedürftiger Personen garan- 
tieren, betont die Versammlung, dass die Staaten 
durch unabhängige Überwachungsverfahren dafür 
sorgen müssen, dass die angewandten Verfahren die 
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Würde dieser Mensehen respektieren, insbesondere 
in Fällen, in denen Patienten in Krankenhäuser 
zwangseingewiesen werden. 

13. Wenn aueh, wie in Artikel 20 der Empfehlung 
(2004) 10 des Ministerkomitees vorgesehen, jeder 
Staat die Behörde gesetzlieh festlegen kann, die für 
die Entseheidung über eine Zwangseinweisung in ein 
Krankenhaus zuständig ist („ein Gerieht oder eine an- 
dere zuständige Stelle“), so hält die Versammlung es 
doeh für notwendig hervorzuheben, wie vorteilhaft es 
wäre, wenn die betroffene Stelle in der Lage wäre, 
eine bestmögliehe Garantie für die eigene Unabhän- 
gigkeit abzugeben und betont, dass jeder Wider- 
sprueh gegen Entseheidungen dieser Stellen auf Ver- 
fahren basieren müssen, die sowohl die Reehte der 
betroffenen Personen als aueh das saehgemäße 
Verfahren in Bezug auf Besehlüsse derartiger 
Zwangseinweisungen gewährleisten. Die Tendenz, 
ein Zivilgerieht bei derartigen Entseheidungen mit 
einzubeziehen, seheint die bestmögliehe Garantie in 
dieser Hinsieht zu sein. 

14. Die Versammlung betont ebenfalls, dass Widersprü- 
ehe von Personen, die gegen ihren Willen behandelt 
oder eingewiesen werden, regelmäßig dureh Geriehte 
überprüft werden sollten, die eine wirkliehe Garantie 
für die Verteidigung der Reehte dieser Personen, ein- 
sehließlieh des Zugangs zu rechtlieher Hilfe, beinhal- 
ten. 

15. Die Versammlung sehlägt vor, dass Probleme, die 
dureh Situationen der Vemaehlässigung, der Ver- 
wahrlosung oder des Missbraueh von Mensehen, die 
unter sehwerwiegenden psyehisehen Gesundheits- 
problemen leiden, die innerhalb der Familie oder in 
Pflegeeinriehtungen entstehen, auf eine legislative 
Grundlage gestellt werden müssen. Die europäisehen 
Staaten sollten ihre zivilreehtliehen Maßnahmen zum 
Sehutz von Erwaehsenen in Bezug auf derartige 
Situationen entspreehend anpassen. Die Versamm- 
lung ist der Auffassung, dass wirksame Strafen für 
alle diejenigen eingeführt werden müssen, denen die 
Verantwortung für diese Einriehtungen übertragen 
wurde bzw. für diejenigen, die das Familienober- 
haupt und für diese problematisehen Situationen un- 
mittelbar verantwortlieh sind. 

16. Im Liehte der oben dargelegten Erwägungen fordert 
die Parlamentarisehe Versammlung die Regierungen 
der Mitgliedstaaten auf: 

i. Gesetzesreformen, dort wo sie notwendig sind, 
einzuleiten, um die Wahrung der Reehte von Per- 
sonen, die unter psyehisehen Gesundheitsstörun- 
gen leiden, im Einklang mit den Prinzipien der 
Europäisehen Mensehenreehtskonvention, dem 
Riehterreeht des Europäisehen Mensehenreehts- 
geriehtshofes und den Empfehlungen des Minis- 
terkomitees, insbesondere der Empfehlung 
(2004) 10, zu gewährleisten; 


ii. in Zusammenarbeit mit den Berufsverbänden der 
in den Heilberufen Tätigen, mit den Betroffenen 
und deren Familien eine Politik der psyehisehen 
Gesundheit zu erarbeiten, zu verabsehieden und 
umzusetzen im Einklang mit den zuvor dargeleg- 
ten Leitlinien und den von der WHO verankerten 
Prinzipien, insbesondere in der Europäisehen Er- 
klärung zur psyehisehen Gesundheit und dem 
Europäisehen Aktionsplan, die im Januar 2005 in 
Helsinki verabsehiedet wurden; 

iii. der Verbesserung der psyehisehen Gesundheit 
von Kindern und Heranwaehsenden besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen; 

iv. die Haushaltsmittel zur Verfügung zu stellen, die 
notwendig sind, um eine derartige Politik umzu- 
setzen indem ein erkennbarer Teil der Gesamt- 
ausgaben der Gesundheitsversorgung für die 
psyehisehe Gesundheit ausgewiesen wird, insbe- 
sondere für die gemeindenahe Versorgung und 
entspreehende Dienste; 

V. besondere Aufmerksamkeit auf die Bedingungen 
zu riehten, unter denen Personen, die wegen psy- 
ehiseher Krankheiten in einem Krankenhaus 
sind, in das Krankenhaus aufgenommen und be- 
handelt werden und Maßnahmen zu ergreifen, 
um jegliehen Missbraueh und jegliehe Missaeh- 
tung der Mensehenreehte oder der Würde dieser 
Mensehen zu verhindern; 

vi. eine unabhängige Überwaehung und Evaluie- 
rung der Programme der psyehisehen Gesundheit 
in enger Zusammenarbeit mit den in den Heil- 
berufen Tätigen, den Betroffenen und deren Fa- 
milienangehörigen sieherzustellen; 

vii. im Rahmen des Europarates und in Zusammen- 
arbeit mit der WHO sieh an einem Meinungsaus- 
tauseh und einem Austauseh über bestmögliehe 
Verfahren in Bezug auf die psyehisehe Gesund- 
heit zu beteiligen. 

Empfehlung 1 706 (2005)* 

betr. Medien und Terrorismus 

1. Die Parlamentarisehe Versammlung des Europarates 
ist der Auffassung, dass die Bedeutung der Mei- 
nungs- und Informationsfreiheit in den Medien als ei- 
nes der grundlegenden Elemente der demokratisehen 
Gesellsehafl nieht dureh den Terrorismus beeinträeh- 
tigt werden sollte. Diese Freiheit beinhaltet das Reeht 
der Öffentliehkeit, über Angelegenheiten von öffent- 
lieher Bedeutung informiert zu werden, einsehließ- 
lieh Terrorakte und Bedrohungen, sowie über die 


* Debatte der Versammlung am 20. Juni 2005 (17. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10557, Bericht des Ausschusses für Kultur, Wissenschaft und 
Bildung, Berichterstatter: Herr Jarab). Von der Versammlung verab- 
schiedeter Text am 20. Juni 2005 (17. Sitzung). 
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Antwort des Staates und der internationalen Organi- 
sationen auf diese Bedrohungen und Akte. 

2. Terrorakte sind Akte, die darauf abzielen, Terror, 
Angst und Chaos in der Bevölkerung hervorzurufen. 
Die Verbreitung öffentliehen Terrors, von Angst und 
Gefühlen des Chaos hängt weitgehend von den Bil- 
dern und Botschaften ab, die von den Berichten der 
Medien über Terrorakte und Bedrohungen übermit- 
telt werden. Die Omnipräsenz der Massenmedien auf 
globaler Ebene verstärkt diesen Effekt häufig unver- 
hältnismäßig. 

3. Die Versammlung verweist auf ihre Entschließung 
1271 (2002) und die Empfehlung 1550 (2002) über 
die Bekämpfung des Terrorismus und die Wahrung 
der Menschenrechte und bekräftigt, dass die Be- 
kämpfung des Terrorismus nicht als Vorwand genutzt 
werden darf zur Einschränkung der grundlegenden 
Rechte und Freiheiten, die in der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention und den damit in Zusammen- 
hang stehenden Rechtstexten des Europarates garan- 
tiert werden, ln dieser Hinsicht unterstützt sie die 
Richtlinien des Ministerkomitees über Menschen- 
rechte und die Bekämpfung des Terrorismus vom 
11. Juli 2002. 

4. Unter Bezugnahme auf die Erklärung des Minister- 
komitees vom 2. März 2005 über die Meinungs- und 
Informationsfreiheit in den Medien im Zusammen- 
hang mit der Bekämpfung des Terrorismus betont die 
Versammlung, dass man sich bei Fällen von Terroris- 
mus nicht auf Artikel 15 der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention berufen kann, um die Mei- 
nungs- und Informationsfreiheit über die bestehenden 
Einschränkungen von Artikel 10 Absatz 2 der Kon- 
vention hinaus einzuschränken, weil terroristische 
Akte weder als Krieg im rechtlichen Sinne, noch als 
Bedrohung für die Existenz einer demokratischen 
Nation betrachtet werden können. 

5. Die Versammlung hält es für notwendig, dass sich die 
Öffentlichkeit und die Medien der Tatsache bewusst 
sind, dass Terroristen ihre Aktionen gegen die Öf- 
fentlichkeit richten und die Medien dabei benutzen, 
um eine größtmögliche Wirkung zu erzielen. Dies ist 
um so wichtiger, weil Terroristen gelernt haben, mit 
den Informationstechnologien umzugehen zur Ver- 
breitung ihrer eigenen audiovisuellen Aufzeichnun- 
gen, elektronischen Botschaften oder Web-Seiten des 
Internets, was Staaten und Medien zwingt, entspre- 
chend zu reagieren. 

6. Unter gebührender Wahrung der Privatsphäre und der 
Menschenwürde der Opfer von Terrorakten und de- 
ren Familie betont die Versammlung, wie wichtig es 
ist, die Öffentlichkeit umfassend über Terrorakte zu 
informieren, einschließlich über das Leid, das durch 
diese Akte verursacht wird, sowie über den soziokul- 
turellen und politischen Kontext derartiger Akte. 
Eine informierte öffentliche Debatte über konkrete 
Akte von Terrorismus kann dazu führen, dass ent- 
sprechende politische Antworten hierauf erarbeitet 


werden und dass verhindert wird, dass sich weitere 
Personen terroristischen Gruppen anschließen. 

7. Die Versammlung vertraut in die Fähigkeit des politi- 
schen Systems und der Kultur Europas sowie in die 
ihrer Bürger, Politiker und Journalisten, reißerische 
Medienberichte in Bezug auf den Terrorismus zu ver- 
meiden. 

8. Die Versammlung fordert die in den Medien Tätigen 
auf: 

i. durch ihre Berufs verbände einen Verhaltens- 
kodex für Journalisten, Fotografen und Heraus- 
geber zu entwickeln, der sich mit Terrorakten 
und Bedrohungen befasst und darauf ausgerich- 
tet ist, die Öffentlichkeit fortlaufend zu informie- 
ren, ohne auf unangemessene Weise zu den Aus- 
wirkungen des Terrorismus beizutragen; 

ii. Fortbildungskurse für in den Medien Berufstä- 
tige zu organisieren mit dem Ziel, das Bewusst- 
sein dafür, dass Medienberichte über Terrorismus 
eine heikle Angelegenheit sind, zu verstärken; 

iii. untereinander zusammenzuarbeiten, z. B. durch 
ihre Berufsverbände, um ein Wettrennen um 
Sensationsberichte und Bilder, das den Terroris- 
ten in die Hände spielen würde, zu vermeiden; 

iv. es zu vermeiden, den Zielen von Terroristen ent- 
gegenzukommen, indem sie das Gefühl der 
Angst in der Öffentlichkeit, das Terrorakte erzeu- 
gen können, verstärken oder indem sie Terroris- 
ten eine Plattform hoher Öffentlichkeitsaufmerk- 
samkeit bieten; 

V. davon Abstand zu nehmen, schockierende Bilder 
von Terrorakten zu verbreiten, die die Privat- 
sphäre und die Menschenwürde der Opfer verlet- 
zen oder zu den terrorisierenden Auswirkungen 
derartiger Akte auf die Öffentlichkeit sowie auf 
die Opfer und deren Familie beitragen; 

vi. es zu vermeiden, durch ihre Nachrichten und 
Kommentare die dem Terrorismus zugrunde lie- 
genden gesellschaftlichen Spannungen zu ver- 
schärfen und insbesondere davon Abstand zu 
nehmen, Hassreden zu verbreiten. 

9. Die Versammlung fordert die Delegationen aller ihrer 
Mitglieder und Beobachter auf, diese Empfehlung 
bei ihrer nationalen Arbeit zu berücksichtigen und 
eine Debatte über diese Frage in ihren jeweiligen na- 
tionalen Parlamenten abzuhalten. 

10. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee, 
die Mitglieds- und Beobachterstaaten aufzufordem: 

i. die Öffentlichkeit und die Medien regelmäßig 
über Regierungsstrategien und Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Terrorismus und seiner Hinter- 
gründe zu informieren; 

ii. davon Abstand zu nehmen, unter dem Vorwand 
der Bekämpfung des Terrorismus die Bereitstel- 
lung von Informationen und Meinungen in den 
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Medien über Terrorismus und über die Reaktion 
staatlieher Stellen auf Terrorakte und Bedrohun- 
gen zu verbieten oder auf unangemessene Weise 
einzusehränken; 

iii. auf Anfrage Medien, die sieh mit Terrorismus 
besehäftigen, über die spezielle Sieherheitslage 
in jedem einzelnen Kontext zu informieren, um 
zu vermeiden, dass Journalisten terroristisehe 
Zusammenhänge untersuehen, unnötigen Gefah- 
ren ausgesetzt werden, die von Terroristen oder 
Anti-Terrormaßnahmen staatlieher Stellen ausge- 
hen; 

iv. Medientexte in ihre Lehrpläne aufzunehmen, um 
die Gesellsehaft in Riehtung auf eine kritisehe 
und informierte Nutzung von Medieninhalten zu 
bilden und das Bewusstsein für den abseheuli- 
ehen Charakter von Terrorakten zu versehärfen; 

V. über ihre Strafverfolgungsbehörden zusammen- 
zuarbeiten, um die Verbreitung illegaler Bot- 
sehaften und Bilder dureh Terroristen im Internet 
zu verhindern; 

vi. das Zusatzprotokoll zum Übereinkommen über 
Datermetzkriminalität in Bezug auf die straf- 
reehtliehe Verfolgung von rassistisehen und 
fremdenfeindliehen Ideen im Internet aueh auf 
terroristisehe Inhalte anzuwenden insoweit als 
diese Hass oder Gewalt predigen oder dazu auf- 
rufen gegen Einzelpersonen aufgrund der Rasse, 
der Hautfarbe, der Abstammung oder der natio- 
nalen oder ethnisehen Herkunft und der Religion, 
soweit diese als Vorwand genutzt wird für einen 
dieser Faktoren, oder zu solehen Akten aufrufen. 

1 1 . Die Versammlung fordert das Ministerkomitee auf: 

i. die Auseinandersetzung mit dem Terrorismus in 
den europäisehen Medien zu überwaehen, insbe- 
sondere unter Berüeksiehtigung seiner Erklärung 
über die Meinungs- und Informationsfreiheit in 
den Medien im Zusammenhang mit der Terroris- 
musbekämpfung; 

ii. unter Führung und in enger Zusammenarbeit mit 
den in den Medien Tätigen und deren Berufsver- 
bänden sowie der UNESCO und anderen Organi- 
sationen, die im selben Bereieh arbeiten, ein 
Handbueh für Journalisten, die über Terrorakte 
und Gewalt beriehten, zu erarbeiten; 

iii. Vorbereitungen im Hinbliek auf ein Zusatzproto- 
koll zum Übereinkommen über Datennetzkrimi- 
nalität einzuleiten, welehes einen Rahmen ein- 
riehtet für die Sieherheitszusammenarbeit 
zwisehen den Mitglieds- und Beobaehterstaaten 
im Hinbliek auf die Verhinderung von Terroris- 
mus im Datennetz in Form groß angelegter An- 
griffe auf Computer- Systeme und dureh Compu- 
ter-Systeme, die die nationale Sieherheit, die 
öffentliehe Sieherheit oder das wirtsehaftliehe 
Wohlergehen eines Staates bedrohen. 


Empfehlung 1 707 (2005)* 

betr. die Lage im Nahen Osten 

1. Die Parlamentarisehe Versammlung nimmt Bezug 
auf ihre Entsehließung 1452 (2005) und verweist auf 
ihre Entsehließungen 1156 (1998) und die Empfeh- 
lung 1612 (2003), in der sie die Einriehtung eines 
Fonds zur endgültigen Regelung des Status der paläs- 
tinensisehen Flüehtlinge und Vertriebenen unter der 
Sehirmherrsehaft der Vereinten Nationen zur Finan- 
zierung der Kosten der Wiederansiedlung und der 
Entsehädigung vorgesehlagen hatte. 

2. Die Versammlung fordert das Ministerkomitee auf, 
diesen Vorsehlag bei jeder nur mögliehen Gelegen- 
heit zu fördern, einsehließlieh auf der bevorstehen- 
den internationalen Geberkonferenz in London. 

Empfehlung 1708 (2005)** 

betr. die gegenwärtige Lage im Kosovo 

1 . Der Europarat hat bei der Verbesserung der guten Re- 
gierungsführung („good govemanee“), bei der Festi- 
gung der Demokratie und der Reehtsstaatliehkeit so- 
wie bei der Verbesserung der Mensehenreehtslage in 
den „neuen Demokratien“ eine zentrale Rolle ge- 
spielt und damit zur Sehaffung solider Fundamente 
für eine weitergehende politisehe Integration in 
Europa beigetragen. 

2. Unter Bezugnahme auf ihre Entsehließung 1453 
(2005) zur gegenwärtigen Lage im Kosovo ist die 
Parlamentarisehe Versammlung der Auffassung, der 
Europarat solle sieh um eine vergleiehbare Rolle im 
Rahmen der Anstrengungen um eine dauerhafte Sta- 
bilisierung des Kosovo, ungeaehtet seines zukünfti- 
gen Status, in Zusammenarbeit und Abstimmung mit 
anderen internationalen Akteuren, bemühen. 

3. Sein Wirken sollte einerseits darauf zielen, das Zu- 
standekommen eines fruehtbaren Dialogs zwisehen 
den dureh die Statusfrage betroffenen Parteien zu for- 
dern und andererseifs sieherzusfellen, dass im Ko- 
sovo die Sfandards des Europarats in den Bereiehen 
Demokratie, Reehtsstaatliehkeit, Sehutz der nationa- 
len Minderheiten und der Mensehenreehte erreieht 
und auf unabänderliehe Weise gesiehert werden. 

4. Überdies sollte der Europarat zur Förderung besserer 
sozialer und wirtsehaftlieher Bedingungen für die 
ethnisehen Minderheiten und insbesondere für die 
Binnenvertriebenen und in das Kosovo zurüekkeh- 
renden Personen beitragen. 


* Debatte der Versammlung am 21. Juni 2005 (19. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10570, Bericht des Politischen Ausschusses, Berichterstatter: 
Herr Margelov). Von der Versammlung verabschiedeter Text am 
21. Juni 2005 (19. Sitzung). 

** Debatte der Versammlung am 21. Juni 2005 (19. Sitzung) (Siehe 
Dok. 10572, Bericht des Politischen Ausschusses, Berichterstatterin: 
Frau Tritz). Von der Versammlung verabschiedeter Text am 21. Juni 
2005 (19. Sitzung). 
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5. Daher fordert die Versammlung das Ministerkomitee 
auf, 

i. die Rolle des Europarats bei der Förderung des 
politischen Dialogs zwischen den betroffenen 
Parteien in Vorbereitung der Statusgespräche zu 
unterstützen; 

ii. geeignete finanzielle und administrative Maß- 
nahmen zu ergreifen, um die Erkennbarkeit und 
das Gewicht des Europarats im Kosovo in den 
seinem Mandat und seinem Sachverstand ent- 
sprechenden Bereichen zu erhöhen; 

iii. die Vorbereitung und Durchführung einer Geber- 
konferenz zu fördern, um die Nachhaltigkeit der 
Rückkehrerbewegung in das Kosovo zu erhöhen; 

iv. den Koordinator für Roma-Aktivitäten aufzufor- 
dem, notfalls mit Unterstützung der Experten- 
gruppe Roma/Sinti (MGS-ROM) eine Informa- 
tionsreise in das Kosovo durchzuführen, um dort 
Informationen aus erster Hand über die sozialen 
und wirtschaftlichen Bedingungen zu gewinnen, 
unter denen die im Lande vertriebene Roma-, 
Askali- und ägyptische Bevölkerung sowie die 
Roma-, Askali- und ägyptischen Rückkehrer le- 
ben, und die Ergebnisse dem Ministerkomitee zu 
berichten. 

Empfehlung 1709 (2005)* 

betr. das Verschwinden und die Ermordung 
einer großen Zahi von Frauen und 
junger Mädchen in Mexiko 

1. Die Parlamentarische Versammlung nimmt Bezug 
auf die Entschließung 1454 (2005) über das Ver- 
schwinden und die Ermordung einer großen Zahl von 
Frauen und junger Mädchen in Mexiko. 

2. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee, 
mit seinem Beobachterstaat Mexiko ein Koopera- 
tions- und Hilfsprogramm einzurichten, das mögli- 
cherweise durch freiwillige Beiträge finanziert wird, 
um : 

i. Justiz- und staatsanwaltliche Reformen zu for- 
dern (z. B. Förderung der Gleichbehandlung 
(Staatsanwalfschaft/Anklage); Verhütung von 
Folter und effiziente Untersuchung von Folter- 
vorwürfen sowie Gewährleistung effizienter Un- 
tersuchungen von Verbrechen unter gleichzeiti- 
ger Wahrung der Rechte der Opfer und der 
Angeklagten); 

ii. eine Kultur der Achtung der Menschenrechte 
und der Gleichheit von Mann und Frau (z. B. 


* Debatte der Versammlung am 21. Juni 2005 (19. Sitzung). (Siehe 

Dok. 10551, Bericht des Ausschusses für die Gleichstellung von 
Frauen und Männern, Berichterstatterin: Frau Vermot-Mangold). Von 
der Versammlung verabschiedeter Text am 21. Juni 2005 
(19. Sitzung). 


durch eine Kampagne gegen häusliche Gewalt 
und andere Formen von Gewalt gegen Frauen 
unter gleichzeitiger Gewährleistung der gleich- 
berechtigten Teilhabe von Frau und Mann am 
Entscheidungsprozess und zur Bekämpfung der 
Diskriminierung von Frauen) zu fördern; 

3. die Versammlung empfiehlf dem Minisferkomifee, im 
Rahmen dieses Kooperations- und Hilfsprogramms 
gezielfe Maßnahmen zu ergreifen, u. a.: 

i. die Veranstalfung von Ausfausch- und Fort- 
bildungsprogrammen für mexikanische Sfaafs- 
anwälte, Mifglieder der Gerichtspolizei und 
kriminaltechnische Experten im Bereich Men- 
schenrechte und gleichstellungsorientierte Poli- 
tik; 

ii. in Schlüsselbereichen, wie z. B. gesetzliche Re- 
gelungen in Bezug auf „Frauenmord“ und häusli- 
che Gewalt, legislativen Sachverstand anzubie- 
ten; 

iii. dazu beizutragen, 

a. Zufluchtseinrichtungen für Opfer häuslicher 
Gewalt und für die Ausbildung von dort täti- 
gen Betreuern zu finanzieren; 

b. die Ausstattung für das neue kriminalfechni- 
sche Labor, das in Ciudad Juarez eingerich- 
tet werden soll, zu finanzieren. 

Empfehlung 1710 (2005)** 

betr.: die Einhaltung der von der Russischen 
Föderation eingegangenen Pflichten 
und Verpflichtungen 

1. Unter Bezugnahme auf die Entschließung 1455 
(2005) über die Einhaltung der von der Russischen 
Föderation eingegangenen Pflichten und Verpflich- 
tungen vertritt die Parlamentarische Versammlung 
die Auffassung, dass Russland in den kommenden 
Jahren weiterhin in den Genuss der Unterstützungs- 
und Kooperationsprogramme des Europarates kom- 
men sollte, damit die pluralistische Demokratie, die 
Wahrung der Rechtsstaatlichkeit und der Schutz der 
Menschenrechte gefördert werden. 

2. ln Anbetracht der Größe und Vielfalt Russlands ver- 
tritt die Versammlung die Auffassung, dass die beste- 
henden Kooperations- und Unterstützungspro- 
gramme (einschließlich gemeinsamer Programme 
mit der Europäischen Union) nicht ausreichen, weder 
in Bezug auf den Umfang, die Finanzierung noch die 
personelle Ausstattung, um in allen 89 Regionen der 


Debatte der Versammlung am 22. Juni 2005 (20. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10568, Bericht des Ausschusses für die Einhaltung der von den 
Mitgliedstaaten eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen (Mo- 
nitoring-Ausschuss), Ko-Berichterstatter: Herr Atkinson und Herr 
Bindig). Von der Versammlung verabschiedeter Text am 22. Juni 
2005 (21. Sitzung). 
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Russischen Föderation wesentliche Auswirkungen zu 
haben, insbesondere in jenen Bereichen, in denen der 
Sachverstand und das Know-how des Europarates 
eindeutig für die notwendigen derzeitigen oder zu- 
künftigen Reformen nützlich wären. 

3. Die Versammlung empfiehlt daher dem Minister- 
komitee: 

i. die von den russischen Behörden festgestellten 
Hindernisse in Bezug auf die Ratifizierung der 
Übereinkommen des Europarates zu analysieren, 
nachdem die Russische Föderation seit ihrem 
Beitritt vor neun Jahren bislang nur 46 von den 
200 Übereinkommen ratifiziert und 15 von ihnen 
unterzeichnet hat (Stand Mai 2005) und insbe- 
sondere auf der zügigen Ratifizierung der 
Protokolle 6, 12, 13 und 14 zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention zu insistieren; 

ii. die russischen Behörden zu ermutigen, die Zu- 
sammenarbeit mit dem Europarat zu verstärken 
im Hinblick auf die Gewährleistung der uneinge- 
schränkten Übereinstimmung der mssischen Ge- 
setze und Verfahren mit den Prinzipien und Nor- 
men der Organisation, insbesondere in Bezug auf 
die in der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion garantierten Normen, sowie in Bezug auf die 
uneingeschränkte Beachtung der Urteile des 
Straßburger Gerichtshofes in Bezug auf ggf er- 
forderliche individuelle und generelle Maßnah- 
men und die Unterstützungs- und Kooperations- 
programme zu verstärken im Hinblick auf die 
Stärkung der Einrichtungen der Ombudsmänner 
auf Bundes- und regionaler Ebene und in Bezug 
auf die Unabhängigkeit der Justiz; 

iii. die Behörden der Russischen Föderation aufzu- 
fordem, insbesondere alle Gesetzesentwürfe in 
Bezug auf die Reform der Generalstaatsanwalt- 
schaft und des Bundessicherheitsdienstes, die 
Schaffung einer öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalt, die Überarbeitung der Gesetze über 
Religionsgemeinschaften und den Wehrersatz- 
dienst, usw. dem Europarat zur Prüfung durch 
seine Sachverständigen vorzulegen; 

iv. in Absprache mit den russischen Behörden die 
Prioritäten für die bestehenden und zukünftigen 
Kooperations- und Unterstützungsprogramme 
neu zu definieren, um Russland die Möglichkeit 
zu geben, so schnell wie möglich seine noch aus- 
stehenden Verpflichtungen und Pflichten, wie in 
der Entschließung 1455 2005) aufgeführt, zu er- 
füllen; 

V. zu diesem Zweck verstärkfe Mittel für den Haus- 
half der Organisation bereitzustellen, die für Un- 
fersfüfzungs- und Kooperationsprogramme vor- 
gesehen sind, damit die für Russland geplanfen 
Programme versfärkf werden können. Dies sollfe 
jedoch nicht zu Lasten sowohl der zwischen- 
staatlichen Tätigkeitsprogramme noch der Ko- 


operations- und Unterstützungsprogramme für 
andere Mifgliedsfaafen geschehen; 

vi. sicherzusfellen, dass die Diskussion über die 
Menschenrechfskrise in Tschefschenien und in 
der Umgebung von Tschefschenien ein regelmä- 
ßiges Thema auf der Tagesordnung der Minisfer- 
komitees und der Minisfersfellvertreter bleibt 
und insbesondere sicherzustellen, dass das Moni- 
toring der Menschenrechtslage in Tschetschenien 
und in der Umgebung von Tschetschenien u. a. 
unter der Schirmherrschaft des Generalsekretärs 
fortgeführt wird und dass die Ergebnisse dieses 
Monitorings veröffentlicht werden. 

Empfehlung 171 1 (2005)* 

betr. die Weiterverfolgung der 
Entschließung 1359 (2004) betr. politische 

Gefangene in Aserbaidschan 

1. Die Parlamentarische Versammlung ruft das Minis- 
terkomitee unter ausdrücklichem Hinweis auf ihre 
Entschließung 1457 (2005) betr. die Weiterverfol- 
gung der Entschließung 1359 (2004) betr. politische 
Gefangene in Aserbaidschan dazu auf, mit ihr eine 
gemeinsame Stellungnahme zur Frage der politischen 
Gefangenen und mutmaßlichen politischen Gefange- 
nen in Aserbaidschan zu verabschieden. 

2. Die Versammlung nimmt den Beschluss des Minis- 
terkomitees vom 23. März 2005 zur Kenntnis, in dem 
dieses erklärt, dass es „erwartet, dass die Frage der 
politischen Gefangenen in naher Zukunft beigelegt 
werden wird und dass keine neuen Fälle konstruiert 
werden“. 

3. Die Versammlung ruft das Ministerkomitee deshalb 
dazu auf, zur Kenntnis zu nehmen und anzuerkennen, 
dass folgende Personen weiterhin in Haft sind: 

i. drei politische Gefangene, die von den durch den 
Generalsekretär 2001 benannten unabhängigen 
Sachverständigen als solche anerkannt worden 
sind; 

ii. 41 Personen, die von den unabhängigen Sachver- 
ständigen nicht als politische Gefangene aner- 
kannt worden sind, darunter strittige Fälle oder 
Fälle von Gefangenen, deren Gesundheitszu- 
stand Anlass zur Besorgnis gibt; 

iii. mindestens 45 Personen, die eine neue Liste 
mutmaßlicher politischer Gefangener bilden und 
deren Fälle den unabhängigen Sachverständigen 
nicht vorgelegt wurden - entweder weil sie nicht 
auf die ursprüngliche Liste gesetzt worden wa- 
ren, die den Sachverständigen unterbreitet wurde 


* Debatte der Versammlung am 22. Juni 2005 (21. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10564, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrech- 
te, Berichterstatter: Herr Bruce). Von der Versammlung verabschie- 
deter Text am 22. Juni 2005 (21. Sitzung). 
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oder weil sie naeh Beginn deren Mandats festge- 
nommen und verurteilt wurden. 

4. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee, 
die aserbaidsehanischen Behörden nachdrüeklieh 
aufzufordem, für die Frage der politischen Gefange- 
nen und der mutmaßlichen politischen Gefangenen 
eine schnelle und dauerhafte Lösung zu finden: 

i. durch Freilassung der von den unabhängigen 
Sachverständigen ermittelten drei verbleibenden 
politischen Gefangenen; 

ii. unter Anwendung der Bestimmungen des Straf- 
gesetzbuchs über die bedingte Freilassung durch 
sofortige Haftentlassung mutmaßlicher politi- 
scher Gefangener, die bereits mehrere Jahre ihrer 
Strafe verbüßt haben; 

iii. durch Freilassung oder Neuaufrollen der Ge- 
richtsverfahren mutmaßlicher politischer Gefan- 
gener, deren Verurteilung einen Verstoß gegen 
die Grundsätze eines fairen Verfahrens darstellte; 

iv. durch Freilassung schwer erkrankter mutmaßli- 
cher politischer Gefangener aus humanitären 
Gründen; 

V. durch Freilassung oder Neuaufrollen der Ge- 
richtsverfahren mutmaßlicher politischer Gefan- 
gener, die an bestimmten politischen Ereignissen 
nur in geringem und sehr nebensächlichen Maße 
beteiligt waren, angesichts der Tatsache, dass die 
mutmaßlichen Anstifter der Ereignisse selbst be- 
reits begnadigt wurden; 

vi. durch Freilassung mutmaßlicher politischer Ge- 
fangener, die mit den betreffenden Ereignissen 
nur insofern in Verbindung stehen, als sie Ver- 
wandte, Freunde oder bloße Bekannte führender 
Mitglieder früherer Regierungen sind und sie be- 
grüßt das Versprechen der aserbaidschanischen 
Behörden, „jedes nur mögliche Rechtsmittel zu 
nutzen (Amnestie, Überprüfung der Fälle durch 
Gerichte einer höheren Instanz, bedingte Entlas- 
sung, Entlassung aus gesundheitlichen Gründen, 
Begnadigung), um dieses Problem zu lösen“. 

5. Die Versammlung stellt fest, dass die Frage der poli- 
tischen Gefangenen die schwerwiegenden Unzuläng- 
lichkeiten des Gerichtswesens in Aserbaidschan und 
die Mängel seiner Strafgesetzgebung deutlich ge- 
macht haben. Sie ruft deshalb das Ministerkomitee 
auf, 

i. die Kooperations- und Hilfsprogramme im Hin- 
blick auf Aserbaidschan, gegebenenfalls in Ver- 
bindung mit der OSZE, auf diesem Gebiet auszu- 
bauen; 

ii. die Behörden nachdrücklich aufzufordem, mit 
dem Europarat bei der Reform des aserbaidscha- 
nischen Justizwesens aktiv und umfassend 
zusammenzuarbeiten und insbesondere unver- 
züglich das Strafgesetzbuch vorzulegen, damit 
dessen Vereinbarkeit mit der Europäischen Men- 


schenrechtskonvention und der Rechtsprechung 
des Gerichtshofs geprüft werden kann; 

iii. insbesondere durch Benennung eines Sachver- 
ständigen für die Beobachtung der Vorgänge vor 
Ort sicherzustellen, dass jedes neu aufgerollte 
Gerichtsverfahren - sollten die Behörden eine 
Freilassung der betreffenden mutmaßlichen poli- 
tischen Gefangenen ablehnen - in vollem Um- 
fang den Anforderangen an ein faires Verfahren 
genügt, wie diese in der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention und der Rechtsprechung 
des Gerichtshofs festgelegt sind. 

Empfehlung 1712 (2005)* 

betr. die Weiterverfolgung des Dritten Gipfels 

1. Die Parlamentarische Versammlung begrüßt die Er- 
gebnisse des vom 16. bis 17. Mai 2005 in Warschau 
veranstalteten Dritten Gipfeltreffens der Staats- und 
Regierungschefs. 

2. Sie nimmt mit Befriedigung zur Kenntnis, dass die 
Mehrzahl der in der Empfehlung 1693 (2005) enthal- 
tenen Vorschläge entweder ganz oder teilweise in die 
Schlusstexte des Gipfels - die Warschauer Erklärung 
und den Aktionsplan - aufgenommen wurden. 

3. Der letztendliche Erfolg des Gipfels hängt jedoch 
von der Weiterverfolgung der in Warschau getroffe- 
nen Beschlüsse ab. Die Umsetzung dieser Beschlüsse 
ist jetzt eine vorrangige Angelegenheit. Die Ver- 
sammlung erklärt sich bereit, in dieser Hinsicht eine 
Rolle zu übernehmen. 

4. Die nationalen Parlamente sollten genaue Informatio- 
nen über die auf dem Gipfel getroffenen Beschlüsse 
erhalten und zu den Überlegungen über die notwen- 
dige Weiterverfolgung beitragen. Daher fordert die 
Versammlung die nationalen Delegationen auf, Aus- 
sprachen über die Umsetzung der Beschlüsse des 
Gipfels in ihrem jeweiligen Parlament einzuleiten. 

5. Die Versammlung begrüßt die Bekräftigung des Gip- 
fels, dass die in der Satzung verankerten Hauptziele 
des Europarates die Erhaltung und die Förderung der 
Menschenrechte, der Demokratie und der Rechts- 
staatlichkeit sind. Sie begrüßt die Entschlossenheit 
der Mitgliedstaaten, seine Rolle als wirksamer Me- 
chanismus der paneuropäischen Zusammenarbeit in 
diesem Bereich zu stärken, um die Entwicklung eines 
Europas ohne Trennlinien zu gewährleisten. Der 
Europarat sollte seine Werte durch eine angemessene 
Nachbarschaftspolitik fordern. 

6. Die Versammlung ist davon überzeugt, dass der nicht 
diskriminierende Charakter der Monitoring-Prozesse 


* Debatte der Versammlung am 23. Juni 2005 (22. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10602, Bericht des Politischen Ausschusses, Berichterstatter: 
Herr Van den Brande). Von der Versammlung verabschiedeter Text 
am 22. Juni 2005 (22. Sitzung) 
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des Europarates gewährleistet sein sollte auf Grund 
einer umfassenden und systematischen Prüfung aller 
mit der Mitgliedschaft verbundenen Pflichten und 
Verpflichtungen in allen Mitgliedstaaten des Europa- 
rates. ln diesem Zusammenhang betont sie, wie wich- 
tig das von der Versammlung für jedes einzelne Land 
separat durchgeführte Monitoring- Verfahren ist und 
dass es notwendig ist, eine engere Zusammenarbeit, 
Konsultation und Koordinierung der Aktivitäten zwi- 
schen dem Europarat und der Europäischen Union, 
insbesondere im Kontext ihrer zukünftigen Erweite- 
rung und der Europäischen Nachbarschaftspolitik 
herzustellen. 

7. ln Bezug auf die Gewährleistung der Effizienz des 
Europäischen Menschenrechtsgerichtshofes (EGMR) 
nimmt die Versammlung mit Befriedigung den Vor- 
schlag zur Kenntnis, einen „Rat der Weisen“ zu 
schaffen, der sich mit dieser Frage befassen soll. An- 
gesichts der in der Satzung verankerten Rolle der 
Versammlung in Bezug auf den Gerichtshof und ihres 
langjährigen Interesses und ihrer Mitwirkung an der 
Reform und der Entwicklung des Gerichtshofes sollte 
die Versammlung an der Arbeit dieser Gruppe betei- 
ligt werden. Die Versammlung ist der nachdrückli- 
chen Auffassung, dass die Umsetzung der Urteile des 
Gerichts von absoluter Bedeutung ist und dass diese 
Frage in die zukünftigen Überlegungen einfiießen 
sollte. 

8. Die Staats- und Regierungschefs haben in den Leit- 
linien für die Beziehungen zwischen dem Europarat 
und der Europäischen Union anerkannt, wie wichtig 
der baldige Beitritt der Europäischen Union zur 
EMRK ist; die Versammlung ist der Hoffnung, dass 
dieser entscheidende Schritt ein unmittelbares Anlie- 
gen sowohl des Europarates als auch der Europäi- 
schen Union bleiben wird, unabhängig von Entwick- 
lungen in Bezug auf die Ratifizierung des Vertrags 
über eine Verfassung für Europa. Die Versammlung 
begrüßt den in den Leitlinien enthaltenen Hinweis 
auf die Komplementarität zwischen dem Europarat 
und der zukünftigen Grundrechteagentur der Euro- 
päischen Union und bekräftigt die in der Entschlie- 
ßung 1427 (2005) gemachten Vorschläge als die 
beste Möglichkeit zur Erreichung dieses Ziels. 

9. Die Versammlung begrüßt den Beschluss, die Arbeit 
des Europarates in Bezug auf den Schutz der Rechte 
nationaler Minderheiten fortzusetzen, insbesondere 
im Rahmen der Umsetzung des Rahmenübereinkom- 
mens, sowie die Absicht des Rates, im Bereich der 
Staatsangehörigkeit und Förderung des Erwerbs der 
Staatsangehörigkeit aktiv zu bleiben. Sie lädt den 
Ausschuss für Recht und Menschenrechte sowie sei- 
nen Unterausschuss für die Rechte von Minderheiten 
ein, sich aktiv an dieser Arbeit zu beteiligen. 

10. Die Versammlung begrüßt den Beschluss, ein Euro- 
päisches Forum für die Zukunft der Demokratie zu 
schaffen mit dem Mandat, die Demokratie zu for- 
dern. Diese von der Parlamentarischen Versammlung 
ins Leben gerufene Idee muss nun sorgsam im Hin- 


blick auf die Modalitäten der Umsetzung überprüft 
werden. Die Versammlung ist entschlossen, bei die- 
sem Prozess eine führende Rolle zu übernehmen und 
möchte daher umfassend daran beteiligt werden. Die 
Versammlung ist der Auffassung, dass sich das 
Forum aus einer gleichen Zahl von Vertretern der 
Versammlung, dem Kongress der Gemeinden und 
Regionen Europas, der Regierungen und der Bürger- 
gesellschaft zusammensetzen sollte. Es sollte regel- 
mäßige Treffen mindestens einmal jährlich abhalten 
und über ein eigenes ständiges Sekretariat verfügen. 
Es sollte regelmäßige Berichte und Empfehlungen 
über den Stand der Demokratie in den Mitgliedstaa- 
ten des Europarates und über mögliche Maßnahmen, 
die zur Behebung unbefriedigender Situationen er- 
griffen werden sollten, verabschieden und veröffent- 
lichen. Diese sollten der Versammlung, dem Minis- 
terkomitee und den betroffenen Regierungen 
vorgelegt werden. Das Forum sollte ergänzend zu der 
Europäischen Kommission für Demokratie durch 
Recht (Venedig-Kommission) arbeiten. 

11. Es ist in diesem Zusammenhang daran zu erinnern, 
dass die Versammlung in jüngster Zeit eine Reihe 
von Dokumenten über wesentliche Fragen, wie das 
Funktionieren der politischen Parteien, Meinungs- 
freiheit in den Medien, Wahlgesetze, gute Praktiken 
bei Referenden, neue Konzepte zu Evaluierung de- 
mokratischer Entwicklungen, extremistische Par- 
teien, parlamentarische Kontrolle von internationalen 
Institutionen und erst ganz kürzlich: „Die Zukunft 
der Demokratie: Stärkung der demokratischen Insti- 
tutionen“ verabschiedet hat. Die Versammlung for- 
dert ihren Politischen Ausschuss auf, seine Überle- 
gungen in dieser Hinsicht fortzusetzen. 

12. Die Versammlung äußert Befriedigung über den Vor- 
schlag, ein Kompetenzzentrum für kommunale Ver- 
waltungsreform einzurichten als einer Möglichkeit 
zur Förderung von Demokratie und gutem Regieren 
auf lokaler und regionaler Ebene. 

13. Die Versammlung begrüßt den auf dem Dritten Gip- 
fel getroffenen Beschluss, dass der Europarat eine 
europaweite Kampagne zur Bekämpfung der Gewalt 
gegen Frauen, einschließlich häuslicher Gewalt, vor- 
zubereiten und durchführen sollte, ln Anbetracht der 
ständig steigenden Zahl von Todesfällen auf Grund 
von häuslicher Gewalf isf die Versammlung der Auf- 
fassung, dass diese Kampagne im Jahre 2007 organi- 
sier! werden sollte und beschließt, die Kampagne zu 
diesem Zeitpunkt zu starten. 

14. Die Versammlung nimmt mit Befriedigung das 
Engagement der Staats- und Regierungschefs zur 
Kenntnis, den sozialen Zusammenhalt sicherzustel- 
len und erklärt ihre Bereitschaft, zur Arbeit einer 
hochrangigen Arbeitsgruppe zur Überprüfung der 
Strategie des Europarates zur Förderung des sozialen 
Zusammenhalts im 21. Jahrhundert beizutragen. Die 
Versammlung unterstreicht in diesem Zusammen- 
hang, wie wichtig Einheit in Vielfalt ist. 
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15. Ebenso findet die auf dem Gipfeltreffen zum Aus- 
druck gebrachte Entschlossenheit, die Rechte von 
Kindern wirksam zu fördern und gezielte Maßnah- 
men zur Beseitigung jeder Form von Gewalt gegen 
Kinder, einschließlich sexueller Ausbeutung, zu be- 
seitigen, die volle Unterstützung der Versammlung. 
Ein dreijähriges Aktionsprogramm zur Erfassung al- 
ler sozialen, rechtlichen, gesundheitlichen und erzie- 
herischen Dimensionen der verschiedenen Formen 
von Gewalt gegen Kinder, das auf dem Gipfeltreffen 
in die Wege geleitet wurde, wird die Ausarbeitung in- 
ternationaler Rechtsinstrumente erfordern, und die 
Versammlung ist bereit, hierzu einen Beitrag zu leis- 
ten. 

16. Die kulturelle Zusammenarbeit ist eine in der Sat- 
zung verankerte Tätigkeit des Europarates. Die Ver- 
sammlung weist erneut darauf hin, dass es wichtig 
ist, eine Politik des gemeinsamen Handelns zu ver- 
folgen, deren Ziel es ist, die Neuentdeckung der euro- 
päischen Kultur zu ermutigen und das gemeinsame 
kulturelle Erbe Europas zu wahren. Sie weist auch 
daraufhin, dass weitere Maßnahmen des Europarates 
in Zusammenarbeit mit der Europäischen Union er- 
forderlich sind im Hinblick auf die Bekräftigung ei- 
ner kulturellen Identität Europas. 

17. Die Versammlung möchte sicherstellen, dass Kultur 
in ihrem weitesten Sinne so definiert wird, dass sie 
auch das kulturelle Erbe mit einschließt und fordert 
die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, das Europäi- 
sche Kulturerbeübereinkommen des Europarates zu 
unterzeichnen und zu ratifizieren. 

18. Sport ist immer ein Bestandteil der europäischen 
Kultur gewesen. Sport für Alle ist eine Komponente 
der Bildung und wird als ein Element von Integra- 
tionspolitiken, des sozialen Zusammenhalts, der 
Entwicklung der Staatsangehörigkeit und der Be- 
kämpfung des Hooliganismus anerkannt. Seine Bei- 
behaltung und die Weiterentwicklung im Arbeitspro- 
gramm des Europarates sind relevanter als je zuvor. 

19. Die Versammlung betont ferner, wie wichtig es ist, 
die strikte Wahrung der Meinungs- und Informations- 
freiheit zu gewährleisten und bekräftigt ihre Forde- 
rung an das Ministerkomitee, weiterhin die Medien- 
situation in Mitgliedstaaten zu überwachen. 

20. Das Engagement zur Verstärkung der Anstrengun- 
gen, jungen Menschen die Möglichkeit zu geben, ak- 
tiv an demokratischen Abläufen teilzunehmen, sowie 
der Start einer europaweiten Jugendkampagne zur 
Förderung der Vielfalt, verstärkten Einbeziehung und 
Mitwirkung Jugendlicher in der Gesellschaft finden 
die uneingeschränkte Unterstützung der Versamm- 
lung. 

21. Neue durch den Gipfel erfolgte Impulse für den Dia- 
log zwischen den Religionen und den Kulturen wer- 
den sehr von der Versammlung begrüßt, die sich be- 
müht hat, einen solchen Dialog mit den Nachbarn 
Europas in Zentralasien, dem Nahen Osten und den 


südlichen Mittelmeerregionen zu entwickeln und be- 
absichtigt, diesen in Zukunft zu verstärken. 

22. Die Versammlung stellt mit Befriedigung fest, dass 
zahlreiche weitere Herausforderungen, denen sich 
unsere Gesellschaften derzeit gegenübersehen, wie 
die Bewältigung von Migrationssfrömen, nachhaltige 
Entwicklung, kommunale und regionale Demokratie, 
Terrorismusbekämpfung und Bekämpfung von Kor- 
ruption und organisiertem Verbrechen sowie der Aus- 
bau der Rolle der Entwicklungsbank des Europarates, 
ebenfalls in den vom Gipfel verabschiedeten Schluss- 
dokumenten angesprochen wurden. Sie werden durch 
die zuständigen Ausschüsse der Versammlung sorg- 
fältig geprüft werden. 

23. ln Bezug auf die Europäische Architektur nimmt die 
Versammlung mit Befriedigung zur Kenntnis, dass 
die Staats- und Regierungschefs es als ihr echtes An- 
liegen bezeichnet haben, den Aufbau Europas auf der 
Grundlage einer engen Zusammenarbeit und Koordi- 
nierung zwischen den internationalen Organisationen 
und einer verstärkten Synergie und Komplementari- 
tät, die sich aus den jeweiligen Kompetenzen und 
dem Sachverstand ergeben, zu bewerkstelligen. 

24. Insbesondere begrüßt die Versammlung den Be- 
schluss, Jean-Claude Juncker, den luxemburgischen 
Ministerpräsidenten, mit der Aufgabe zu betrauen, ei- 
nen Bericht über die Beziehungen zwischen dem 
Europarat und der Europäischen Union zu verfassen 
auf der Grundlage der auf dem Gipfel getroffenen 
Beschlüsse und unter Berücksichtigung der mensch- 
lichen Dimension beim Aufbauwerk Europa. Sie er- 
wartet, dass der Bericht einen konkreten Fahrplan für 
eine wirksame Zusammenarbeit vorlegen wird und 
bietet ihre uneingeschränkte Unterstützung und ihren 
Beitrag zur Aufgabe von Herrn Juncker an. 

25. Die Versammlung nimmt ferner mit Befriedigung die 
gemeinsame Erklärung über die verstärkte Zusam- 
menarbeit zwischen dem Europarat und der OSZE 
zur Kenntnis und unterstützt alle Maßnahmen, deren 
Ziel die Verbesserung der konkreten Zusammenarbeit 
und gemeinsame Aktionen, soweit erforderlich, sind. 

26. Die parlamentarische Dimension sollte bei den Be- 
ziehungen zwischen den internationalen Organisatio- 
nen mehr zum Ausdruck kommen. Insbesondere be- 
kräftigt die Versammlung ihren Wunsch, gemeinsam 
mit dem Europäischen Parlament auf gleichberech- 
tigter Grundlage an den Vierparteien-Treffen zwi- 
schen der Europäischen Union und dem Europarat 
teilzunehmen. 

27. Die Versammlung begrüßt die Auflegung zur Unter- 
zeichnung von drei Übereinkommen des Europarates 
in Bezug auf Terrorismus, organisiertes Verbrechen 
und Menschenhandel, die von 18 bzw. 11 bzw. 
14 Staaten unterzeichnet wurden, und fordert die 
Mitgliedstaaten, die dies noch nicht getan haben, auf, 
diese schnellstmöglich zu unterzeichnen, und die na- 
tionalen Parlamente fordert sie auf, diese unverzüg- 
lich zu ratifizieren. 



Drucksache 15/5967 


-40- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


28. Die Versammlung würdigt die Bereitschaft des Euro- 
parates, neue Maßnahmen zur Bekämpfung von Ter- 
rorismus festzulegen und eine enge Zusammenarbeit 
und Koordinierung gemeinsamer antiterroristischer 
Anstrengungen zusammen mit internationalen Orga- 
nisationen, insbesondere den Vereinten Nationen, si- 
cherzustellen. Sie nimmt Bezug auf ihre früheren 
Entschließungen und Empfehlungen über Fragen der 
Terrorismusbekämpfung und erwartet vom Minister- 
komitee, dass es die dort enthaltenen verschiedenen 
Vorschläge gebührend berücksichtigt ebenso wie 
jene, die von den einschlägigen Sachverständigen- 
ausschüssen vorgelegt wurden. 

29. Die Versammlung bedauert, dass ihr Vorschlag im 
Hinblick auf die Festlegung eines Kodex der wich- 
tigsten Übereinkommen mit konkreten Fristen für die 
Ratifizierung nicht in den Aktionsplan aufgenommen 
wurde. Die Versammlung ist der Hoffnung, dass das 
Ministerkomitee diese Frage in nicht all zu ferner Zu- 
kunft erneut prüfen wird. 

30. Die Versammlung fordert ihre Ausschüsse auf, die 
von den Staats- und Regierungschefs in ihrem jewei- 
ligen Zuständigkeitsbereich getroffenen Beschlüsse 
zu prüfen, ihre Arbeitsprogramme zu überprüfen, um 
sie in Einklang mit den Prioritäten des Gipfels zu 
bringen, und konkrete Möglichkeiten vorzuschlagen, 
wie die Versammlung zu deren Umsetzung beitragen 
kann. Ziel der Versammlung sollte es sein, einen ei- 
genen „Aktionsplan“ zu haben, in dessen Mittelpunkt 
die Kemziele des Europarates stehen. 

31. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee: 

i. die Zusammenarbeit mit der Parlamentarischen 
Versammlung in Bezug auf die Umsetzung der 
Beschlüsse des Gipfels zu verstärken und auf sei- 
ner Teilsitzung im Oktober der Versammlung ei- 
nen Zeitrahmen für seine geplanten Aktionen 
vorzulegen; 

ii. den Präsidenten der Versammlung einzuladen, 
Kandidaten für den Rat der Weisen vorzuschla- 
gen, der sich mit der Frage beschäftigen wird, 
wie die Effizienz des EGMR gewährleistet wer- 
den kann; 

iii. eine Arbeitsgruppe einzurichten mit der Auf- 
gabe, die Modalitäten für das Funktionieren des 
Forums für die Zukunft der Demokratie festzule- 
gen. Sie sollte unverzüglich Zusammentreffen 
und einen Zeitplan für die Schaffung des Forums 
im Jahre 2006 festlegen; 

iv. mit der Vorbereitung der Kampagne zur Be- 
kämpfung von Gewalt gegen Frauen, einschließ- 
lich häuslicher Gewalt, zu beginnen, damit diese 
im Jahre 2007 gemeinsam mit der Versammlung 
durchgeführt werden kann; 

V. die Versammlung an der Arbeit einer hochrangi- 
gen Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Strategie 
des Europarates zur Förderung des sozialen Zu- 
sammenhalts im 21. Jahrhundert zu beteiligen; 


vi. die Bereitschaft der Versammlung in vollem Um- 
fang zu nutzen, zu einem dreijährigen Aktions- 
programm beizutragen im Hinblick auf die 
Behandlung der sozialen, rechtlichen, gesund- 
heitlichen und erzieherischen Dimension der ver- 
schiedenen Formen von Gewalt gegen Kinder; 

vii. die Versammlung an der europaweiten Jugend- 
kampagne zur Förderung der Vielfalt, der ver- 
stärkten Einbeziehung und Mitwirkung Jugendli- 
cher in der Gesellschaft zu beteiligen; 

viii. die Versammlung zusammen mit dem Europäi- 
schen Parlament an den Vierparteien-Treffen 
zwischen dem Europarat und der Europäischen 
Union zu beteiligen; 

ix. die notwendigen Mittel zur Verfügung zu stellen, 
um dem Europarat die Möglichkeit zu geben, auf 
verantwortliche Weise die vom Gipfel festgeleg- 
ten Aufgaben und Prioritäten umzusetzen und 
angemessene finanzielle und andere Ressourcen 
für die weitere Arbeit des Europäischen Men- 
schenrechtsgerichtshofs (EGMR) sicherzustel- 
len; 

X. eine gemeinsame Arbeitsgruppe mit der Parla- 
mentarischen Versammlung einzurichten für die 
globale Umsetzung des Aktionsplans des Dritten 
Gipfels. 

Empfehlung 1 713 (2005)* 

betr. die demokratische Kontroiie des 
Sicherheitssektors in den Mitgiiedstaaten 

1. Die Parlamentarische Versammlung stellt fest, dass 
die europäischen Gesellschaften angesichts der Zu- 
nahme des Terrorismus und der Kriminalität seit eini- 
gen Jahren ein verstärktes Sicherheitsbedürfiris emp- 
finden. 

2. Die für die Gewährleistung unserer Sicherheit verant- 
wortlichen Stellen und Kräfte haben die unterschied- 
lichsten Rollen und Aufgaben. Im Inland sind sie auf- 
gerufen, Recht und Ordnung aufrechtzuerhalten, die 
Sicherheit des Staates, der Personen und des Eigen- 
tums zu schützen, demokratische Institutionen und 
Verfahren zu sichern und für das friedliche Zusam- 
menleben verschiedener Teile der Gemeinschaft zu 
sorgen. 

3. Auf internationaler Ebene muss der Sektor neben sei- 
nen nationalen Verteidigungsaufgaben über bilaterale 
oder multilaterale Rahmenvereinbarungen koordi- 
niert werden, und Sicherheitskräfte können gemäß 
kollektiven Verteidigungsabkommen und/oder inter- 
nationalen Friedenserhaltungsmissionen zur Verhü- 


* Debatte der Versammlung am 23. Juni 2005 (23. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10567, Bericht des Politischen Ausschusses, Berichterstatter: 
Herr de Puig), Von der Versammlung verabschiedeter Text am 
23. Juni 2005 (23. Sitzung). 
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tung oder Beilegung von Konflikten oder zur Unter- 
stützung des Wiederaufbaus in der Konfliktfolgezeit 
an konzertierten oder gemeinsamen Maßnahmen be- 
teiligt sein. 

4. Einige der heutigen Sieherheitsbedrohungen, wie die 
internationale organisierte Kriminalität, der interna- 
tionale Terrorismus und die Verbreitung von Waffen, 
wirken sieh zunehmend auf die innere und äußere Si- 
eherheit aus und erfordern deshalb Reaktionen sei- 
tens der Einriehtungen des Sektors, vorzugsweise in 
koordinierter und auf europäiseher Ebene kontrollier- 
ter Form. Jede dieser Aufgaben muss sieh in den 
Aufträgen und Verpfliehtungen der versehiedenen 
Bestandteile des Sieherheitssystems eines Landes 
niedersehlagen. 

5. Es kommt wesentlieh darauf an, zwisehen unserem 
Konzept der Freiheit und unserem Sieherheitsbedarf 
das riehtige Gleiehgewieht zu finden. Das wirft aller- 
dings die Frage auf, in welehem Umfang Sieherheits- 
garantien in einer Gesellsehaft Einsehränkungen von 
Grundfreiheiten naeh sieh ziehen dürfen. 

6. Die Maßnahmen der Regierung müssen sowohl ge- 
setzmäßig als aueh bereehtigt sein. Dementspreehend 
bedarf es einer Form der demokratisehen Kontrolle, 
die im Wesentliehen dureh das Parlament vorgenom- 
men werden muss. Die Judikative spielt ihrerseits 
eine entseheidende Rolle, weil sie jeden Missbraueh 
bestrafen kann, bei dem die Gefahr von Mensehen- 
reehtsverletzungen besteht. Aueh internationale Or- 
ganisationen spielen bei der Orientierung der Politik 
und der Harmonisierung der Vorschriften eine immer 
größere Rolle. 

7. Die demokratische Kontrolle bedient sich einer Reihe 
spezifischer Instrumente, mit denen die politische 
Rechenschaftspflicht und Transparenz des Sicher- 
heitssektors gewährleistet werden soll. Zu diesen In- 
strumenten gehören Verfassungsprinzipien, Rechts- 
vorschriften sowie institutioneile und logistische 
Vorgaben und außerdem allgemeinere Tätigkeiten 
mit dem Ziel der Förderung guter Beziehungen zwi- 
schen den verschiedenen Teilen des Sicherheitssek- 
tors einerseits und den politischen Gewalten (Exe- 
kutive, Legislative, Judikative) und Vertretern der 
Zivilgesellschaft (NRO, Medien, Parteien usw.) an- 
dererseits. 

8. Der Europarat ist über bestimmte Praktiken besorgt, 
die insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus 
eingeführt worden sind, wie zum Beispiel Inhaftie- 
rung ausländischer Staatsbürger auf unbestimmte 
Zeit mit unbestimmtem Tatvorwurf und ohne Zugang 
zu einem unabhängigen Gericht, erniedrigende Be- 
handlung bei Verhören, Abhören privater Gespräche 
ohne anschließende Information der Betroffenen, 
Auslieferung in Staaten, die möglicherweise die To- 
desstrafe anwenden oder Folterungen durchführen 
sowie Inhaftierung und Angriffe mit der Begründung 
des politischen oder religiösen Aktivismus, die der 
Europäischen Menschenrechtskonvention und ihren 


Protokollen, der Antifolterkonvention und dem Rah- 
menbeschluss des Rates der Europäischen Union zu- 
widerlaufen. 

9. Das Sicherheitsbedürfnis veranlasst Regierungen 
häufig zur Verabschiedung von Ausnahmeregelun- 
gen. Diese müssen wirklich Ausnahmen sein, da kein 
Staat - auch nicht in Extremsituationen - das Recht 
hat, den Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit zu miss- 
achten. Jedenfalls muss er sich gesetzlich verankerte 
Garantien geben, die jedem Missbrauch von Ausnah- 
meregelungen Vorbeugen. 

10. Die Parlamentarische Versammlung des Europarates 
empfiehlt dem Ministerkomitee in dem Bewusstsein, 
dass das ordnungsgemäße Funktionieren der Demo- 
kratie und die Achtung der Menschenrechte die 
Hauptanliegen des Europarats darstellen, für die Re- 
gierungen Leitlinien auszuarbeiten und zu verab- 
schieden, in denen die politischen Regeln, Standards 
und praktischen Vorgehensweisen dargelegt werden, 
die erforderlich sind, um den Grundsatz der demo- 
kratischen Kontrolle des Sicherheitssektors in den 
Mitgliedstaaten anzuwenden, wobei folgende Grund- 
sätze zu berücksichtigen sind: 

i. Geheimdienste 

a. die Arbeit dieser Dienste muss auf einer von 
den Gerichten überwachten klaren und ange- 
messenen Gesetzgebung beruhen; 

b. jedes Parlament sollte über einen sachgemäß 
funktionierenden Fachausschuss verfügen. 
Die Überwachung der „Aufgaben“ und Bud- 
gets der Nachrichtendienste ist eine Min- 
destforderung; 

c. die Voraussetzungen für die Anwendung von 
Ausnahmeregelungen durch diese Dienste 
sind gesetzlich für genau umrissene Zeit- 
räume festzulegen; 

d. die Geheimdienste sollten unter keinen Um- 
ständen politisiert werden, da sie in der Lage 
sein müssen, den politischen Verantwortli- 
chen objektiv, unparteilich und sachgerecht 
Bericht zu erstatten. Jede Einschränkung der 
bürgerlichen und politischen Rechte von Si- 
cherheitsmitarbeitem sind gesetzlich zu ver- 
bieten; 

e. das Ministerkomitee des Europarats ist auf- 
gerufen, einen Europäischen Kodex für 
nachrichtendienstliche Ethik (entsprechend 
dem vom Europarat angenommenen Euro- 
päischen Kodex der Polizeiethik) zu verab- 
schieden; 

f. das heikle Gleichgewicht zwischen Vertrau- 
lichkeit und Rechenschaftspflicht kann in 
gewissem Maße an Hand des Grundsatzes 
der „zeitversetzten Transparenz“ gewahrt 
werden, wonach vertrauliche Unterlagen 
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nach einem gesetzlich vorgeschriebenen 
Zeitraum der Öffentlichkeit zugänglich sind; 

g. schließlich muss das Parlament regelmäßig 
über die allgemeine nachrichtendienstliche 
Politik informiert werden; 

ii. Polizei 

a. jeder Staat muss seinen eigenen spezifischen 
gesetzlichen Rahmen für die Arbeit und die 
Kontrolle einer demokratischen Polizei 
schaffen. Die Glaubwürdigkeit der Polizei 
hängt von ihrer Professionalität und dem 
Maße ab, in dem sie entsprechend demokra- 
tischen Regeln und der maximalen Achtung 
der Menschenrechte tätig ist; 

b. angesichts der unterschiedlichen Mandate 
und Zuständigkeiten kommt es darauf an, 
dass in der Gesetzgebung zwischen Sicher- 
heits- und Geheimdiensten einerseits und 
Einrichtungen der Strafverfolgung anderer- 
seits unterschieden wird; 

c. die Polizei muss neutral bleiben und darf 
keinerlei politischen Einflüssen unterliegen. 
Transparenz ist auch dann wichtig, wenn die 
Öffentlichkeit Vertrauen in die Polizei setzen 
und mit ihr Zusammenarbeiten soll; 

d. die Polizeibeamten müssen in Schulungen 
mit humanitären Grundsätzen, verfassungs- 
rechtlichen Sicherungsmaßnahmen und 
Standards vertraut gemacht werden, die sich 
aus von internationalen Organisationen wie 
den Vereinten Nationen, dem Europarat und 
der OSZE festgelegten Ethikkodizes erge- 
ben; 

e. die Gesetzgebung auf diesem Gebiet muss 
den Entwicklungen der modernen Technolo- 
gien und der Datennetzkriminalität Rech- 
nung tragen und regelmäßig aktualisiert wer- 
den; 

f die Verbrechensbekämpfung der Polizei 
muss eine gebührende Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit zeigen, 
insbesondere im Falle öffentlicher Kundge- 
bungen, bei denen eine recht große Gefahr 
besteht, dass die Entwicklungen außer Kon- 
trolle geraten könnten; 

iii. Grenzkontrollen 

a. infolge der Zunahme der Kriminalität und 
des Terrorismus muss dieser Sektor verstärkt 
einer demokratischen Kontrolle unterliegen 
und Gegenstand einer weit reichenden inter- 
nationalen Zusammenarbeit sein. Dabei be- 
darf es einer klaren Gesetzgebung, um Kor- 
ruption, Diskriminierung und übermäßige 
Gewaltanwendung zu verhüten; 


b. der Grundsatz der Freizügigkeit darf keinen 
ungerechtfertigten Einschränkungen unter- 
liegen. Allerdings dürfen unsere Grenzen 
nicht aus Gründen, die mit Wirtschaftskrimi- 
nalität, Menschenhandel, Drogenschmuggel 
Waffenhandel zu tun haben, verletzt werden. 
Wenn staatliche Stellen der Auffassung sind, 
dass die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
bedroht sind und somit die Grenzschutzklau- 
sel anwenden, sollten solche Maßnahmen 
nicht im Übermaß oder auf Gruppen oder 
Einzelpersonen angewandt werden, deren 
Anwesenheit allein aus ideologischen oder 
politischen Gründen unerwünscht ist; 

c. die Sicherheit an den Grenzen muss durch 
ein zentralisiertes, hierarchisch aufgebautes 
System auf der Grundlage klar umrissener 
Vorschriften gewährleistet werden. Die Aus- 
bildung sowie die Arbeits- und Lebens- 
bedingungen der Grenzschutzmitarbeiter 
müssen so gestaltet werden, dass sie vor dem 
Druck seitens der organisierten Kriminalität 
und vor Korruption geschützt werden; 

iv. Verteidigung 

a. die Hauptaufgabe der Streitkräfte ist die Ge- 
währleistung der nationalen Sicherheit. 
Diese wesentliche Funktion darf nicht da- 
durch verwässert werden, dass den Streit- 
kräften - außer unter außergewöhnlichen 
Umständen - Hilfsaufgaben zugewiesen 
werden; 

b. die der internationalen Zusammenarbeit und 
friedenserhaltenden Aufgaben im Ausland 
beigemessene zunehmende Bedeutung darf 
sich nicht nachteilig auf die Rolle des Parla- 
ments im Entscheidungsprozess auswirken. 
Demokratische Legitimität muss vor Ver- 
traulichkeit gehen; 

c. auf europäischer Ebene kommt es entschei- 
dend darauf an, durch Einführung eines Sys- 
tems kollektiver Konsultationen zwischen 
den nationalen Parlamenten über Sicher- 
heits- und Verteidigungsfragen jeden Rück- 
schritt gegenüber den demokratischen 
Errungenschaften der Versammlung der 
Westeuropäischen Union zu vermeiden; 

d. in diesem Zusammenhang sollten die natio- 
nalen Parlamente weiterhin über ein inter- 
parlamentarisches Gremium verfügen, dem 
das entsprechende europäische Exekutiv- 
organ berichtet und mit dem es regelmäßige 
institutioneile Diskussionen über alle As- 
pekte der europäischen Sicherheit und Ver- 
teidigung führt; 

e. die Stationierung von Truppen im Ausland 
sollte in Übereinstimmung mit der Charta 
der Vereinten Nationen, dem Völkerrecht 
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und dem humanitären Völkerreeht erfolgen. 
Das Verhalten der Truppen sollte der Zustän- 
digkeit des Internationalen Strafgeriehtshofs 
in Den Haag unterstellt sein; 

V. Nationale Sieherheit und Demokratie 

a. im Allgemeinen ist bei Entscheidungen über 
die nationale Sicherheitspolitik der Werte- 
hierarchie in einer demokratischen Gesell- 
schaft gebührend Rechnung zu tragen. Es 
kommt entscheidend darauf an, dass dieser 
Sektor, dem es traditionell an Transparenz 
fehlt, von demokratischen Institutionen und 
Verfahren kontrolliert wird; 

b. Ausnahmeregelungen auf allen Gebieten 
sind von Parlamenten zu kontrollieren und 
dürfen die Ausübung verfassungsmäßiger 
Grundrechte nicht schwerwiegend ein- 
schränken; 

c. die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, 
dass in den verschiedenen Sicherheitssekto- 
ren auf allen Ebenen, auch in den Verteidi- 
gungsministerien und den nationalen Dele- 
gationen internationaler Sicherheitsgremien, 
eine angemessene Zahl von Frauen vertreten 
ist; 

d. die Freiheit der Presse und der audiovisuel- 
len Medien ist im Gesetz wie in der Praxis 
zu erhalten, und in Fällen absoluter Notwen- 
digkeit auferlegte Einschränkungen dürfen 
nicht zu einer Verletzung der internationalen 
Grundrechtsprinzipien führen; 

e. mit nachrichtendienstlichen und sicherheits- 
bezogenen Fragen umgehende Privatfirmen 
sollten gesetzlichen Regulierungen unterlie- 
gen, und es sollten, vorzugsweise auf euro- 
päischer Ebene, spezifische Kontrollsysteme 
eingeführt werden. Zu diesen Regelungen 
sollten Bestimmungen über die parlamenta- 
rische Kontrolle, Überwachungsmechanis- 
men, Lizenzvorschriften und Mittel zur Fest- 
legung von Mindestanforderungen an die 
Arbeit dieser Privatfirmen gehören. 

Empfehlung 1714 (2005)* 

betr. die Aufhebung der Einschränkungen 
beim Wahirecht 

1. Unter Bezugnahme auf ihre Entschließung 1459 
(2005) über die Abschaffung der Einschränkungen 
beim Wahlrecht fordert die Parlamentarische Ver- 
sammlung das Ministerkomitee auf: 


* Debatte der Versammlung am 24. Juni 2005 (24. Sitzung). (Siehe 

Dok. 10553, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrech- 
te, Berichterstatter: Herr Mehdi Eker). Von der Versammlung verab- 
schiedeter Text am 24. Juni 2005 (24. Sitzung). 


i. an die Mitglied- und Beobachterstaaten zu appel- 
lieren: 

a) das Übereinkommen des Europarates aus 
dem Jahre 1992 über die Beteiligung von 
Ausländem am kommunalen öffentlichen 
Leben zu unterzeichnen und zu ratifizieren 
und bei Kommunalwahlen allen legalen Ein- 
wohnern das aktive und passive Wahlrecht 
einzuräumen und 

b) die bestehenden Einschränkungen des Wahl- 
rechtes für Häftlinge und Angehörige der 
Streitkräfte zu überprüfen mit dem Ziel, alle 
jene Einschränkungen, die nicht mehr not- 
wendig oder bei der Verfolgung eines be- 
rechtigten Ziels unangebracht sind, abzu- 
schaffen; 

ii. die zuständigen Dienste des Europarates, insbe- 
sondere die Europäische Kommission für Demo- 
kratie durch Recht („Venedig-Kommission“) so- 
wie ihren Rat für demokratische Wahlen 
einzuladen, ihre Aktivitäten mit dem Ziel, die 
Voraussetzungen für die wirksame Ausübung des 
Wahlrechfes durch Grappen, die sich besonderen 
Schwierigkeiten gegenübersehen, wie im Aus- 
land lebende Bürger, Häftlinge, rechtskräftig ver- 
urteilte Straftäter, Bewohner von Pflegeheimen, 
Soldaten oder Nomadengmppen, weiter auszu- 
bauen; 

iii. die bestehenden Instmmente zu überprüfen im 
Hinblick darauf, ob eine Notwendigkeit für ein 
Übereinkommen des Europarafes besieht, um die 
internationale Zusammenarbeit zu verbessern 
mit dem Ziel, die Ausübung des Wahlrechtes von 
im Ausland lebenden Staatsangehörigen zu er- 
leichtern. 

Empfehlung 1715 (2005)** 

betr.: eine verbesserte Antwort auf die 
Erfordernisse der psychischen 
Gesundheit in Europa 

1. Die Parlamentarische Versammlung des Europarates 
nimmt Bezug auf ihre Entschließung 1460 (2005) 
betr. „eine verbesserte Antwort auf die Erfordernisse 
der psychischen Gesundheit in Europa“. 

2. Sie empfiehlt dem Ministerkomitee: 

i. diese Entschließung den Regierungen der Mit- 
gliedstaaten zuzuleiten und diese aufzufordem, 
sie bei der Ausarbeitung und Umsetzung ihrer 
Politik in Bezug auf psychische Gesundheit zu 
berücksichtigen und die Rechte von Personen, 


Debatte der Versammlung am 24. Juni 2005 (24. Sitzung). (Siehe 
Dok. 10544, Bericht des Ausschusses für Sozialordnung, Gesundheit 
und Familie, Berichterstatter: Herr Evin). Von der Versammlung ver- 
abschiedeter Text am 24. Juni 2005 (24. Sitzung). 
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die unter psychischen Gesundheitsproblemen lei- 
den, zu wahren; 

ii. in Zusammenarbeit mit der Weltgesundheits- 
organisation (WHO) und der Europäischen 
Union die Mitgliedstaaten dabei zu unterstützen, 
Reformen in Bezug auf die psychische Gesund- 
heit zu erarbeiten und umzusetzen, um zu ge- 
währleisten, dass eine Umstrukturierung der 
verschiedenen öffentlichen Dienststellen für psy- 
chische Gesundheit ohne jeglichen Verlust von 
finanziellen Ressourcen durchgeführt wird; 

iii. den Erfahrungsaustausch und den Austausch 
über bestmögliche Verfahren zwischen den Mit- 
gliedstaaten sicherzustellen. 

2. Redebeiträge deutscher Parlamentarier 

Die Weltbank, der Internationale Währnngsfonds nnd 
die Verwirklichnng der Millenninms- 
Entwicklnngsziele 

Abg. Klans-Werner Jonas (SPD): Herr Präsident, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, auch ich möchte zu- 
nächst dem Sekretariat für die qualifizierte und umfang- 
reiche Unterstützung bei der Erstellung des Berichtes 
danken. Es handelt sich um einen sehr umfangreichen Be- 
richt, bei dem ich sehr starke Rückendeckung und Unter- 
stützung hatte. Bei der Bekämpfung der weltweiten 
Armut und dem Erreichen der Millenniums-Entwick- 
lungsziele stellen wir uns zweifellos - wie mein Vorred- 
ner bereits ausgeführt hat - einer gewaltigen und auch 
richtungweisenden Herausforderung. Und trotz einiger 
Fortschritte und einer erheblichen Verringerung der Ar- 
mut in den letzten zwanzig Jahren bleibt die Armut in 
dieser Welt in hohem Maße existent. Nach wie vor 
scheint ihr Ausmaß unvorstellbar und nur in Form von 
Zahlen einigermaßen fassbar. Noch heute leben etwa 
1,2 Milliarden Menschen von weniger als einem US-Dol- 
lar pro Tag. ln den nächsten fünfzig Jahren wird die Welt- 
bevölkerung voraussichtlich von sechs auf neun Milliar- 
den Menschen anwachsen, wobei 95 Prozent dieses 
Zuwachses auf die Entwicklungsländer entfallen. Für 
viele Menschen in diesen Ländern bleibt die Armut somit 
eine reelle Bedrohung - es besteht also mehr denn je Be- 
darf zum Handeln. Mit der Verabschiedung der Millen- 
niums-Erklärung und den Millenniumszielen im Jahr 
2000 haben sich die Vereinten Nationen zum Ziel gesetzt, 
dieser Bedrohung Herr zu werden und die extreme Armut 
weltweit bis zum Jahr 2015 auf die Hälfte zu reduzieren. 
Die Millenniumserklärung verpflichtet die reichen wie 
die armen Länder, alles daran zu setzen, die Armut zu be- 
seitigen und die menschliche Würde sowie die Gleichbe- 
rechtigung zu fördern und Frieden, Demokratie und öko- 
logische Nachhaltigkeit zu verwirklichen, sowie der 
Entwicklung von Krankheiten wie Aids, Malaria, Kinder- 
sterblichkeit und anderen deutlich Einhalt zu gebieten. 
Wir alle wissen, dass in diesem Jahr die Generalver- 
sammlung der UNO zum ersten Mal eine Zwischenbilanz 
dieser messbaren Ziele ziehen wird. Diese Zwischen- 
bilanz wird einen großen Handlungsbedarf ergeben, der 


aus einer Rückständigkeit bei der Umsetzung der MDGs 
resultiert - in Afrika beispielsweise ist das Erreichen der 
MDGs nicht einmal ansatzweise in Sicht. Angesichts des 
weltweiten wirtschaftlichen Wachstums und der sich da- 
raus ergebenden Möglichkeiten sind die bisher erreichten 
Fortschritte und Ziele nur als unzureichend zu bewerten. 
Für Geber- wie für Entwicklungsländer gilt, sich ins Ge- 
dächtnis zu rufen, dass diese Ziele keine Worthülsen sind, 
sondern dass sie für uns ganz bestimmte Vorgaben festle- 
gen, auf welche die gesamte Entwicklungsgemeinschaft 
hinarbeiten muss. Bei der Umsetzung der MDGs sind die 
Weltbank und der Internationale Währungsfonds von zen- 
traler und vor allem ausschlaggebender Bedeutung, weil 
gerade sie eine internationale entwicklungs- und ord- 
nungspolitische Rolle bei der Bereinigung chronischer 
und akuter wirtschaftlicher Schwierigkeiten ihrer Mit- 
gliedstaaten spielen. Die Weltbank ist zudem das wich- 
tigste Beratungs- und Finanzierungsinstrument innerhalb 
der multilateralen Entwicklungs-Zusammenarbeit und ist 
daher richtungweisend, was den nachhaltigen Armuts- 
abbau angeht. Nur gemeinsam mit der Weltbank und dem 
IWF an vorderster Front kann somit der weltweite Kampf 
gegen die Armut mit ihren vielschichtigen Facetten er- 
folgreich geführt werden und eine nachhaltige Umset- 
zung der MDG’s gelingen. Maßgeblich ist hierbei die 
Ausrichtung beider Institutionen: Der vollzogene Kurs- 
wechsel der Weltbank, der das Bemühen um mehr Demo- 
kratie und Transparenz innerhalb der Institutionen sowie 
eine Flexibilisierang ihrer Instrumente mit einschließt, ist 
ein fester Bestandteil dieser teils reformierten Ausrich- 
tung. Dass die Bretton-Woods-lnstitute federführend an 
der Realisierung der MDGs mitwirken können, haben die 
letzten Monate gezeigt. Die Aktivitäten und das Engage- 
ment der Weltbank und des IWF im Rahmen der Sofort- 
hilfe des Wiederaufbaus in Südasien nach der Tsunami- 
Katastrophe zeigen, dass beide Institutionen die Fähigkeit 
besitzen, effektiv und nachhaltig Not zu lindem. Für die 
Mitgliedstaaten des Europarates ist es unabdingbar, wei- 
terhin finanziell und politisch die Umsätze der MDGs 
voran zu treiben und dabei die Bretton-Woods-lnstitute in 
ihren Reformenprozessen zu unterstützen sowie die ärms- 
ten Länder in den Entscheidungsgremien zu stärken. Eine 
besondere Rolle spielt dabei die internationale Deve- 
lopment Agency. Die Unterstützung der Mitglieder des 
Europarates für die MDG-relevanten Programme für die 
Maßnahmen der Weltbank ist dabei äußerst wichtig; diese 
sind auch in der von uns zu verabschiedenden Resolution 
enthalten. Die weltwirtschaftliche Globalisiemng erfor- 
dert starke Institutionen, die ein gemeinsames Handeln 
möglich machen, und gemeinsam Sicherheit, Stabilität 
und Wohlstand gewährleisten. Sie alle haben die Auf- 
gabe, die Globalisiemng zu gestalten, besonders in den 
Entwicklungsländern, den Handel zu liberalisieren 
- warm und wie, das weiß ich auch noch nicht genau - 
doch wir müssen jetzt damit beginnen, die Gmndlagen zu 
legen. Dabei ist die Vereinbamng, die zur Supermacht- 
Ordnung getroffen wurde, erst ein Anfang, doch die Ent- 
wicklung in der Textilindustrie - gerade im Verhältnis 
China und anderen Entwicklungsländern wie Bangladesh 
oder Pakistan zeigen, dass auch hier mit dem richtigen 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-45- 


Drucksache 15/5967 


Augenmaß gearbeitet werden muss. Hier sind aueh die 
Weltbank und der IWF gefordert. Beide Institutionen 
zählen zu den tragenden Säulen dieser „Global Govern- 
ments“. Ihr Foeus auf Maßnahmen in den Entwieklungs- 
ländem, ihre strukturpolitisehen Aktivitäten in ebendie- 
sen haben einen großen Einfluss auf das globale System. 
Es ist zu wünsehen, dass die Weltbank unter ihrer neuen 
Führung den bereits begonnenen Weg mit der klaren Auf- 
gabe, die globale Armut zu bekämpfen, fortführen wird. 
Wir brauehen uns keinen Träumereien hinzugeben, um 
festzustellen, dass eine Welt ohne Armut möglieh ist und 
sein sollte - das sollte unser Handeln bestimmen. Ob wir 
die Millenniumsziele erreiehen können oder nieht, hängt 
entseheidend von uns selbst ab. Die Zukunft der Welt- 
bank und das IWF sind hierfür maßgeblieh. leh danke Ih- 
nen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mieh zunäehst allen 
Rednern für die, aueh kritisehen, Beiträge danken. Es 
würde die Redezeit von vier Minuten übersehreiten, auf 
alle Beiträge im einzelnen einzugehen, aber ieh glaube, 
dass die Diskussion insgesamt gezeigt hat, dass wir ge- 
meinsam ein großes Interesse daran haben, die Millen- 
niumsziele zu erreiehen, und daran hart zu arbeiten, leh 
möehte auf einen Aspekt, der immer wieder angespro- 
ehen wurde, eingehen, nämlieh das Thema Sehulden und 
Sehuldenerlass. Wir müssen damit sehr sorgfältig umge- 
hen, da es hier bereits Beispiele gibt, bei denen Ländern 
in großem Umfang Sehulden erlassen wurden, und diese 
Länder jedoeh kurze Zeit später bereits wieder Fälle für 
einen erneuten Sehuldenerlass wurden, leh glaube dass 
sieh hier zeigt wie umfassend man das Thema betraehten 
muss, und dass insbesondere die Frage der „Good Go- 
vernments“ eine wiehtige Rolle spielt. Ein zweiter Punkt 
ist die Forderung naeh mehr Geld. Es geht hierbei nieht 
nur um mehr Geld, sondern um einen effizienteren Ein- 
satz. Bei der Frage, wie wir dies erreiehen wollen, stellt 
sieh natürlieh hier in Europa das Problem, dass wir auf- 
grund der hohen nationalen Staatsversehuldung auf wenig 
Akzeptanz bei der Bevölkerung stoßen, wenn es darum 
geht zum Erreiehen der Millenniumsziele höhere Sehul- 
den aufzunehmen. Hier müsste in den nationalen Parla- 
menten noeh viel stärker diskutiert werden, und es gibt 
hier eine Grundlage die wir aueh immer wieder verdeutli- 
ehen müssen: Wir können die Millenniumsziele nieht er- 
reiehen, wenn wir nieht bereit sind, in der Wirtsehaft, im 
gesellsehaftliehen wie privaten Bereieh Verzieht zu üben. 
Der Verzieht auf eigene Ansprüehe sollte Vorrang haben 
vor der Jagd naeh Wirtsehaftswaehstum. Eine letzte An- 
merkung meinerseits: leh glaube es geht hier vor allem, 
und wir haben dies aueh mehrfaeh hervorgehoben, um die 
Entwieklung der Dritten Welt. Dies ist aueh ein Beitrag 
zur Konfliktprävention in diesen Ländern, leh habe selber 
die Krisenregion Darfur besueht, und mir ein Bild von der 
Situation vor Ort maehen können. Obwohl sieh die jetzi- 
gen Auseinandersetzungen in der Region über lange Zeit 
entwiekelt haben, so ist doeh ein wiehtiger Hauptgrund 
der Trinkwassermangel. 

Das heißt also, dass der Sehutz und die Entwieklung von 
Ressoureen ein wiehtiger Punkt in der Prävention soleher 


Konflikte darstellt, ln der Welt gibt es viele Tsunamis, 
wie ieh sie nenne. Sei es die Kindersterbliehkeit, oder 
aber der Konflikt in Darfur, die HlV/AlDS-Epidemie - 
dies alles sind Tsunamis, denn innerhalb von 14 Tagen 
sterben mehr Kinder an Hunger als beispielsweise wäh- 
rend der Tsunami-Katastrophe, und dies zeigt meines Er- 
aehtens sehr deutlieh die ersehreekenden Ausmaße dieser 
Situation. Deshalb ist es Zeit zu handeln, nieht nur um ei- 
ner langfristigen Ersehöpfung der Ökosysteme vorzubeu- 
gen, sondern aueh um kurz- und mittelfristig blutige Kon- 
flikte zu vermeiden, indem wir die Reiehtümer dieser 
Welt gereeht verteilen. Denn es geht letzen Endes um die 
Reiehtümer dieser Welt, nieht um den sehnöden Mam- 
mon wie man so sehön sagt, sondern um die natürliehen 
Ressoureen. Dies geht beim Trinkwasser, bei der Gesund- 
heit und bei Bildung los, und dies ist für mieh die Heraus- 
forderung. leh bedanke mieh noeh einmal herzlieh bei al- 
len Rednern, die hier sehr interessante Beiträge geliefert 
haben. 

Die Lage im Nahen Osten 

Abg. Dr. Christine Lncyga (SPD): Danke, Herr Präsi- 
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben dem 
Beriehterstatter für einen soliden und ausgewogenen Be- 
rieht zu danken, der Chaneen aufzeigf und Risiken zu- 
mindesf niehf versehweigf; doeh wer Herrn Stern und 
Herrn Abu Zayyad aufmerksam zugehört hat, der weiß, 
wie explosiv die Lage naeh wie vor ist, und wie leieht 
Ratsehläge erteilt werden können, die man nieht selbst 
Umsetzen muss. Wir alle empfinden es als sehr frustrie- 
rend, dass die naeh dem Tode von Präsident Arafat einge- 
leiteten Friedensbemühungen nun doeh wieder in eine 
Saekgasse gemündet sind, doeh wenn andererseits die 
Besiedelung der Westbank immer weiter voransehreitet, 
und wenn dureh Mauer und Staeheldraht das palästinensi- 
sehe Volk praktiseh interniert wird, dann dürfen wir dazu 
nicht schweigen. Wer wie ich als Bürgerin eines ehemali- 
gen Ostblockstaates jahrzehntelang hinter Mauern und 
Stacheldraht gelebt hat, der kann die Verbitterung darüber 
verstehen, und ich glaube, das sollten wir hier auch klar 
aussprechen. Daher verurteile ich ebenso entschieden die 
Anschläge palästinensischer Attentäter, wie die willkürli- 
chen Vergeltungsschläge Israels. Wir erkennen hier, wie 
verfahren die Situation sich darstellt. Dass jedoch ein 
Weg der Versöhnung denkbar und machbar ist, hat das 
Genfer Abkommen gezeigt, und solche Initiativen müs- 
sen wir unterstützen. Ich halte es für ein hoffnungsvolles 
Zeichen, dass junge Menschen aus Israel und Paläsfina 
sich treffen, um gemeinsam ihren Wunsch nach Frieden 
zu artikulieren und zusammen zu gehen. Solches, und lo- 
kale Aktivitäten, müssen wir unterstützen, und es liegt 
klar auf der Hand, dass es auch neue Impulse für die 
Roadmap geben muss. Was wir jedoch unmissversfänd- 
lich anprangem müssen, sind Menschenrechfsverletzun- 
gen, und wir müssen hier auch klare Absagen an Völker- 
rechfsverlefzungen aussprechen. Wenn wir nämlich - was 
der Fall isf - einerseifs bereif sind, das Lebensrechf des 
Sfaafes Israel ohne Wenn und Aber zu schüfzen, dann 
dürfen wir nicht zulassen, dass das unter Missachtung der 
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Grundrechte und der Menschenwürde des palästinensi- 
schen Volkes geschieht. Gestatten Sie mir deshalb, in die- 
sem Kontext den Bogen über das eigentliche Thema hi- 
naus etwas weiter zu spannen, denn - wie sich immer 
wieder zeigt - war der Irakkrieg nicht die viel gepriesene 
ultimative Lösung, sondern der Irak ist das Hauptproblem 
in der Region geworden. Was als Demokratie nach westli- 
chem Muster eingeführt werden sollte, hat aus der Sicht 
der Menschen zu einer neuen Bedrohung, einer neuen 
Entmündigung geführt, und es hat einen radikalen Funda- 
mentalismus freigesetzt, der ständig neue Nachahmer fin- 
det. Dies zeigt, wie schnell durch Überheblichkeit Ver- 
trauen zerstört werden kann. Was als Demokratie und 
Befreiung gedacht war, wird als neue Unfreiheit angese- 
hen. Die Folge davon ist ein neues Aufflammen des Has- 
ses, den wir doch gerade bekämpfen wollten. Was können 
wir nun als Europarat, als Europäer tun? 

Ich glaube, wenn wir um Vertrauen werben und gemein- 
sam nach Lösungen suchen wollen, müssen wir dies in 
der Achtung vor anderen Kulturen, ihren Traditionen und 
Respekt vor dem Stellenwert religiöser Fragen in ihrem 
Leben tun - denn unser Demokratieverständnis lässt sich 
nicht eins zu eins auf andere Kulturkreise übertragen; es 
bedarf immer der gegenseitigen Achtung vor den kultu- 
rellen Wurzeln eines Volkes. Zuletzt möchte ich noch her- 
vorheben, dass die EU einen erheblichen Beitrag geleistet 
hat, um gerade auf diesem Weg für Völkerverständigung 
zu kämpfen. Wir haben uns finanziell, materiell und per- 
sonell engagiert und sollten auf diesem Wege fortfahren, 
jedoch mit Verständnis, Fingerspitzengefühl und Respekf 
vor den anderen. 

Die gegenwärtige Lage im Kosovo 

Abg. Marianne Tritz (BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN): 
Herr Präsiden!, liebe Kolleginnen und Kollegen! Sechs 
Jahre nach Ende des Krieges wird es Zeif, eine Lösung für 
Kosovo zu finden; die Menschen, die dort leben, erwarten 
dies zu Recht. Der Status des Kosovo soll nach Möglich- 
keit bis zur Mitte des nächsten Jahres geklärt sein, hat die 
internationale Gemeinschaft beschlossen. Als im März 
letzten Jahres erneut Gewalt ausbrach, wurde das ohnehin 
nur geringe Vertrauen zwischen den Volksgruppen nach- 
drücklich erschüttert. Unseren Respekt verdient der ehe- 
malige Premierminister Ramush Haradinaj, als er sein 
Volk zur Ruhe mahnte, nachdem er vom Internationalen 
Strafgerichtshof angeklagt wurde und nach Den Haag ab- 
gereist ist. Seitdem hat sich die Sicherheitslage nach und 
nach wieder verbessert, auch wenn das Klima spannungs- 
geladen bleibt. Insgesamt lässt sich die Sicherheitslage für 
Kosovo nur schwer abschäfzen, da es je nach Region 
große Unterschiede gibt, ln jüngster Zeit hat es Angriffe 
gegen die Politiker Rugowa, Surroi und Iwanowitsch ge- 
geben, gegen Mitglieder der provisorischen Einrichtung 
der demokratischen Selbstregierung PlSG, wurden Kor- 
ruptions-Vorwürfe erhoben, und sie werden beschuldigt, 
in die organisierte Kriminalität verwickelt zu sein. 
Gleichzeitig gibt es Gerüchte, denen zufolge alle Parteien 
ihre eigenen Geheimdienste unterhalten, und all das trägt 
nicht dazu bei, das Klima im Kosovo zu verbessern. Au- 


ßerdem ist da natürlich noch die katastrophale wirtschaft- 
liche Lage, und die ungeklärte Statusfrage isf nur eine der 
Ursachen hierfür. Mif einer immens hohen Arbeifslosig- 
keit - man spricht von 60 bis 70 Prozent - einem Durch- 
schnittseinkommen von 200 Euro und einer sehr jungen 
Bevölkerung (das Durchschnittsalter beträgt 22 Jahre), 
die nach einer Lebensperspektive strebt, sind die Aus- 
sichten auf eine wirtschaftliche Entwicklung im Augen- 
blick sehr beschränkt. Ich glaube allerdings nicht, dass 
durch die Klärung der Statusfrage allein hier Abhilfe ge- 
schaffen werden kann - dazu müssen auch eigene An- 
strengungen von Kosovo-albanischer Seite unternommen 
werden. Hierzu gehören grundsätzliche rechtliche und 
wirtschaftliche Reformen, die von denjenigen, welche die 
Regierungsverantwortung im Kosovo tragen, durchge- 
führt werden müssen. Die Frage, wie es mit Kosovo wei- 
ter geht, ist an Bedingungen geknüpft. Wir sind dabei 
schon über die Frage: Standard vor Status? hinaus und be- 
wegen uns eher nach dem Prinzip: Standard UND Status. 
Es besteht Einigkeit darüber, dass vor allem die wich- 
tigste Forderung - der Schutz der Minderheiten - erfüllt 
sein muss, um die Voraussetzungen für Statusverhandlun- 
gen zu schaffen. Bei der Verwirklichung der Standards 
lassen sich bei allen acht mit Priorität versehenen Stan- 
dards Fortschritte bei der Umsetzung erkennen. Im Hin- 
blick auf Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Schutz der 
Menschenrechte, und der nationalen Minderheiten, wie 
sie allerdings der Europarat als Standard versteht, sind 
weitere Anstrengungen nötig. Die wirtschaftliche Situa- 
tion und die Angst vor ethnischen Auseinandersetzungen 
machen es Vertriebenen und Flüchtlingen schwer, sich für 
eine Rückkehr in die Heimat zu entscheiden. Nach den 
März-Unruhen im letzten Jahr hat die Rate der freiwillig 
Zurückkehrenden um 40 Prozent abgenommen, ln dieser 
ungeklärten Situation - keine Arbeitsplätze, zu wenig 
Wohnraum, mangelnde ärztliche Versorgung, schwelende 
Feindseligkeit - muss grundsätzlich jede Entscheidung 
zur Rückführung ethnischer Minderheiten in das Kosovo 
mit besonderer Vorsicht getroffen werden, und zwar so- 
wohl aus Sicherheitsgründen, als auch aus humanitären 
Erwägungen. Ein besonderes Problem sind die Abschie- 
bungen in den Kosovo. Ein verstärkter Zustrom von 
Rückkehrern in das Kosovo könnte eine destabilisierende 
Wirkung mit sich bringen. Die ohnehin beschränkten Mit- 
tel und Möglichkeiten der Kosovo-Verwaltung werden 
somit zusätzlich belastet. Meines Erachtens steht eine sol- 
che Politik der Zwangsrückführung auch im Widerspruch 
zu den erheblichen finanziellen und milifärischen Hilfs- 
zusagen, die eine Reihe von Ländern in Europa abgege- 
ben haben, um nachhaltige Lebensbedingungen und die 
erforderliche Sicherheit im Kosovo wieder herzustellen. 
Ich halte es aus humanitären Gründen daher für ange- 
bracht, denjenigen Flüchtlingen, die sich schon lange im 
Ausland aufhalten, die dort ihre Kinder geboren und erzo- 
gen haben - Kinder, die in anderen Ländern sozialisiert 
wurden, deren Sprache sprechen und sich zu Recht als 
Bürgerinnen und Bürger der Länder fühlen, in denen sie 
aufgewachsen sind - endlich eine eindeutige Perspektive 
in den Gastländern zu bieten, so weit dieses noch nicht 
geschehen ist. Gerade bei Kindern führt die Abschiebung 
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zum Verlust der Heimat, und die Art und Weise, wie diese 
Abschiebungen durchgefiihrt werden, fuhrt zu heftigen 
traumatischen Erlebnissen und ist zu verurteilen. Lassen 
Sie mich noch ein paar Worte zu Belgrad sagen: Selbst- 
verständlich müssen die Interessen Belgrads berücksich- 
tigt werden. Von entscheidender Bedeutung ist jedoch, 
dass es die Bereitschaft der Regierung von Serbien und 
Montenegro gibt, sich an einem offenen Dialog zu beteili- 
gen. Tatsächlich ist anzuerkennen, dass es auf bestimmten 
Gebieten Fortschritte gibt; doch es ist ebenfalls absolut 
notwendig, dass die Regierung in Belgrad die Serben, die 
im Kosovo leben, dazu ermuntert, ja ermutigt, sich an den 
Institutionen der Regierungsbildung und allen gesell- 
schaftlichen und politischen Prozessen zu beteiligen. Nur 
wer sich beteiligt, kann mitentscheiden und mitgestalten. 
Unabhängig von der Statusfrage wird in Zukunft die In- 
ternationale Gemeinschaft nach und nach die Verantwor- 
tung für Kosovo abgeben. Die Europäische Union wird 
dann eine gewichtigere Rolle in Kosovo spielen. Aber 
auch der Europarat sollte sich noch stärker als bisher im 
Kosovo einbringen. Das, was für Kosovo erreicht werden 
soll - Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte 
und Rechte nationaler Minderheiten sowie „Good Go- 
vernments“ sind die Bereiche, in denen der Europarat 
über großen Sachverstand verfügt. Deshalb bitte ich Sie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, dass sich der Europarat 
mit seiner Kompetenz und seinen Ressourcen einbringt, 
damit im Kosovo die Standards und die Werte des Euro- 
parates uneingeschränkt zur Anwendung gelangen kön- 
nen. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeif. 

Herr Präsidenf, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
danke Ihnen für diese engagierte Debatte. Es ist gesagt 
worden, dass Kosovo eines der härtesten Probleme in 
Europa und damit eine enorme Herausforderung dar- 
stellt - diese Ansicht teile ich voll und ganz. Es ist vieles 
vorgetragen worden, was ich nur unterstreichen kann. 
Zum Beispiel wurde gefordert, dass die Eigenverantwor- 
tung des Kosovo stärker unterstützt werden muss, dass 
wir Slogans sorgfältiger daraufhin überprüfen, ob sie 
auch tatsächlich umsetzbar sind. Es ist auch erwähnt wor- 
den, dass Kosovo eine eigene politische Kultur braucht, 
eine eigene Identität, und dass es selbstverständlich aus- 
geschlossen ist, dass eine Gruppe über die andere siegt 
und herrscht; vielmehr muss man gemeinsam handeln. 
Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang besonders den 
Vertretern Albaniens und Serbiens danken, die sich bereit 
erklärt haben, einen offenen und konstruktiven Dialog zu 
suchen und versprochen haben, dasselbe auch in ihren 
Volksgruppen zu tun. Die Kooperation zwischen Serbien 
und Kosovo-Albanem ist die Voraussetzung, damit tat- 
sächlich eine Lösung für Kosovo gefunden wird. Aller- 
dings bin ich davon überzeug!, dass man diesen Prozess 
begleifen und moderieren muss und Serbien, Monfenegro 
und die Kosovo-Albaner damif nicht allein lassen darf 
Wir alle sollten uns hier mit unserer Kompetenz einbrin- 
gen. ln diesem Zusammenhang finde ich den Vorschlag 
einer Kosovo-Konferenz durchaus überlegenswert, wir 
sollten diesen Gedanken als Anregung mitnehmen. Ich 
danke Ihnen sehr für diese Diskussion. 


Die Einhaltung der von der Russischen Föderation 
eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen 

Abg. Rudolf Bindig (SPD): Auch ich möchte meinen 
Beitrag damit beginnen, dass ich auf den bedeutenden 
Brief verweise, den die Vertreter der russischen Staats- 
organe uns beim Beitritt zu unserer Organisation über- 
mittelt haben. Sie haben sich darin nicht nur verpflichtet, 
die Standards des Europarates zu akzeptieren, sondern 
auch bekräftigt, dass eine Mitgliedschaft der Russischen 
Föderation nicht zu einer Aufweichung dieser Standards 
führen wird. Wahrlich ein wichtiges und lobenswertes 
Versprechen. Dies berechtigt uns aber nunmehr auch, auf 
die Einhaltung der Standards zu drängen. Wobei uns sehr 
wohl bewusst ist, dass dies für die Russische Föderation 
vor ihrem historischen Hintergrund eine sehr schwierige 
Aufgabe sein kann. Da ich auch ein Mitglied des Aus- 
schusses für Recht und Menschenrechte bin, möchte ich 
den Blick besonders auf Fragen richten, die speziell die 
Rechtsstaatlichkeit und die Menschenrechte betreffen. 
Die Reform des Justizwesens ist ein ambitioniertes Vor- 
haben. Die Gerichtsbarkeit wird hauptsächlich ausgeübt 
mit Friedensgerichten, mit Geschworenengerichten, mit 
Schiedsgerichten und es sollen spezielle Jugendgerichte 
eingerichtet werden. Diese Ausdifferenzierung des Ge- 
richtswesens ist zu begrüßen. Besorgnis besteht aller- 
dings weiterhin in Bezug auf die Unabhängigkeit der Ge- 
richte und mögliche Korruptionsfälle. Infensiv haben wir 
uns mif der Reform der Prokurafura beschäftig!. Wenn es 
auch Probleme macht, einen einheitlichen europäischen 
Standard zu definieren, so müssen wir doch die Forde- 
rung erheben, dass die Bündelung von mehreren Funktio- 
nen nicht mit den allgemeinen demokratischen Prinzipien 
und der Rechtsstaatlichkeit im Einklang steht. Hier zi- 
tiere ich die Venedig-Kommission: „Dies würde voraus- 
setzen, dass der Staatsanwaltschaft ihre extensiven Be- 
fugnisse im Bereich der generellen Überwachung 
entzogen werden, die verschiedene Gerichte und den 
Ombudsmann übertragen werden sollte. Im Strafvollzug 
konnten mit dem Transfer der Strafvollzugsanstalten vom 
Innenministerium zum Justizministerium, mit der Demi- 
litarisierung der Vollzugsbeamten und der deutlichen Re- 
duzierung der Gefängnisinsassen wichtige Fortschritte 
erzielt werden. Die Überbelegung ist generell zurückge- 
gangen, wenn es auch regional - vor allem in Untersu- 
chungsgefängnissen - noch große Probleme gib!. Er- 
schreckend isf die außerordentlich hohe Krankenrate 
unter den Gefängnisinsassen. Eine wichtige Forderung 
bleibt, dass der FSB keine eigenen Untersuchungsge- 
fängnisse unferhalten darf Wir Berichtersfaffer können 
natürlich keinen Monitoring-Bericht über die Entwick- 
lung in der Russischen Föderation vorlegen, ohne die 
schwierige Menschenrechtssituation in Tschetschenien 
anzusprechen, die weiterhin ein wesentlicher Kritik- 
punkt bleibt. Da im Oktober letzten Jahres hierzu von 
mir ein spezieller Bericht über die Menschenrechtslage 
in Tschetschenien vorgelegt wurde, soll heute nur erneut 
angemahnt werden, dass es gilt, die begangenen Men- 
schenrechtsverletzungen aufzuklären und die Verantwort- 
lichen zur Rechenschaft zu ziehen. Das Klima der Straf- 
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losigkeit muss beendet werden. Besehwerdefuhrer beim 
Europäisehen Mensehenreehtsgeriehtshof wurden einge- 
sehüehtert und sogar umgebraeht. Die Besehwerdefuhrer 
benötigen einen wirksamen Schutz durch die Behörden. 
Noch wichtiger aber ist, dass keine neuen Menschen- 
rechtsverletzungen unter Beteiligung russischer Sicher- 
heitskräfte oder anderer tschetschenischer militärischer 
Einheiten mehr begangen werden. Dies wird immer mehr 
auch eine Frage der Autorität des russischen Präsiden- 
ten. Wenn der russische Präsident die Autorität besitzt, 
dann muss er die Beachtung der Menschenrechte bei al- 
len Operationen in Tschetschenien auch durchsetzen. Un- 


ser Monitoring-Bericht umfasst insgesamt 111 Seiten. Es 
ist der umfangreichste Bericht, den der Monitoring-Aus- 
schuss bisher vorgelegt hat. Wir hoffen, dass dieser Be- 
richt generell, aber auch speziell in Russland eine große 
Verbreitung findet. Er ist deshalb auch in Russisch ins In- 
ternet eingestellt worden. Abschließend möchte ich mei- 
nem Ko-Berichterstatter, David Atkinson, für seine gufe 
Zusammenarbeit und dem Sekretariat des Monitoring- 
Ausschusses für seine außerordentliche Arbeitsleistung 
danken. Ich möchte auch der russischen Delegation für 
ihr konstruktives Verhalten bei den Überlegungen im 
Ausschuss danken. 
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3. Mitgliedsländer und Funktionsträger 

Mitgliedsländer der Parlamentarischen Versammlnng des Enroparates (46) 


Albanien 

Andorra 

Armenien 

Aserbaidsehan 

Belgien 

Bosnien und Herzegowina 

Bulgarien 

Dänemark 

Deutsehland 

Estland 

Finnland 

Frankreieh 

Georgien 

Grieehenland 

Irland 

Island 

Italien 

Kroatien 

Lettland 

Lieehtenstein 

Litauen 

Luxemburg 

„ehern, jugoslawisehe Republik Mazedonien“ 


Malta 

Moldau 

Monaeo 

Niederlande 

Norwegen 

Österreieh 

Polen 

Portugal 

Rumänien 

Russland 

San Marino 

Sehweden 

Sehweiz 

Serbien und Montenegro 
Slowakisehe Republik 
Slowenien 
Spanien 

Tseheehisehe Republik 

Türkei 

Ukraine 

Ungarn 

Vereinigtes Königreieh 
Zypern 


Länder mit Sondergaststatus 

- zur Mitwirkung in der Parlamentarisehen Versammlung ohne Stimmreeht bereehtigt 
Der Sondergaststatus von Belarus wurde am 13. Januar 1997 ausgesetzt. 

Beobachter (3) 

Israel, Kanada, Mexiko 
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Funktionsträger der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
Präsident Rene van der Linden (Niederlande - EPP) 

Vizepräsidenten 20, darunter Rudolf Bindig (Bundesrepublik Deutsehland - SPD/SOC) 

Generalsekretär Bruno Haller (Frankreieh) 

Politischer Ausschuss 

Vorsitzender Abdülkadir Ate§ (Türkei - SOC) 

Stv. Vorsitzende Latehezar Toshev (Bulgarien - EVP) 

Diek Marty (Sehweiz - ALDE) 

Konstantin Kosaehev (Russland - EDG) 

Ausschuss für Recht und Menschenrechte 

Vorsitzender Serhiy Holovaty (Ukraine - ALDE) 

Stv. Vorsitzende Jerzy Jaskiemia (Polen - SOC) 

Erik Jürgens (Niederlande - SOC) 

Eduard Lintner (Bundesrepublik Deutsehland - CDU/CSU/EVP) 

Ausschuss für Wirtschaft und Entwicklung 

Vorsitzender Evgeni Kirilov (Bulgarien - SOC) 

Stv. Vorsitzende Antigoni Perieleous Papadopoulos (Zypern - ALDE) 

Märton Braun (Ungarn - EVP) 

Konstantinos Vrettos (Grieehenland - SOC) 

Ausschuss für Sozialordnung, Gesundheit und Familie 

Vorsitzender Mareel Glesener (Luxemburg - EVP) 

Stv. Vorsitzende Christine McCafferty (Vereinigtes Königreieh - SOC) 

Patrizia Paoletti Tangheroni (Italien - EVP) 

Helena Bargholtz (Sehweden - ALDE) 

Ausschuss für Kultur, Wissenschaft und Bildung 

Vorsitzender Jaeques Legendre (Frankreieh - EVP) 

Stv. Vorsitzende Baroness Gloria Hooper (Vereinigtes Königreieh - EDG) 

Josef Jafab (Tseheehisehe Republik - ALDE) 

Dr. Wolfgang Wodarg (Bundesrepublik Deutsehland - SPD/SOC) 

Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft und kommunale und regionale Angelegenheiten 

Vorsitzender Walter Sehmied (Schweiz - ALDE) 

Stv. Vorsitzende Alan Meale (Vereinigtes Königreich - SOC) 

Renzo Gubert (Italien - EVP) 

Elsa Papadimitriou (Griechenland - EVP) 
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Ausschuss für Wauderbeweguugeu, Flüchtliugs- uud Bevölkeruugsfrageu 

Vorsitzender John Wilkinson (Vereinigtes Königreieh - EDG) 

Stv. Vorsitzende Tana de Zulueta (Italien - SOC) 

Doros Christodoulides (Zypern - UEL) 

Jean-Guy Branger (Frankreieh - EVP) 

Geschäftsordnungsausschuss 

Vorsitzender Andreas Gross (Schweiz - SOC) 

Stv. Vorsitzende Andrea Manzella (Italien - SOC) 

Ganka Samoilovska-Cvetanova („ehern, jugoslawische Republik Mazedonien“ -EVP) 

Ausschuss für die Gleichstellung von Frauen und Männern 

Vorsitzende Minodora Cliveti (Rumänien - SOC) 

Stv. Vorsitzende Rosmarie Zapfl-Helbling(Schweiz - EVP) 

Anna Curdovä (Tschechische Republik - SOC) 

Svetlana Smimova (Russland - EDG) 

Ausschuss für die Einhaltung der von den Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenen Pflichten 

und Verpflichtungen (Monitoring-Ausschuss) 

Vorsitzende György Frunda (Rumänien - EVP) 

Stv. Vorsitzende Hanne Severinsen (Dänemark - ALDE) 

Naira Shakhtakhtinskaya (Aserbaidschan - EDG) 

Mikko Elo (Finnland - SOC) 


SOC 

Sozialistische Gruppe 

EVP 

Gruppe der Europäischen Volkspartei 

EDG 

Gruppe der Europäischen Demokraten 

ALDE 

Gruppe der Liberalen, Demokraten und Reformer 

UEL 

Gruppe der Vereinigten Europäischen Linken 
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